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INFOPOOL / POLITIK / TICKER





ANTI-SCHLACHTHOF-WIETZE-AKTION/024: Fronten und Ereignisse - Sitzblockade ... (Kampagne gegen Tierfabriken)


Kampagne gegen Tierfabriken - Presseerklärung vom 02.08.2016

Blockade der Wiesenhof-Schlachtfabrik in Wietzen-Holte nach sechs
Stunden beendet



Heute frühmorgens [Dienstag, 2.8.] wurden alle Zufahrten eines Schlachthofs
der PHW-Gruppe (Marke "Wiesenhof") blockiert. Rund 30 Tierbefreiungs- und
Umweltaktivist*innen hatten ab 6.20 Uhr alle drei Zufahrten zum Gelände in
Wietzen-Holte mit Sitzblockaden blockiert. Zusätzlich erkletterten
Aktivist*innen zwei Fleischtransporter. Damit konnte die Zufahrt zur
Schlachtfabrik für rund sechs Stunden lahmgelegt werden. Auf Transparenten
war zu lesen "Tierproduktion stoppen! Klima retten!".

Die Aktion richtete sich gegen die tägliche Tötung von 140.000 Hühnern,
sowie den Ausbau der Anlage, womit die PHW-Gruppe die Schlachtkapazität auf
250.000 Schlachtungen pro Tag erhöhen will.

Selina Fischer, eine der Aktivist*innen: "Die Blockade konnte zumindest für
einige Stunden das tagtägliche industrialisierte Töten stoppen. Es ist
wichtig, sich dieser Ausbeutungsindustrie in den Weg zu stellen, die sowohl
Menschen als auch Tiere ausnutzt!"

In der Schlachtfabrik in Wietzen-Holte, einem Unternehmen der PHW-Gruppe,
werden jährlich Millionen Hühner getötet. Jedes einzelne der Tiere musste
unter unwürdigen Bedingungen leben und wurde während des ganzen Prozesses
von der Aufzucht, über die Mast für die Fleischindustrie zur Ware
degradiert. Am Ende jedes Hühnerlebens bei Wiesenhof steht ein gewaltsamer
Tod.

Die Arbeiter*innen in den Betrieben der PHW-Gruppe müssen zu Hungerlöhnen
unter schwersten Bedingungen ihre Arbeit verrichten.

Diese Aktion fand im Rahmen des Aktionscamps gegen Tierfabriken statt,
welches derzeit in Balge stattfindet.

Weitere Informationen:

www.kampagne-gegen-tierfabriken.info

 * 

Quelle:

Presseerklärung vom 2. August 2016

Kampagne gegen Tierfabriken

E-Mail: kampagne-gegen-tierfabriken@riseup.net

Internet: http://kampagne-gegen-tierfabriken.info



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. August 2016 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis
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INFOPOOL / SPORT / BRENNPUNKT





SPIELE/020: Olympias gebrochene Ringe - auf dem Rücken der Verlierer ... (Survival)


"Survival International" - Deutsche Sektion - 4. August 2016

Olympia: Guarani leisten Widerstand gegen gewalttätige Farmer






[image: Foto: © Fiona Watson/Survival]

Die Guarani haben eine starke Verbindung zu ihrem Land. Der größte Teil
davon wurde jedoch gestohlen und durch intensive Landwirtschaft zerstört.

Foto: © Fiona Watson/Survival



Kurz vor Eröffnung der Olympischen Sommerspiele in Rio de Janeiro hat ein
indigenes Volk in Brasilien gewalttätigen Farmern, die ihr Land zerstören
und sie mit Rassismus und Vernichtung bedrohen, eine klare Ansage gemacht.

Diese folgt auf die jüngste Welle von Gewalt und Vertreibungen sowie dem
Tod eines sieben Monate alten Babys in der Apy-Ka'y-Gemeinde im Juli.

Aty Guasu, die Organisation der brasilianischen Guarani, erklärte: "Ihr
seid Mörder und ihr greift unaufhörlich unser tekohá [angestammtes Land]
an. Doch wir werden in unserem Kampf für unser Land, das uns gestohlen
wurde, nicht zurückweichen. Jedes Mal, wenn ihr einen von uns umbringt,
werden wir in unserem Kampf stärker. Jedes Mal, wenn ihr auf uns schießt,
werden wir einen Schritt nach vorne gehen. Und für jedes Grab werden wir
mehr von unserem Land wieder besetzen. Das garantieren wir euch."

Aty Guasu hat auch ein Video gedreht, welches Aufnahmen der jüngsten
brutalen Vorfälle gegen die Guarani enthält [1].

Viele Guarani sind gezwungen, am Rand von Überlandstraßen zu leben. Sie
werden von Bewaffneten angegriffen oder gewaltsam vertrieben, wenn sie
versuchen, ihr angestammtes Land wieder zu besetzen. Im Juli wurden
Guarani-Familien von fast hundert schwer bewaffneten brasilianischen
Polizeibeamten vom Land ihrer Vorfahren vertrieben. Ein Baby starb an den
Folgen von Unterernährung und der Exponierung, als Häuser der Guarani mit
Bulldozern dem Erdboden gleichgemacht wurden. Die Gemeinde wurde in die
notdürftigen Lager am Straßenrand zurückgedrängt.

Zuvor waren in diesem Jahr mehrere andere Guarani-Gemeinden von
Bewaffneten, die im Auftrag der Farmer standen, angegriffen worden. Bei
einem Angriff auf die Guarani-Gemeinde Tey'i Jusu wurde ein Mann getötet,
mehrere Indigene - darunter ein 12-jähriger Junge - mussten ins Krankenhaus
gebracht werden.

Im Laufe der vergangenen Jahrzehnte haben zerstörerische
Agrobusiness-Unternehmen den Großteil des Landes der Guarani gestohlen. Die
Indigenen leben am Straßenrand und in überfüllten Reservaten.
Guarani-Kinder verhungern und viele der Anführer wurden ermordet. Hunderte
Guarani - Männer, Frauen und Kinder - haben sich das Leben genommen. Die
Selbsttötungsrate unter den Guarani-Kaiowá ist die höchste weltweit.

In einem Video, das dank Survivals Tribal-Voice-Projekt entstanden ist,
sagt der Guarani-Anführer Eliseu Guarani: "Brasilien ist in diesem Jahr
Gastgeber der Olympischen Spiele. Die Regierung steht im Scheinwerferlicht
der Welt und versucht, die Situation, mit der wir Indigenen konfrontiert
sind, zu verbergen ... Wir Guarani werden angegriffen, unsere Anführer
werden umgebracht ... und unser Land wird uns nicht zurückgegeben. Doch
diese Olympischen Spiele werden nichts von all dem zeigen. Die Menschen auf
der ganzen Welt werden sich diese Spiele ansehen und jubeln. Sie werden
auch unser Leiden bejubeln."

Im April startete Survival International die Kampagne "Völkermord in
Brasilien stoppen!" im Vorfeld der Olympischen Sommerspiele in Rio de
Janeiro, um auf die Situation indigener Völker wie der Guarani aufmerksam
zu machen. Ihr Land, ihre Rohstoffe und ihre Arbeitskraft werden im Namen
von "Fortschritt" und "Zivilisation" gestohlen.

Die Kampagne fordert Brasiliens Regierung dazu auf, sich an das Gesetz zu
halten und die Guarani zu schützen, ihr Land zu demarkieren und die Mörder
strafrechtlich zu verfolgen. Außerdem soll sie den hungernden Gemeinden
solange Nahrungsmittel zur Verfügung stellen, bis sie ihr angestammtes Land
zurück bekommen haben. Die Kampagne befasst sich außerdem mit Brasiliens
unkontaktierten Völkern - den bedrohtesten Gesellschaften unseres Planeten -
 sowie der beabsichtigten Verfassungsänderung, die unter dem Namen PEC 2015
bekannt ist. Sie hätte eine deutliche Schwächung der Landrechte indigener
Völker zur Folge. Bestehende indigene Gebiete würden auseinanderbrechen und
ausgebeutet werden.

Survival-Direktor Stephen Corry machte klar: "Eine akute und grauenhafte
humanitäre Krise entfaltet sich quer durch ganz Brasilien, während der
Blick der Medien durch die Olympischen Spiele in Rio abgelenkt wird. Bei
der Situation der Guarani handelt es sich um keine Anomalie, hier setzt
sich ein Jahrhunderte alter Prozess von Landraub, völkermörderischer
Gewalt, Sklaverei und Rassismus fort. Zahlreiche Indigene sterben und
werden umgebracht. Indigene Rechte überall in Brasilien werden aufgehoben.
Den Schweregrad dieser Krise kann man kaum übertreiben. Sie wird nur dann
enden, wenn indigene Völker als zeitgenössische Gesellschaften respektiert
und ihre Menschenrechte geschützt werden. Brasilien muss jetzt handeln, ehe
noch mehr indigene Völker zerstört werden."


Survival International ist die globale Bewegung für die Rechte
indigener Völker. Wir helfen indigenen Völkern ihr Leben zu verteidigen,
ihr Land zu schützen und ihre Zukunft selbst zu bestimmen. Survival wurde
1969 gegründet.


Anmerkung:

[1] https://www.youtube.com/watch?v=C_R_yJc6sH4

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. August 2016

Survival Deutschland

Haus der Demokratie und Menschenrechte

Greifswalderstr. 4, 10405 Berlin

Telefon: +49 (0)30 72 29 31 08, Fax: +49 (0)30 72 29 73 22

E-Mail: info@survivalinternational.de

Internet: www.survivalinternational.de
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INFOPOOL / SPORT / BRENNPUNKT





SPIELE/019: Olympias gebrochene Ringe - Kehrseite der Medaillen ... (terre des hommes)


terre des hommes Deutschland e.V. - Pressemitteilung vom 04.08.2016

Internationales Olympisches Komitee muss Menschenrechte wahren!

Zum Start der Olympiade in Rio de Janeiro



Osnabrück, 4. August 2016 - terre des hommes kritisiert
Menschenrechtsverletzungen im Vorfeld der Olympischen Spiele in Rio de
Janeiro und fordert vom IOC einen glaubwürdigen Einsatz gegen Korruption,
Willkür und Ausgrenzung von Armen bei Sportgroßveranstaltungen.

»Seitdem das IOC die Spiele vor sieben Jahren nach Rio vergeben hat, sind
dort Tausende Familien wegen kostspieliger Infrastrukturprojekte
umgesiedelt worden«, erklärte Jens Kunischewski, Lateinamerikaexperte von
terre des hommes. »Häufig geschahen diese Räumungen unter Missachtung
geltender Gesetze und Gewaltanwendung. Die Anwohner wurden weder vorher
konsultiert noch anschließend entschädigt. Viele Kinder sind dadurch aus
ihrem gewohnten Umfeld gerissen worden. Dahinter stehen auch private
Interessen und Immobilienspekulationen. Denn die Quadratmeterpreise in
einigen zentral gelegenen Armenvierteln haben sich vervielfacht.« Die Zahl
der Tötungen durch Polizeibeamte, die schon während der
Fußballweltmeisterschaft 2014 um 38 Prozent gestiegen war, hat erneut stark
zugenommen. Insbesondere Jugendliche aus den Favelas werden häufig als
potentielle Gewalttäter stigmatisiert. Obdachlose und Straßenkinder passen
ebenso wenig ins Bild und werden vertrieben.

Die Sicherheit der Besucher war von Anfang an ein wichtiges Thema der
Verhandlungen zwischen IOC, FIFA und der brasilianischen Regierung, die
Menschenrechte der Bevölkerung hingegen spielten keine Rolle. Deshalb hat
die »Sport and Rights Alliance«, ein Bündnis von zivilgesellschaftlichen
Organisationen, dem auch terre des hommes angehört, Empfehlungen zur
Verbesserung der Situation erarbeitet und diese gestern der Öffentlichkeit
in Rio vorgestellt. »Wir erwarten, dass nach dem Dialog mit dem IOC jetzt
Taten folgen. Olympia und Fußballweltmeisterschaften sollen Freude schaffen
und nicht zur tödlichen Gefahr für Arme und Benachteiligte in den
Austragungsorten werden«, so Jens Kunischewski. Mit Blick auf die kommenden
Sportgroßveranstaltungen von IOC und FIFA in Russland, Katar und China
fordert terre des hommes, dafür Sorge zu tragen, dass Menschenrechte,
einschließlich der Rechte von Kindern und der Beschäftigten, von der
Bewerbungsphase über die Vorbereitung bis zur Durchführung beachtet werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. August 2016

terre des hommes Deutschland e.V.

Ruppenkampstraße 11 a, 49084 Osnabrück

Telefon: 05 41 / 71 01-0, Telefax: 05 41 / 70 72 33
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INFOPOOL / SPORT / BRENNPUNKT





SPIELE/018: Olympias gebrochene Ringe - Militarisierung ... (DFG-VK)


Deutsche Friedensgesellschaft-Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen
(DFG-VK) 

Pressemitteilung vom 2. August 2016

Protest gegen Olympia-"Militärfestspiele"



Friedensaktivisten beklagen auf der neuen Aktionsseite
www.militärfestspiele.de eine zunehmende Militarisierung der Olympischen
Spiele: Sie fordern ein Ende der Sportförderung durch die Bundeswehr und
einen sofortigen Abbruch einer aktuellen Werbekampagne des Militärs - Mit
dem Logo des Deutschen Olympischen Sportbunds (DOSB) versucht die
Bundeswehr aktuell junge Leute für den Militärdienst zu werben.

"Die Bundeswehr ist kein Sportverein! Nein zur Zusammenarbeit zwischen
Armee und DOSB!", unter dieser Überschrift demonstriert die Deutsche
Friedensgesellschaft - Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen (DFG-VK) aktuell
auf einer neuen Aktionswebsite. Grund sind die am Freitag beginnenden
Sommerspiele im brasilianischen Rio de Janeiro und eine aktuelle Fernseh-
und Plakat-Kampagne der Bundeswehr. Mit Sprüchen wie "Wir kämpfen für die
Freiheit. Und für Medaillen" wirbt die Armee aktuell in Zusammenarbeit mit
dem DOSB um neue Rekrutinnen und Rekruten: "Das ist eindeutig ein Verstoß
gegen die Satzung des Sportbunds", so Ralf Buchterkirchen, Bundessprecher
der DFG-VK. Tatsächlich heißt es in der Präambel der Satzung, dass der DOSB
gegen "jede Form von Gewalt" eintritt und sich dem "Schutz von Kindern
verpflichtet" fühlt. "Es ist aber die Aufgabe des Militärs von der Politik
vorgegebene Ziele mit Gewalt durchzusetzen", erklärt Buchterkirchen. Zudem
rekrutiere die Bundeswehr jährlich über 1.000 unter 18-Jährige, was nicht
nur von der DFG-VK, sondern auch von Kinderrechtsorganisationen wie terre
des hommes und sogar den Vereinten Nationen kritisiert werde.

Die aktuelle Werbekampagne des Militärs sei zudem irreführend: "Die
eigentlichen Aufgaben und gefährlichen Einsätze wie in Afghanistan, Mali
und am Horn von Afrika zeigt die Bundeswehr in ihrer Werbung nicht,
stattdessen versucht sie junge Leute über die Werbefigur des Sportsoldaten
zu locken", so Buchterkirchen. Dabei machen die knapp 750 Sportsoldaten nur
lediglich 0,42 Prozent aller aktiven 176.000 Soldaten aus.

"Jungen Sportlerinnen und Sportlern muss eine langfristige und zivile
Perspektive geboten werden", kritisiert Buchterkirchen. Junge Leute würden
heute nahezu in die Bundeswehr gedrängt, wenn sie ihrem Sport professionell
nachgehen wollen. Zwar gibt es mit der Stiftung Deutsche Sporthilfe sowie
Polizei- und Feuerwehr-Sportabteilungen auch zivile Alternativen, die sind
jedoch nicht so gut finanziert wie die Bundeswehr, die jährlich etwa 35
Millionen Euro Steuergelder für ihre Sportförderung ausgibt.

Dafür verlangt die Armee von den Sportsoldatinnen und -soldaten viel: "Wer
Leistungsziele nicht erreicht, droht schnell aus dem Förderprogramm
herauszufallen", erklärt Friedensaktivist Buchterkirchen. Die meisten
Bundeswehr-Sportlerinnen und -Sportler würden daher keiner geregelten
Ausbildung nachgehen und stünden nach der Sportkarriere beruflich schlecht
da. Eine langfristige Perspektive bietet die Bundeswehr den jungen Leuten
nicht, was zu einer Ausgrenzung bildungsaffiner Spitzensportlerinnen und 
-sportler führt, kritisiert auch Professor Wolfgang Maennig von der
Universität Hamburg.

Die Deutsche Friedensgesellschaft - Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen
fordert daher die Einstellung des Sportförderprogramms der Bundeswehr und
eine Rückbesinnung auf die Friedensgesinnung von Olympia, wie Ralf
Buchterkirchen erklärt: "Rund um die Olympischen Spiele der Antike wurde
eine umfassende Waffenruhe ausgerufen und auch die modernen Spiele wurden
bei ihrer Gründung von den Gedanken getragen, dass sich die Menschen bei
sportlichen Wettkämpfen messen sollten, statt sich auf den Schlachtfeldern
zu bekämpfen."


Die DFG-VK ist mit dem Gründungsjahr 1892 die älteste und mit etwa
3.600 Mitglieder die größte pazifistische deutsche Friedensorganisation.
Durch Landesverbänden und mit vielen Gruppen ist sie bundesweit vor Ort
vertreten. Die Mitglieder der DFG-VK sind in allen friedenspolitischen
Themen in regionalen, bundesweiten sowie internationalen Zusammenhängen
aktiv.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 2. August 2016

Ralf Buchterkirchen,

Bundessprecher der Deutschen Friedensgesellschaft-Vereinigte

KriegsdienstgegnerInnen (DFG-VK)

E-Mail: buchterkirchen@dfg-vk.de

Internet: www.dfg-vk.de
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INFOPOOL / UMWELT / BRENNPUNKT





KOHLEALARM/288: Klimakampf und Kohlefront - Infos, Bildung, Prominenz ... (Klimacamp im Rheinland)


Klimacamp im Rheinland - Pressemitteilung vom 3. August 2016

Alternativer Nobelpreisträger Nnimmo Bassey kommt zum Klimacamp im
Rheinland



Rheinland - Der nigerianische Umweltschützer Nnimmo Bassey wird auf dem
"Klimacamp im Rheinland" zu Gast sein. Bassey, der Träger des alternativen
Nobelpreises ist, stellt dort vor, wie lokaler Widerstand gegen den
Klimawandel international vernetzt werden kann. Das Klimacamp findet vom
19.-29. August zum siebten Mal im rheinischen Braunkohlerevier statt.

Angesichts des menschengemachten Klimawandels sieht Bassey die Bevölkerung
in der Pflicht: "Es ist dringend an der Zeit, dass die Menschen dieser Welt
sich ihre Macht zurückerobern und nicht länger dabei zusehen, wie Politik
und Wirtschaft rücksichtslos über alles und jeden hinweggehen. Wir können
es uns nicht leisten, dieses System weiter zu stützen. Unser Ruf muss
heißen: Hört auf Mutter Erde zu misshandeln!"

Mit einem vielseitigen Programm und kreativem Protest beleuchten die
Teilnehmenden des Klimacamps die Zusammenhänge von Klimawandel und
Wirtschaft. Ein weiterer Schwerpunkt ist die Frage, wie ein gutes Leben für
Alle ermöglicht werden kann. Das wird nicht nur theoretisch durchdacht: Auf
dem Camp versuchen Menschen möglichst nachhaltig und basisdemokratisch
zusammenzuleben, mit eigener Stromproduktion und Essen aus der Region.

Die weltweit stark wachsende Klimagerechtigkeitsbewegung verlieh ihren
Forderungen erst kürzlich im Lausitzer Kohlerevier Nachdruck. Bei der
Aktion des Bündnisses "Ende Gelände" zwangen 3500 Menschen durch friedliche
Sitzblockaden den Energiekonzern Vattenfall, zwei Tage lang den Betrieb
herunterzufahren.

 * 

Quelle:

Klimacamp im Rheinland

E-Mail: presse-klimacamp@riseup.net

Internet: http://www.klimacamp-im-rheinland.de/
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INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





AUSSTELLUNG/4199: Friedrichshafen - Sommer-Highlights 2016 im Zeppelin Museum am Bodensee


Pressemitteilung von: Zeppelin Museum

Sommer-Highlights im Zeppelin Museum am Bodensee

20. Jubiläum des Museums im Hafenbahnhof mit Sonderausstellungen und
der Aktion "Hello again!"



Das Zeppelin Museum

Zeppeline, die weltberühmten Luftschiffgiganten vom Bodensee,
begeistern die Menschen seit dem 2. Juli 1900. An diesem Tag stieg LZ
1 in der Manzeller Bucht bei Friedrichshafen erstmals auf. Seit 20
Jahren ist das Zeppelin Museum in Friedrichshafen der Ort auf der
Welt, an dem Wissbegierige jeden Alters alles über die Vergangenheit,
die Gegenwart und die Zukunft der Luftschiffe erfahren können. Dabei
geht es nicht nur um Innovationen und kühne Fahrten, sondern auch um
die historischen Hintergründe und die Menschen, die die Luftschiffe
erdachten, bauten und über die Weltmeere fuhren.

Auch das besonderer Flair einer Luftschiffreise in die USA oder nach
Brasilien in den 1930er Jahren können die Besucherinnen und Besucher
des Zeppelin Museums unmittelbar erleben: in der Teilrekonstruktion
des legendären Luftschiffes LZ 129 "Hindenburg" sind der
Aufenthaltsraum, das Schreib- und Lesezimmer und die Schlafkabinen
authentisch nachgebaut.

Mit einer Länge von 245 Metern ist die "Hindenburg nicht nur das
größte bis heute gebaute Luftfahrzeug, sondern durch ihren
spektakulären Absturz in Lakehurst weltbekannt.

In der ehemaligen Bahnsteighalle werden über 200 Jahre Luftschifffahrt
mit vielen Modellen, einzigartigen Exponaten, seltenen Fotos sowie
Film- und Tondokumenten zum Leben erweckt. Angefangen von den ersten
Ballonaufsteigen der Gebrüder Montgolfière bis zum hochmodernen
Zeppelin NT, der über dem Museum oft live zu bewundern ist.
Neben der weltgrößten Sammlung zur Zeppelin-Luftschifffahrt besitzt
das Museum eine umfangreiche Kunstsammlung, die die größten
süddeutschen Meister aus Mittelalter, Barock und Rokoko versammelt und
einen Bogen bis zur zeitgenössischen Kunst spannt.

Die Ausstellung "Möglichkeit Mensch. Körper | Sphären |
Apparaturen" 

Spektakuläre Großexponate gibt es in der aktuellen Ausstellung
"Möglichkeit Mensch. Körper | Sphären | Apparaturen": Der historische
Bogen spannt sich von den ersten Höhenfahrten in offenen Ballonkörben
über die Piccard-Kugel, mit der 1931 der erste Vorstoß in die
Stratosphäre gelang, bis in den Weltraum. Die Red-Bull
Stratosphärenkapsel führt in die unmittelbare Gegenwart. Mit ihr stieg
der österreichische Extremsportler Felix Baumgartner 2012 auf 39.000
Meter Höhe auf und sprang mit einem Fallschirm ab. Im freien Fall
erreichte er Überschallgeschwindigkeit.

Nicht nur in der Technik, auch im Bereich der Kunst untersucht die
Ausstellung, wie der Mensch biologische und gesellschaftliche Grenzen
überwindet: Menschliche Gene werden mit pflanzlicher DNA gekreuzt,
humanoide Roboter und Transspezies-Performances verwischen die Grenzen
zwischen Mensch, Maschine und Tier, virtuelle Welten eröffnen neue
Handlungsräume. Der Mensch wird hier als Projekt betrachtet und als
ein Möglichkeitswesen sichtbar gemacht, das sich immer neue Räume
erschließt.

Die Ausstellung "Möglichkeit Mensch. Körper | Sphären | Apparaturen"
haben bereits knapp 30.000 Menschen gesehen, sie wird noch bis zum 9.
Oktober 2016 gezeigt.

Die Treue-Aktion "Hello again!"

Anlässlich seines eigenen Geburtstags macht das Museum mit der Aktion
"Hello again!" treuen Gästen ein Geschenk: Wer das Zeppelin Museum in
diesem Jahr schon besucht hat, sollte unbedingt die Eintrittskarte
aufbewahren! Denn bei Vorlage der alten Eintrittskarte kann man ab dem
4. November 2016 zum Jubiläumspreis von EUR 4,50 (Erwachsene) und 3,50
EUR (Kinder) die beiden kommenden Winterausstellungen besichtigen.
Nicht nur Technikfans kommen ab dem 4. November voll auf ihre Kosten!
In der Ausstellung "Strom-Linien-Form. Die Faszination des geringen
Widerstands" verdeutlichen Originalfahrzeuge und Modelle aus den
1920er bis 1950er Jahren das Phänomen Stromlinie unter den Aspekten
Technik, Design, Zeitgeschichte und Mobilität.

Mit einem besonderen Highlight endet das Jubiläumsjahr im Zeppelin
Museum. Anlässlich des 125. Geburtstags von Otto Dix werden ab dem 3.
Dezember 2016 sämtliche Werke aus der Sammlung gezeigt. 22 Gemälde, 96
Zeichnungen und 326 Grafiken aus allen Schaffensperioden geben
vielfältige Einblicke in das OEuvre dieses außergewöhnlichen Künstlers
- ganz im Sinne des Ausstellungsmottos "Otto Dix - Alles muss ich
sehen!".

Öffnungszeiten bis Ende Oktober: täglich von 9 bis 17 Uhr, von
November bis Ende April täglich außer Montag von 10 bis 17 Uhr.

Zeppelin Museum Friedrichshafen GmbH

Sabine Ochaba

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Seestraße 22, 88045 Friedrichshafen

Tel.: +49 (07541) 3801-21

Fax: +49 (07541) 3801-81

ochaba@zeppelin-museum.de

www.zeppelin-museum.de

 * 

Quelle:

Beisel Public Art Relations (bpar)

Eine Initiative der Healthcom GmbH

Agrippinawerft 22, 50678 Köln

Telefon: 0221 / 222 83 - 181, Fax: 0221 / 222 83 - 322

E-Mail: info@bpar.de

Internet: www.bpar.de
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INFOPOOL / BUCH / MEINUNGEN





BUCHBESPRECHUNG/116: "Zehntausend Jahre Sex" von Nansen & Piccard (Sachbuch) (Klaus Ludwig Helf)


Nansen und Piccard (Redaktionsleitung):

Zehntausend Jahre Sex

von Klaus Ludwig Helf, August 2016



Sex ist in seinen vielfältigen Ausprägungen beim Menschen ein Teil seiner
sozialen Interaktion, die Gefühle, Zärtlichkeit, Zuneigung und Liebe
ausdrückt, er befriedigt die Libido und dient in Form des
Geschlechtsverkehrs der Fortpflanzung. Im Gegensatz zum Tier (mit Ausnahmen
wie bei den Bonobos und Delfinen) ist Sex beim Menschen kein reines
Instinktverhalten, sondern unterliegt bewussten kognitiven und sozialen
Entscheidungsprozessen. Der Mensch entwickelte im Laufe seiner Entwicklung
eine große Vielfalt von sexuellen Praktiken, die Ausdruck seiner kreativen
Fähigkeiten und seiner Freude am körperlichen Miteinander sind. Die
"Liebenden von Ain Sakhri", eine zehn Zentimeter große Calcit-Plastik, die
im heutigen Israel gefunden wurde, ist etwa 10.000 Jahre alt und gilt als
die älteste bekannte Darstellung des menschlichen Geschlechtsaktes. Damit
beginnt der vorliegende Band eines Autorenkollektivs, das sich mit der
Geschichte der Sexualität beschäftigt:

"Dieses Buch zeigt, dass die Menschheit schon immer oversexed war. Der
 Homo sapiens interessiert sich seit 10 000 Jahren auf fast manische Weise
 für seine Sexualität. Er hat Pornoportraits in Höhlenwände geritzt,
 Sexsprüche auf Papyrus versandt und sich seltsame Gebote, Verbote und
 Stellungen ausgedacht. Sex war immer sehr viel mehr als das bloße
 Zusammenstecken der Geschlechtsteile zu Reproduktionszwecken. Er will mit
 dem Alltag, dem eigenen Selbstbildnis und den geltenden
 Moralvorstellungen nichts zu tun haben" (S.195/196).



Was wir als menschliche Sexualität bezeichnen, entwickelte sich - so die
Autoren unter Bezug auf anthropologische Forschungen - erst mit der
"neolithischen Revolution", mit dem sesshaft Werden und dem Bau von Häusern
und Siedlungen, mit der Zähmung und Züchtung von Tieren, dem
Ackerbau und der Vorratsspeicherung - ein Prozess, der gegen 8000 v.Chr.
abgeschlossen war:

"Es ist der Beginn der menschlichen Kulturgeschichte. Und damit auch der
 Beginn der schrecklich schönen, verwirrenden, chaotischen Sache, die wir
 Sexualität nennen. Und sie meint mehr als: nur Sex" (S.10).



In 100 Kapiteln werden interessante, spannende, skurrile, lustvolle und
witzige Anekdoten aus der Kulturgeschichte der Erotik erzählt - keine
billigen Zoten oder schmierige Pornografie. Fazit des Buchs - es gibt heute
fast nichts, was es zuvor noch nicht gab; u.a. wird über folgende Themen
berichtet: Intimrasur im alten Ägypten (2200 v.Chr.), der androgyne Pharao
Echnaton in Frauenkleidern (1350 v.Chr.), die spartanischen Sugardaddies,
der öffentlich onanierende Punk unter den Philosophen, Diogenes von Laertes
(360v. Chr.); nach unserer Zeitrechnung: Ovids Liebes-Ratgeber im alten Rom
("Ars Amatoria" im Jahr 2), die Sex-Graffitis in Pompeji (im Jahr 79),
Porno-Vasen in Peru (500), Partnertausch am Polarkreis (1100), Hildegard
von Bingen über weibliche Lust (1150), Scheik Nefzauis Sex-Ratgeber (1519),
Erfindung des Keuschheitsgürtels (1405), John Marten über die "Sünde der
Selbstbefleckung" (1712), schwule Gangs im Berlin der Weimarer Republik,
der Aufbau von Swinger-Clubs auf Air-Force-Basen während des Zweiten
Weltkrieges, Beate Uhse und der erotische Versandhandel, die Erfindungen
des Pettings, der Verhütungspille und des "Blauen Wunders" (Viagra), die
Bekämpfung von HIV und der Aufbau von Pornhub durch Mia Khalifa. Wer
hätte gedacht, dass der große ägyptische Herrscher, Begründer des
Monotheismus und Gatte der Nofretete, Echnaton, den androgynen Lifestyle
hoffähig gemacht hat oder dass der berühmte Maler Oskar Kokoschka aus
Sehnsucht nach seiner geliebten Alma Mahler deren Nachbildung als erste
Sexpuppe in Auftrag gab?

Spätestens nach der Lektüre dieses spannenden Bandes wird klar, dass
Sexualität in der Kulturgeschichte der Menschen immer schon ein kreativer,
lustvoll-leidenschaftlicher, aber auch gesellschaftlich und
moralisch-religiös hoch normierter und umkämpfter Bereich war und heute
noch ist; Sexualität war immer wild und hat immer Grenzen überschritten.

Mit Recht prangern die Autoren zeitgenössische Tendenzen an, Sexualität zu
kontrollieren, in vernünftige Bahnen zu lenken:

"Der größte Gegner der Lust sitzt heute nicht im Lehrerzimmer, im
 Sittendezernat oder im Pfarrhaus - sondern in unseren eigenen Köpfen. Sex
 hat nichts verloren in einer Reihe mit Genussmitteln wie Massagen,
 Whiskey oder Drei-Gänge-Bio-Menüs ... Die Heldinnen und Helden der Liebe
 haben alles vom Sex verlangt ... Von diesem Mut kann man sich viel
 abschauen"(S.196).



Der Band ist ohne Anspruch auf Vollständigkeit ein unterhaltsames und
spannendes Kompendium über das Sittenbild der menschlichen Sexualität im
Wandel der Kulturgeschichte.


Nansen und Piccard (Redaktionsleitung): Zehntausend Jahre Sex.
Ecowin Verlag Wals bei Salzburg 2016; Hardcover mit Schutzumschlag und
zahlreichen Illustrationen von Jörg Dommel; 2004 Seiten; 19,95 EURO; als
E-BOOK 14,99 EURO.

 * 

Quelle:

© 2016 by Klaus Ludwig Helf

Mit freundlicher Genehmigung des Autors
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / AMNESTY INTERNATIONAL





SÜDAMERIKA/049: Brasilien - Drastische Zunahme von Tötungen durch die Polizei


Amnesty International - Mitteilung vom 2. August 2016

Brasilien: Drastische Zunahme von Tötungen durch die Polizei



02. August 2016 - Die Polizei in Rio hat zwischen April und Juni dieses
Jahres 124 Personen getötet. Kurz vor den Olympischen Spielen nahm die Zahl
der Tötungen damit im Vorjahresvergleich um 103 Prozent zu. Dies zeigen
neueste Zahlen des Instituts für öffentliche Sicherheit des Bundesstaates
Rio de Janeiro. Demnach wurden in der Metropole im Juni 49, im Mai 40 und
im April 35 Personen von der Polizei getötet - mehr als ein Mensch pro
Tag.

Seit Rio im Jahr 2009 den Zuschlag für die Austragung der Olympischen
Spiele erhalten hat, wurden in der Stadt ca. 2.600 Menschen von der Polizei
getötet.

"Brasilien hat die Olympischen Spiele schon verloren, bevor sie begonnen
haben. Die drastische Zunahme von Tötungen durch die Polizei stellt
ernsthaft in Frage, ob die Spiele überhaupt positive Entwicklungen für die
Stadt bringen werden", sagt Atila Roque, Direktor von Amnesty International
in Brasilien. "Es scheint, dass die Behörden sich nur darum kümmern, wie
hübsch der Olympische Park aussieht. Die Zeit für leere Wort und
Versprechen ist vorbei: Die Behörden müssen sofort Maßnahmen ergreifen, um
weitere Menschenrechtsverletzungen zu stoppen und die Verantwortlichen der
Gewalt zur Rechenschaft zu ziehen."

Laut Roque gibt es weiterhin keine klaren Regeln zur Anwendung von Gewalt
bei Polizeieinsätzen. "Mit seiner misslungenen Sicherheitspolitik
wiederholt Brasilien die Fehler der Fußballweltmeisterschaft von 2014", so
Roque. Damals hatten Tötungen durch die Polizei im Bundesstaat Rio de
Janeiro im Vergleich zum Vorjahr um 40 Prozent zugenommen.

Um zu dokumentieren, wo es in Rio im Vorfeld der Olympischen Spiele zum
Einsatz von Schusswaffen kommt, hat Amnesty die App "Kreuzfeuer" (Fogo
Cruzado [1]) entwickelt. Sie ermöglicht es, Waffengewalt zu melden. Die App
wurde bereits 35.000 Mal heruntergeladen.

Am 2. August hat Amnesty die erste monatliche Auswertung der App
veröffentlicht: Allein im Juli meldeten die Nutzerinnen und Nutzer per App
756 Schießereien mit 51 Todesopfer. Die Meldungen werden in einer
interaktiven Karte visualisiert (www.fogocruzado.org.br).

Aus den Favelas Complexo do Alemão und Caxias (Baixada Fluminense) wird
über die App fast täglich von Schießereien zwischen der Polizei und
kriminellen Banden berichtet. Auch aus dem Viertel Complexo da Maré liegen
zahlreiche Berichte von Gewalt vor. Diese Gebiete liegen zwischen dem
Flughafen und den Austragungsstätten der Olympischen Spiele.


Anmerkung:

[1] http://www.amnesty.de/2016/7/5/brasilien-amnesty-app-dokumentiert-waffengewalt

 * 

Quelle:

Mitteilung vom 2. August 2016

https://www.amnesty.de/2016/8/2/brasilien-drastische-zunahme-von-toetungen-durch-die-polizei?destination=startseite

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / BEDROHTE VÖLKER





LATEINAMERIKA/081: Brasilien - Olympiade 2016. Indigene Völker haben keinen Grund zum Feiern


Presseerklärung vom 4. August 2016

Zum Start der XXXI. Olympischen Spiele in Rio de Janeiro: 

Rechte indigener Völker in Brasilien bewahren!



Brasilien feiert Olympia, doch die Angehörigen der etwa 305 indigenen
Völker feiern nicht mit. "Viele Indigene können mit dem Olympischen
Feuer wenig anfangen, denn in ihren Gebieten herrscht zerstörerische
Goldgräberstimmung statt Olympischer Geist", kritisiert Yvonne
Bangert, Referentin bei der Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV).
"Mehr als ein Drittel der 672 indigenen Territorien sind akut durch
Landraub und Wirtschaftsinteressen bedroht. Gesetzes- und
Verfassungsänderungen, vorangetrieben von Lobbyisten der Agrar-,
Bergbau- und Energiewirtschaft, stellen
den Schutz dieser Gebiete in Frage und bedrohen damit die
Existenzgrundlage der Ureinwohner. Dabei hat Brasilien die
UN-Konvention 169 der ILO ratifiziert und ihnen nach dem Ende der
Militärdiktatur 1988 starke Verfassungsrechte gegeben."

Gesetze wie PEC 215 und PEC 65 gefährden die Ureinwohnerrechte in
Brasilien. PEC 215 soll die Entscheidung über die Anerkennung von
indigenen Schutzgebieten auf das Parlament übertragen, in dem die
Agrarlobby stark vertreten ist. "Indigene Menschenrechtler befürchten,
dass dann keine weiteren Schutzgebiete anerkannt und neue
Antragsverfahren nicht mehr zugelassen werden. Auch bereits geschützte
indigene Gebiete könnten wieder infrage gestellt werden, um dort
lagernde Naturschätze ausbeuten zu können." Dabei ist eigenes Land für
die indigenen Gemeinschaften überlebensnotwendig. PEC 65 soll das
bislang dreistufige Umweltprüfverfahren bei neuen Projekten durch nur
noch eine Prüfung ersetzen, die zudem von einem an einem Bauauftrag
interessierten Unternehmen selbst durchgeführt werden kann.

Korruptionsskandale und das noch immer nicht entschiedene
Amtsenthebungsverfahren gegen Präsidentin Dilma Rousseff begünstigen
den Zugriff auf das Ureinwohnerland, denn sie spielen der Agrar- und
Industrielobby in die Hände. Die Rohstoffreserven in den indigenen
Gebieten wecken Begehrlichkeiten. Schon jetzt werden Verfahren zur
Anerkennung von Reservaten und ihre wirksame Absicherung absichtlich
verzögert, kritisiert die GfbV unter Berufung auf einen Bericht der
CIMI, der Menschenrechtsorganisation für indigene Völker der
Brasilianischen Bischofskonferenz. "Ein wichtiges Motiv dafür ist im
Bau von Wasserkraftwerken oder anderen Formen der Landnutzung wie etwa
Monokulturen mit Soja oder Zuckerrohr zu sehen", ergänzt Bangert.

Gigantische Wasserkraftprojekte wie etwa der Belo-Monte-Staudamm am
Rio Xingu oder der Staudämmekomplex am Rio Tapajós, beides Nebenflüsse
des Amazonas im Staat Pará, vertreiben die indigenen und
nicht-indigenen Anwohner der Flussufer und vernichten ihre Existenz.
250 Staudämme sollen im gesamten Amazonasgebiet geplant sein.
Monokulturen von Soja und Zuckerrohr liefern den Hintergrund für das
Leid der Guaraní-Kaiowá in Mato Grosso do Sul, die bereits von dem
größten Teil ihres Landes vertrieben wurden. Einer aktuellen Studie
der Organsiation FIAN zufolge sind 90 Prozent von ihnen von
staatlicher Lebensmittelunterstützung abhängig.

 * 

Quelle:

Presseerklärung Göttingen, den 4. August 2016

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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MELDUNG/670: 100.000 Menschen unterstützen Verfassungsbeschwerde "Nein zu CETA!" (Campact)


Campact - Pressemitteilung vom 3. August 2016

Größte Bürgerklage in der Geschichte der Bundesrepublik:

100.000 Menschen unterstützen Verfassungsbeschwerde "Nein zu CETA!"



Berlin/Erfurt, 03. August 2016. Die Verfassungsbeschwerde "Nein zu CETA"
ist schon jetzt die größte Bürgerklage in der Geschichte der
Bundesrepublik. Mehr als 100.000 Bürgerinnen und Bürger haben bislang eine
schriftliche Vollmacht per Post eingeschickt. Das Aktionsbündnis aus
Campact, foodwatch und Mehr Demokratie hat die Verfassungsbeschwerde gegen
CETA initiiert, weil das geplante Freihandelsabkommen zwischen der EU und
Kanada die demokratischen Rechte der Bürgerinnen und Bürger auszuhöhlen
droht.

"Wir freuen uns, dass so viele Menschen die Gefahr erkannt haben und die
Beschwerde mit ihrer Unterschrift unterstützen", sagte Roman Huber,
geschäftsführender Bundesvorstand von Mehr Demokratie. Im Herbst will der
EU-Ministerrat beschließen, dass CETA "vorläufig" in Kraft treten kann. Die
Verfassungsbeschwerde fordert zu prüfen, ob CETA sowie seine "vorläufige
Anwendung" mit dem Grundgesetz vereinbar sind. Fragwürdig sind insbesondere
Sonderklagerechte für Investoren, demokratisch nicht legitimierte
Expertengremien und die fehlende Beteiligung des Deutschen Bundestages.

"CETA ist nicht nur demokratiepolitisch gefährlich, sondern auch
verfassungsrechtlich bedenklich. Die bisherige Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichts lässt nur den Schluss zu, dass völkerrechtliche
Verträge eines solchen Inhalts nicht mit dem Grundgesetz übereinstimmen",
sagte Prof. Bernhard Kempen, Direktor des Instituts für Völkerrecht und
ausländisches öffentliches Recht an der Universität Köln. Er vertritt das
Aktionsbündnis als Prozessbevollmächtigter. Sobald die Abstimmung im
Ministerrat ansteht, will das Aktionsbündnis einen "Antrag auf einstweilige
Anordnung" beim Bundesverfassungsgericht einreichen. Es soll dem deutschen
Vertreter im EU-Rat untersagen, CETA und seiner "vorläufigen Anwendung"
zuzustimmen.

Bei CETA geht es nur am Rande um die Senkung von Zöllen und die Angleichung
technischer Standards. Im Gegensatz zu bisherigen Freihandelsverträgen
greift dieses Abkommen tief in gesellschaftliche Bereiche wie Umwelt-,
Verbraucher- oder Arbeitnehmerschutz ein. "Es ist unglaublich, dass ein
solch weitreichender Vertrag schon 'vorläufig' in Kraft treten soll, ohne
dass auch nur ein Parlamentarier in den Mitgliedstaaten dafür die Hand
gehoben hat - das ist ein Demokratieskandal", kritisierte 
foodwatch-Geschäftsführer Thilo Bode.

Unter www.ceta-verfassungsbeschwerde.de kann man sich auch weiterhin der
Bürgerklage "Nein zu CETA" anschließen. Anders als beim Unterschreiben
einer Online-Petition erteilen Unterstützerinnen und Unterstützer eine
Vollmacht zur Teilnahme an der Verfassungsbeschwerde. "Neben
Demonstrationen und Aktionen ist die Bürgerklage ein wichtiges Standbein
unserer Kampagne, um CETA politisch zu verhindern?, sagte Maritta Strasser,
verantwortliche Campaignerin bei Campact. "Sie bietet den Bürgerinnen und
Bürgern eine wirksame Möglichkeit, sich gegen die unfaire Handelspolitik
unserer Regierung zu wehren."

Hintergrundpapier CETA Verfassungsbeschwerde:

www.mehr-demokratie.de/ceta-verfassungsbeschwerde.html

 * 

Quelle:

Campact e.V. - Kampagnen für eine lebendige Demokratie

Artilleriestr. 6, 27283 Verden/Aller

Telefon: 04231/957 440, Fax: 04231/957 499

Internet: http://www.campact.de
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ATTAC/1726: Weltsozialforum kommt erstmals nach Nordamerika


Attac Deutschland - Pressemitteilung

Frankfurt am Main, den 4. August 2016

Weltsozialforum kommt erstmals nach Nordamerika

 50.000 Menschen beim Weltsozialforum von 9. bis 14. August in Montreal
erwartet



Das Weltsozialforum kommt zum ersten Mal in seiner 16-jährigen
Geschichte nach Nordamerika: Mehr als 50.000 Aktivisten von rund 5.000
sozialen Bewegungen und zivilgesellschaftlichen Organisationen weltweit
werden von 9. bis 14. August 2016 zum Weltsozialforum in Montreal,
Kanada, erwartet. Sie alle eint der Einsatz für eine bessere Welt, für
wirtschaftliche und soziale Rechte für alle Menschen sowie für
solidarische und ökologische Alternativen zum derzeitigen
Wirtschaftssystem.

"Wir erwarten von dieser Begegnung in Montreal neue Impulse für den
Kampf gegen die Armut und für mehr demokratische und soziale Rechte in
der Welt. Der Veranstaltungsort erstmals in der nördlichen Hemisphäre
ist gut geeignet für den Beweis, dass Armut nicht länger auf den
globalen Süden beschränkt ist", erklärt Hugo Braun von Attac Deutschland.

Das Weltsozialforum 2016 beginnt am 9. August mit einer großen
Eröffnungsdemonstration in der Innenstadt von Montreal. Das Programm
umfasst mehr als 1.200 Aktivitäten von mehr als 1.000 Organisationen aus
118 Ländern. Zusätzlich werden in diesem Jahr erstmals sieben große
Konferenzen zu Themen wie soziale Ungleichheit, Flucht, Steueroasen,
Klimagerechtigkeit und Bildung stattfinden. Mit dabei sind unter anderen
die US-Autorin Naomi Klein, der französische Philosoph Edgar Morin, der
italienische Politologe und Menschenrechtsaktivist Ricardo Petrella
sowie Dominique Plihon, Professor für Volkswirtschaft und Sprecher von
Attac Frankreich.

Leider sind durch die restriktive Visapolitik der kanadischen Regierung
zahlreiche Persönlichkeiten aus Afrika und Asien von der Teilnahme
ausgeschlossen. "Das bestätigt die Erfahrung, dass auch sogenannte
liberale Politiker keine Garantie für Weltoffenheit und Freizügigkeit
sind", sagt Hugo Braun.

Am Weltsozialforum 2016 werden mehr als 50 Attac-AktivistInnen aus
Deutschland, Argentinien, Benin, Spanien, Frankreich, Japan, Marokko,
Kanada, Großbritannien, Togo und Tunesien teilnehmen (1). Zu den
Schwerpunktthemen der mehr als 20 Programmpunkte mit Attac-Beteiligung
zählen die Bewegungen der Migration in und nach Europa, die Klimakrise,
internationale Handelsabkommen wie CETA, TPP, TTIP, TiSA, Steueroasen
sowie die Macht des Finanzsektors.

Attac ist eine der acht Gründungsorganisationen des Weltsozialforums,
welches 2001 erstmals in Porto Alegre stattfand.


Anmerkung:

(1) Darunter: Geneviève Azam (Mitglied des wissenschaftlichen Rates
Attac Frankreich) und Dominique Plihon (Sprecher von Attac Frankreich),
sowie Christophe Aguiton, Sozialwissenschaften Forscher, Professor und
Attac Frankreich international, Jacqueline Balvet (Frankreich), Yacoub
Bitocho (Benin), Lucile Daumas (Marokko), Nick Dearden (Großbritannien),
Esmathe Gandi (Togo), Adoración Guaman und Cuca Hernandez (Spanien),
Fréderic Lemaire (Frankreich), Carolina Sachs und Hugo Braun
(Deutschland) und Maria Elena Saludas (Argentinien).


Weitere Informationen:

Offizielle Seite des Weltsozialforums 2016:

https://fsm2016.org/

Übersicht über Attac-Aktivitäten am Weltsozialforum 2016 auf der Seite
von Attac Quebec:

http://www.quebec.attac.org/?programme-des-activites-dans-1368&date=2016-08

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. August 2016

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de
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AUFRUF/058: München - Hiroshima und Nagasaki mahnen, Kundgebung und Mahnwache am 6.8.2016


Münchner Friedensbündnis

6. August 1945: Abwurf der Atombombe auf Hiroshima

Hiroshima und Nagasaki mahnen: Atomwaffenfreie Zukunft!

In München startet Petition an den Bundestag zur Beendigung der
Stationierung der Atomwaffen in Deutschland



Kundgebung und Mahnwache, Marienplatz,

Samstag, 6. August 2016 von 12:00 - 21:00 Uhr

Am 6. August 1945 verwandelte die erste Atombombe der Geschichte die
japanische Stadt Hiroshima in Bruchteilen von Sekunden in ein gigantisches
Inferno. Annähernd 100.000 Menschen starben sofort, weitere Hunderttausend
starben bis heute an den Folgen der atomaren Verseuchung.


Obwohl sich alle Atomwaffenstaaten im Sperrvertrag auf die Abrüstung
verpflichtet haben, werden die Atomwaffenarsenale modernisiert 

Allein die USA wollen in den nächsten 30 Jahren 1.000 Milliarden Dollar für
ihr Atomaufrüstungsprogramm ausgeben. Das betrifft auch die in Deutschland
(Büchel/Eifel) stationierten 20 US-Atombomben. Obwohl der Bundestag im März
2010 deren Abzug gefordert hat, sollen sie durch eine neue Bombenversion,
durch zielgenaue, elektronisch gesteuerte Lenkwaffen ersetzt werden, die
ein Vielfaches der Zerstörungskraft der Hiroshima-Bombe haben.

Weltweit finden Protestveranstaltungen gegen die atomare Aufrüstung statt.
Alleine in Deutschland sind Veranstaltungen in über 60 Städten und
Gemeinden angemeldet. Die Menschen gedenken am ersten Augustwochenende der
Opfer von Hiroshima und Nagasaki.

In München starten wir eine Petition, die an alle Abgeordneten des
Bundestages adressiert ist. Wir fordern einen Beschluss des Bundestages,
der von der Bundesregierung verlangt,


	dass sie die Bereitstellung der 46 deutschen Tornado-Flugzeuge für den Einsatz der Atomwaffen beendet,

	dass sie die Ausbildung und die Übungsflüge der Bundeswehr für den Abwurf der Atomwaffen einstellt

	und dass sie das Stationierungsabkommen für die Lagerung der US-Atomwaffen in Deutschland kündigt.




Im Gedenken an Hiroshima rufen wir zur Mahnwache zur und Kundgebung mit
Wortbeiträgen, Musik und Rezitation

Samstag, 6. August 2016 

von 12.00 - 21.00 Uhr, Marienplatz, 

13.00 Uhr Grußwort der Stadt München - Brigitte Wolf, Stadträtin

16.00 Uhr Kundgebung und "lebendes" Peacezeichen.

Abschluss um 20.30 Uhr Gedenkminute.

Veranstalter: Münchner Friedensbündnis, Münchner Bündnis gegen Krieg und
Rassismus, Occupeace München

 * 

Quelle:

Münchner Friedensbündnis

c/o Friedensbüro München e.V., Isabellastr. 6, 80798 München

Fax/Telefon: 089 2715917

E-Mail: friedensbuero@muenchner-friedensbuendnis.de

Internet: www.muenchner-friedensbuendnis.de
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AUSSICHTEN/7628: Und morgen, den 5. August 2016 (SB)


+++ Vorhersage für den 05.08. bis zum 06.08.2016 +++






[image: Jean-Luc 7628 Wetterfrosch - © 2016 by Schattenblick]






Sonne, Regen und so weiter,

ändert sich das Wetter doch,

windig, überwiegend heiter,

Jean-Luc nennt das Sommerloch.
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MELDUNG/015: Bankenstresstest in Europa - Finanzhäuser EU-weit auf Rekapitalisierung angewiesen (idw)


Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung GmbH (ZEW) - 03.08.2016

Bankenstresstest in Europa - Finanzhäuser sind EU-weit dringend auf
Rekapitalisierung angewiesen



Europas Bankensektor muss flächendeckend die Eigenkapitalausstattung der
Kreditinstitute verbessern, um im Fall einer neuen Finanzkrise bestehen zu
können. Davon sind nicht nur die Peripherieländer der Eurozone wie Italien
oder Spanien, sondern auch Deutschland und Frankreich betroffen. Würden
die weltweiten Aktienmärkte in den nächsten sechs Monaten um 40 Prozent
einbrechen, wäre bei den europäischen Banken schätzungsweise mit
Fehlbeträgen in Höhe von bis zu 882 Milliarden Euro zu rechnen. Dabei
wären die Kreditinstitute wahrscheinlich auf Subventionen angewiesen.

Zu diesem zentralen Ergebnis kommt ein Stresstest-Szenario des Mannheimer
Zentrums für Europäische Wirtschaftsforschung (ZEW) zusammen mit der New
York University und der Universität Lausanne.

Für das Szenario haben sich die Wissenschaftler an den Daten der
Europäischen Bankenaufsichtsbehörde (EBA) orientiert, die heute die
Ergebnisse ihres eigenen Stresstests veröffentlicht. Dafür hat die EBA
eine Liste mit 53 europäischen Banken vorgelegt, die in den Ländern der
Eurozone rund 70 Prozent des Bankensektors ausmachen. 34 dieser Banken
sind börsennotiert. Der Gesamtwert der Aktiva in dieser Stichprobe beläuft
sich auf rund 27 Billionen Euro. Die Marktkapitalisierung der 34
börsennotierten Kreditinstitute liegt insgesamt bei 693 Milliarden Euro,
die durchschnittliche Eigenkapitalquote bei 4,4 Prozent.

Auf dieser Basis entwarfen die Wissenschaftler ein Vorher-Nachher-Szenario
für den Zeitraum von November 2014 - nach dem damaligen Bankenstresstest
der Europäischen Zentralbank (EZB) und mit Beginn der Europäischen
Bankenunion - bis Juni 2016. Schließlich wurde geschätzt, welche
Kapitallücken bei den Banken im Ländervergleich für den Fall einer
systemischen Krise unter bestimmten Bedingungen klaffen.

"Die untersuchten Banken haben im Durchschnitt etwa ein Drittel ihres
Marktwerts seit November 2014 eingebüßt", sagt Prof. Dr. Sascha Steffen,
Leiter des ZEW-Forschungsbereichs "Internationale Finanzmärkte und
Finanzmanagement" und Mitautor der Studie. Den relativ größten Rückgang
mit Blick auf die Marktkapitalisierung haben dabei Deutschland (49,4
Prozent), Italien (47 Prozent) und Spanien (41,7 Prozent) zu verkraften.

Die Fehlbeträge sind unter Krisenbedingungen um 35 Prozent gestiegen - von
655 Milliarden Euro auf 882 Milliarden Euro im betrachteten Zeitraum. Vor
allem die spanischen Banken weisen in ihren Bilanzen eine Zunahme um 110
Prozent von nicht durch Eigenkapital gedeckten Fehlbeträgen auf. Darauf
folgen Irland (89,2 Prozent), das Vereinigte Königreich (73,9 Prozent) und
Schweden (71,2 Prozent). Die Fehlbeträge italienischer Banken legten um
29,2 Prozent zu, die deutscher Banken um acht Prozent.

"Die Ergebnisse legen nahe, dass in fast allen Ländern des europäischen
Bankensektors umfassende Maßnahmen zur Rekapitalisierung getroffen werden
müssen, auch in Deutschland", erklärt Sascha Steffen. Zudem zeige sich,
dass das Problem fehlender Eigenkapitalausstattung seit dem EZB-Stresstest
von 2014 noch nicht behoben wurde. "Die Banken, die bereits vor zwei
Jahren enorme Fehlbeträge ausgewiesen haben, schleppen diese Defizite nach
wie vor mit sich."

Als Lösungsansatz schlagen Steffen und seine Co-Autoren vor, das nötige
Kapital für die Banken durch die gemeinsame Ausgabe von Aktien oder durch
Abschläge für nachrangige Darlehensgeber bereitzustellen. Allerdings
müssten Finanzhilfen aus öffentlicher Hand hinzukommen. "Die
Bankensektoren in Deutschland, Frankreich und Italien sind
höchstwahrscheinlich auf Subventionen angewiesen, um ihre Defizite
auszugleichen", sagt Sascha Steffen.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution857

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung GmbH (ZEW), Felix Kretz, 03.08.2016

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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SPANIEN/007: Anfrage von Podemos an die spanische Regierung zu Milagro Sala (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Nachricht aus der Redaktion Madrid vom 3. August 2016

Anfrage von Podemos an die spanische Regierung zu Milagro Sala



Madrid - 03.08.2016. Gestern, am 2. August, brachte die
parlamentarische Gruppe von Podemos eine Anfrage an die spanische
Regierung ins Parlament ein, die sich mit der Situation der Leiterin
der sozialen Bürgerbewegung Milagro Sala, ihrem Ehemann Raúl Noro und
den anderen Aktivisten von Tupac Amaru beschäftigt, die ohne
verfassungsrechtlichen Hintergrund in Argentinien in Haft genommen
worden waren und in Prozessen beschuldigt wurden, die jenseits aller
Legalität stattfanden.

In einem Dokument, das von Txema Guijarro, Abgeordneter der Gruppe
Unidos Podemos - En Comú Podem, unterzeichnet wurde, sind alle Fakten
nochmals aufgeführt, wegen der die elf Mitglieder von Tupac Amaru im
Gefängnis sitzen, unter ihnen die Präsidentin Milagro Sala sowie Raúl
Noro, Leiter des Pressebüros der Organisation, der als letzter
verhaftet wurde und wegen schwerwiegender gesundheitlicher Probleme im
Krankenhaus liegt.

In dem Dokument wird angefragt, ob die spanische Regierung in Kenntnis
aller Fakten sei, ob sie diese Personen als politische Gefangene
ansehe und was sie in dieser Angelegenheit zu tun gedenke.

Die Regierung ist per Gesetz dazu verpflichtet, auf irgendeine Weise
auf diese Fragen zu antworten.

Milagro Sala ist auch Abgeordnete des Parlasur (Parlament des
Mercosur, einer Vereinigung südamerikanischer Staaten zu einem
gemeinsamen Markt, Anm. d. Übers.), das zusammen mit Amnesty
International und anderen gegen diese Verhaftungen protestiert hat,
unter Bekräftigung der Tatsache, dass es sich hier um politisch
motivierte Inhaftierungen handelt.


Übersetzung aus dem Italienischen von Evelyn Rottengatter


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Johanna Heuveling

E-Mail: johanna.heuveling@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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TAGUNG/370: Würzburg - Die Dynamik des Dreißigjährigen Krieges, 7.-9.9.2016


idw - Pressemitteilung: Julius-Maximilians-Universität Würzburg

Die Dynamik des Dreißigjährigen Krieges



Noch vor dem 400. Jahrestag des Prager Fenstersturzes von 1618 nimmt
eine internationale Tagung den Dreißigjährigen Krieg aus einer neuen
Perspektive in den Blick. Sie fragt, was sich durch diesen Krieg
grundlegend verändert hat.

"Dynamik durch Gewalt? Der Dreißigjährige Krieg (1618-1648) als Faktor
der Wandlungsprozesse des 17. Jahrhunderts": Mit diesem Titel findet
vom 7. bis 9. September 2016 an der Universität Würzburg eine
internationale Tagung statt, zu der rund 20 Teilnehmer erwartet
werden.

"Wir wollen den Westfälischen Frieden und die Nachkriegszeit nicht als
reine Überwindung, sondern als Folge und Ergebnis des Krieges
betrachten", sagt Geschichtsprofessorin Anuschka Tischer von der
Universität Würzburg. So habe der Friedensschluss von 1648 zum
Beispiel viele Grundlagen für das heutige völkerrechtliche Miteinander
in Europa geschaffen.

Gewalt als Motor für Wandlungsprozesse

Die Tagungsteilnehmer werden signifikante Veränderungen in dieser Zeit
aus der aktuellen Forschung heraus thematisieren - die politische
Ordnung, das konfessionelle Miteinander, Wirtschaft, Gesellschaft und
Kultur. In der Zusammenschau soll diskutiert werden, inwieweit die
Gewalt des Dreißigjährigen Krieges die Wandlungsprozesse des 17.
Jahrhunderts vorangetrieben hat.

Das Thema ist für die Geschichtswissenschaft aktuell, denn sie befasst
sich erst seit wenigen Jahren damit, welche Folgen die zahlreichen
Kriege der Frühen Neuzeit (16. bis 18. Jahrhundert) hatten. Davor
wurden diese Konflikte als "unwesentlich" für die gesellschaftliche
und kulturelle Entwicklung in Europa eingestuft.

Kostenfrei teilnehmen nach Anmeldung

Die Vorträge laufen im Oswald-Külpe-Hörsaal der Universität Würzburg
am Röntgenring 12. Die Teilnahme ist kostenlos und steht allen
Interessierten offen. Wer die Tagung besuchen möchte, sollte sich
unter der Mailadresse l-frueheneuzeit@uni-wuerzburg.de anmelden.

Veranstalter und Förderer

Veranstalter sind der Lehrstuhl für Neuere Geschichte der Universität
Würzburg (Prof. Dr. Anuschka Tischer) und die Abteilungen für
Geschichte der Frühen Neuzeit und Rheinische Landesgeschichte der
Universität Bonn (apl. Prof. Dr. Michael Rohrschneider). Gefördert
wird die Tagung vom Universitätsbund Würzburg.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution99

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Julius-Maximilians-Universität Würzburg, Robert Emmerich, 03.08.2016

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FILM/072: Witten - "Kletter Ida" am 13. und 19. Oktober 2016


MORD AM HELLWEG - "Kletter Ida" 



Krimis sind nur was für Erwachsene? Von wegen! Die besten Detektive
waren schon immer Kinder! Weil, sind wir ganz ehrlich, sie kommen
überall rein, keiner achtet auf sie und unterschätzt werden sie sowie
die ganze Zeit. Mit "Kletter Ida", "Kalle Blomquist: sein neuester
Fall" und dem 50er-Jahre Klassiker "Emil und die Detektive" zeigen wir
Euch, wie Kinder die Fährte aufnehmen und clever Probleme lösen, an
denen Erwachsene verzweifeln.

Das Herz der 12-jährigen Ida schlägt für Freeclimbing, das ihrer
gleichaltrigen Freunde Sebastian und Jonas für Ida. Für sie würden die
beiden alles tun - sogar eine Bank ausrauben! Als Idas Vater schwer
krank wird, versuchen Ida und ihre Freunde alles um das Geld für eine
lebensnotwendige Operation zu beschaffen. Und plötzlich ist das mit
dem Bankraub gar nicht mehr so abwegig...

Dänemark 2002

FSK: 6

Länge: 89 Minuten

Eintritt: 3 EUR inkl. Geb

VVK: kein VVK, Karten nur an der Tageskasse in Haus Witten, 30 Minuten
vor Filmbeginn

Termine

Am 13.10.2016 um 16:30 Uhr

Am 19.10.2016 um 11:00 Uhr

Veranstaltungsort

Haus Witten, Ruhrstraße 86

58452 Witten

Telefon: 02302 581 24 33

Telefax: 02302 581 24 99

E-Mail: kulturforum@stadt-witten.de

 * 

Quelle:

Postfach 22 80

58449 Witten

E-Mail: presse@witten.de

Internet: www.witten.de
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HÖRFUNK/303: KiRaKa/WDR 5 - "Der Fluch des Trajan" von Peter Meisenberg, 6.+7.8.2016 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Der Fluch des Trajan

Ein Hörspiel von Peter Meisenberg
Regie: Robert Schoen
Produktion: SWR 2008
KiRaKa. Radio für Kinder
WDR 5 und KiRaKa, Samstag, 6. August 2016, 19.04 - 20.00 Uhr
WDR 5 und KiRaKa, Sonntag, 7. August 2016, 14.04 - 15.00 Uhr



Die U-Bahn-Baustellen in Köln sind tückisch. Nicht nur, weil man
hineinfallen und sich darin verirren kann. Auch verbergen sich
sagenhafte römische Schätze im Kölner Untergrund. Wie gefährlich die
sein können, müssen Max und Phillip erfahren, nachdem sie in der U-
Bahn-Baustelle gegenüber ihrer Schule zufällig einen antiken Armreif
gefunden haben. Die Entschlüsselung seiner Herkunft bringt die beiden
Jungen nämlich nicht nur ihrer lateinkundigen Mitschülerin Vera näher,
sondern auch illegal operierenden Schatzräubern. Deren scheinbar
seriöser Auftraggeber scheut vor nichts zurück, um die Kinder von
weiteren Nachforschungen abzuhalten. Dabei hält er sich vollständig
bedeckt. Sie haben immense Schwierigkeiten herauszufinden, wer er ist.
Dafür sind sie nach 2.000 Jahren einem antiken Verbrechen auf der
Spur.

Redaktion: Ulla Illerhaus

 *

Quelle:

Programmtip vom 28. Juni 2016

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln,

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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AUSSTELLUNG/8920: Altes Kloster Bad Saulgau - Flora magica, bis 3.10.2016


Pressemitteilung von: Städtische Galerie Fähre

Flora magica

Altes Kloster Bad Saulgau

2.7. bis 3.10. 2016



Die Künstlerinnen und Künstler: Nicole Bold, Josef Bücheler, Daniel
Bräg, Nikolaus Cinetto, Angela M. Flaig, Hermann Försterling, Thomas
Kitzinger, Gerhard Langenfeld, Rainer Nepita, Luzia Simons

Blumen, Blüten, Blätter - seit jeher scheint der Mensch fasziniert von
der ihn umgebenden Pflanzenwelt. Eine globale Floristik-Industrie mit
immer neuen Züchtungen lebt bis heute davon, dass wir uns gerne mit
der Schönheit, Farbigkeit und Üppigkeit floraler Erscheinungen
umgeben.

Pflanzendarstellungen in der Kunst gibt es schon lange, insbesondere
aber im Barock erlebte das Blumenstillleben seine Blüte. Mit geradezu
naturwissenschaftlichem Interesse widmeten sich Künstler der
ästhetischen Pracht exotischer wie heimischer Blumensorten oder
verwandelten die flüchtigen Naturschönheiten zum besinnlichen
Vanitas-Motiv. Aufgeladen mit allerlei symbolischem Gehalt wurden
Blumendarstellungen je nach Konnotation zu Metaphern für Leben und
Vergänglichkeit, Keuschheit und Reinheit, Liebe und Eros.

Auch in der zeitgenössischen Kunst hat die Flora nichts von ihrer
Faszination verloren. Die Ausstellung "Flora magica" versammelt 10
Künstlerinnen und Künstler, die sich mit ihren spezifischen Mitteln
und unter unterschiedlichster Perspektive mit der Magie des Floralen
beschäftigen. Malerei, Holzdruck, Fotografie, Computergrafik, Objekt
und Installation geben im kontrastiven Dialog eine Ahnung von dem
faszinierenden Wechselspiel zwischen Kunst und Natur.

Öffnungszeiten:

2.7. bis 3.10.. 2016

Di - So, Feiertag 14-17 Uhr

Städtische Galerie Fähre

Altes Kloster Bad Saulgau

Hauptstr. 102/1

88348 Bad Saulgau

 * 

Quelle:

Beisel Public Art Relations (bpar)

Eine Initiative der Healthcom GmbH

Agrippinawerft 22, 50678 Köln

Telefon: 0221 / 222 83 - 181, Fax: 0221 / 222 83 - 322

E-Mail: info@bpar.de

Internet: www.bpar.de
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AUSSTELLUNG/8919: Berlin - NatureCultures, bis 4.9.2016


Pressemitteilung von: Alfred Ehrhardt Stiftung

NatureCultures

2. Juli bis 4. September 2016

Kuratiert von Regine Rapp & Christian de Lutz



Die Gruppenausstellung stellt drei Positionen vor, die sich in ihrer
künstlerischen Forschung auf unterschiedliche Weisen dem Thema NATUR
annähern: Lokale, ortsspezifische Themen aus Zentralamerika,
insbesondere Mexiko, stellen die Grundlage für Katya Gardea Brownes
hochästhetische Arbeiten in Fotografie und Video dar. Um die bekannte
Dichotomie Natur & Kultur zu überwinden, konzentriert sie sich auf
präkoloniale (agri)kulturelle Praktiken. Als Künstler und Biologe
beschäftigt sich Brandon Ballengée gleichermaßen mit den Bereichen
Natur, Naturwissenschaft und Ökologie. Die von ihm reaktivierte
naturwissenschaftliche Methode des 'Säubern & Färben' nutzt er auf
künstlerischer Ebene, um großformatige Portraits deformierter Frösche
zu schaffen. Pinar Yoldas erkundet in ihrer künstlerischen Praxis die
Verbindung zwischen Technologie und Natur. Bei ihren Recherchen zur
technologisierten Natur bewegt sie sich nicht selten im Bereich des
spekulativen Designs.

ALFRED EHRHARDT STIFTUNG | Auguststr. 75 | 10117 Berlin | +49 (0)30
200953-33, Fax -34 | Öffnungszeiten: Di bis So 11 - 18 Uhr, Do 11 - 21
Uhr | info@alfred-ehrhardt-stiftung.de | www.alfred-ehrhardt-stiftung.de

 * 

Quelle:

Beisel Public Art Relations (bpar)

Eine Initiative der Healthcom GmbH

Agrippinawerft 22, 50678 Köln

Telefon: 0221 / 222 83 - 181, Fax: 0221 / 222 83 - 322

E-Mail: info@bpar.de

Internet: www.bpar.de
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AUSSTELLUNG/8918: Frechen - Keramische Werke von Robert Sturm, bis 28.8.2016


Pressemitteilung von: Keramion

Robert Sturm

Laufzeit: 22. Mai bis zum 28. August 2016

Öffentliche Führung: jeden ersten Sonntag im Monat um 11 Uhr



Robert Sturm (1935 - 1994), einer der bedeutendsten keramisch
arbeitenden Bildhauer, wird in einer Einzelausstellung im Frechener
KERAMION posthum geehrt. Ganz aktuell mutet das Fragmentarische in
seinem Werk an, erinnert es doch an Gebrochenheit, Verletzlichkeit und
Zerstörung.

Das KERAMION verfügt in seinem Bestand über ein sehr beeindruckendes
Konvolut von Werken des außergewöhnlichen Künstlers. Bereits in den
späten 1960er Jahren hat der Gründer des KERAMION, der Frechener
Steinzeugproduzent Dr. Gottfried Cremer, begonnen, keramische Stücke
von Sturm anzukaufen.

Handelte es sich bei den frühen Werken vor allem um kantige Vasen mit
kleinen Ausstülpungen oder Löchern als Öffnungen, so lockert die
Gestaltung allmählich auf. Ab den 1970er werden die Formgefüge
vielschichtiger, das Raumgreifende gewinnt an Bedeutung. Gegenüber
seinen früheren Arbeiten weisen die Stücke der 1990er Jahre eine
stärkere Durchlässigkeit und eine hellere Farbigkeit auf. Sie wirken
in ihren schlanken Formen nahezu entkörperlicht, fast skelettartig in
ihrer Erscheinung. Ausschließlich Torsi und Helme, die ein zentrales
Thema seines Werkes in den 1980er Jahren sind, bleiben in ihrer
Gestaltung kompakt. Anhand von etwa 70 Arbeiten wird in der
Ausstellung diese künstlerische Entwicklung der verschiedenen
Werkphasen von den 1960er bis in die 1990er Jahre nachvollzogen.

Deutlich erkennbar ist die persönliche Handschrift des unkonventionell
keramisch arbeitenden Künstlers. Als Schüler von Walter Popp hat er
seinen eigenen Weg der plastischen Auseinandersetzung entwickelt.
Allerdings zeigt die Gegenüberstellung mit Objekten einiger
Zeitgenossen wie Dieter Crumbiegel oder Bruno und Ingeborg Asshoff
aber auch das Zeittypische der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts.

Stiftung KERAMION

Zentrum für moderne+historische Keramik

Bonnstraße 12

50226 Frechen

Museumsleiterin: Gudrun Schmidt-Esters M.A.

Telefon: 02234 - 69 76 9- 0

Fax: 02234 - 69 76 9- 20

E-Mail: info@keramion.de

www.keramion.de

Öffnungszeiten:

Dienstag bis Freitag und Sonntag: 10.00 - 17.00 Uhr

Samstag: 14.00 - 17.00 Uhr

Eintritt: 5,00/3,00 Euro, Familienkarte 10,00 Euro

 * 

Quelle:

Beisel Public Art Relations (bpar)

Eine Initiative der Healthcom GmbH

Agrippinawerft 22, 50678 Köln

Telefon: 0221 / 222 83 - 181, Fax: 0221 / 222 83 - 322

E-Mail: info@bpar.de

Internet: www.bpar.de
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AUSSTELLUNG/8917: Bielefeld - "Das Plakat - Kunst der Straße!" (1889 - 1914) bis 31.10.2016


Das Plakat - Kunst der Straße! (1889 - 1914)

Aus der Plakatsammlung Museumsberg Flensburg



In den Jahren um 1900, im Zuge von Jugendstil und Art Nouveau,
entwickelte sich das Plakat erstmals zu einer eigenen Kunstgattung. Es
trat heraus aus dem rein Handwerklichen und wurde zum Kunstobjekt.
Wichtige Inspiration bot die neue Begeisterung für die Kunst Japans -
der sog. Japonismus. Richtungweisend gleich zu Beginn des Aufschwungs
waren Jules Chéret, Eugène Samuel Grasset, Alfons Mucha und Henri de
Toulouse Lautrec. Für die Entwicklung des deutschen Plakats spielten
die in den 1890er Jahren gegründeten Kunstzeitschriften "Jugend",
"Pan" und "Simplicissimus" eine wichtige Rolle, sie vor allem
propagierten den neuen Stil mit Nachdruck und Verve. Die Sammlung in
Flensburg wurde bereits in den 1890er-Jahren angelegt. Heute umfasst
sie mehr als 200 Plakate allein aus der sogenannten Zeit der Belle
Epoque. Eine Auswahl daraus soll die besondere kreative Kraft der
Jahre um 1900 vor Augen führen.

Ort: Museum Huelsmann, Kunst + Design

Ravensberger Park 3, 33607 Bielefeld

Tel. 0521 / 51 37 67, Fax 0521 / 51 37 68

Internet: http://www.museumhuelsmann.de

Termine: bis 30.10.2016

Öffnungszeiten: Di. bis Sa. 14.00 bis 18.00 Uhr

So. 11.00 bis 18.00 Uhr

 * 

Quelle:

Tourist-Information im Neuen Rathaus

Niederwall 23, 33602 Bielefeld

Telefon: 0521 / 51 69 99

Telefax: 0521 / 17 88 11

E-Mail: touristinfo@bielefeld-marketing.de

Internet: www.bielefeld.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. August 2016 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





GLEICHHEIT/6015: Neue US-Luftangriffe in Libyen


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Neue US-Luftangriffe in Libyen

Von Peter Symonds

4. August 2016



Am Montag und Dienstag flogen die USA eine neue Welle von Luftangriffen auf
die libysche Küstenstadt Sirte. Amerikanische Regierungsvertreter
erklärten, diese Angriffe seien Teil einer längeren Militärkampagne, die
sich offiziell gegen Milizen des Islamischen Staats (IS) richtet. In
Wirklichkeit soll der US-Militarismus jedoch die Vorherrschaft der USA in
der Region sicherstellen.

Pentagon-Sprecher Jeff Davis erklärte vor der Presse, die USA hätten am
Montag fünf Ziele in Sirte getroffen, am Dienstag zwei weitere. Zu den
Zielen gehörten Panzer, Fahrzeuge, ein Raketenwerfer und IS-Stellungen in
der Stadt. Laut Associated Press wurden die Angriffe von Kampfflugzeugen
des Marine Corps unterstützt, die von dem amphibischen Landungsschiff USS
Wasp im Mittelmeer starteten.

Das Marionettenregime der Regierung der nationalen Einheit (GNA) in
Tripolis, das von den UN unterstützt wird, gab Washington eine formelle
Genehmigung als Alibi für die Luftangriffe. Die Streitkräfte der GNA
rekrutieren sich aus diversen Milizen und führen momentan eine Offensive,
um IS-Kämpfer aus Sirte zu vertreiben.

Davis erklärte, das US-Militär werde der GNA lediglich bei der
Rückerorberung von Sirte helfen: "Die Dauer der Operation wird sich daran
orientieren, wie lange sie brauchen, um dieses Ziel zu erreichen." Er
behauptete, der amerikanische Luftkrieg werde vermutlich "eher Wochen als
Monate" dauern. Davis deutete jedoch an, dass die USA die GNA weiterhin
unterstützen würden, auch wenn "momentan" Sirte das Ziel sei.

Anonyme US-Regierungsvertreter erklärten gegenüber Reuters, die Angriffe
vom Montag seien keine isolierten Luftschläge, sondern bildeten den Auftakt
eines längeren Kriegs. Die bisherigen US-Luftangriffe im Februar richteten
sich gegen ein Ausbildungslager des IS im westlibyschen Sabratha.

Washington bereitet seit Monaten eine neue Militärintervention in dem
ölreichen nordafrikanischen Staat vor. Der Vorsitzende des Generalstabs,
General Joseph Dunford, erklärte bereits Ende Mai, der Beginn einer
"langfristigen Mission" mit tausenden von US-Soldaten stehe unmittelbar
bevor. Er wurde nur verzögert, um die Genehmigung der GNA einzuholen.

In einem Interview mit der Military Times äußerten sich
US-Regierungsvertreter nicht darüber, ob in Libyen auch US-Bodentruppen
eingesetzt würden. Sie gaben allerdings zu, dass in den letzten Monaten
kleine "Kontaktteams" von Spezialeinheiten im Land ein- und ausgingen, um
Informationen zu sammeln und Bündnisse mit lokalen Milizen zu schließen.
Auch britische, französische und italienische Spezialeinheiten sind in
Libyen aktiv.

Washington rechtfertigt seine neuerlichen Militäroperationen mit dem
Vorwand des "Kriegs gegen den Terror". Allerdings ist die amerikanische
Militärintervention in Libyen von 2011 direkt dafür verantwortlich, dass
der IS entstehen und einen Brückenkopf in dem Land bilden konnte. Die USA
und ihre Verbündeten engagierten in großem Stil mit Al Qaida verbündete
Milizen als Stellvertreter, um die libysche Regierung zu stürzen und
Staatschef Muammar Gaddafi zu ermorden.

Diese islamistischen Milizen und große Mengen von libyschen Waffen wurden
dann nach Syrien geschleust, um an dem nächsten von den USA finanzierten
Regimewechsel teilzunehmen. Die IS-Truppen, die letztes Jahr Sirte
eroberten, hatten zuvor im syrischen Bürgerkrieg als Stellvertreter der USA
gekämpft.

Die Behauptung der USA, sie würden im Auftrag einer legitimen Regierung
handeln, ist Betrug. Das prowestliche Regime der GNA unter Führung von
Fayez al-Sarraj wurde nicht gewählt, sondern aus rivalisierenden Fraktionen
zusammengestellt und im März in Tripolis eingesetzt. Dies war Teil eines
Abkommens, das im letzten Dezember mit Genehmigung des UN-Sicherheitsrates
unterzeichnet worden war.

In der ostlibyschen Stadt Bengasi befindet sich eine rivalisierende
Regierung unter der Führung von General Khalifa Haftar, eines langjährigen
CIA-Mitarbeiters. Er hatte eine wichtige Rolle bei den
Stellvertreterkräften gespielt, die Gaddafi gestürzt haben und ist ein
erbitterter Gegner der GNA. Am Dienstag erklärte Ahmed Mesmarri, ein
Sprecher von Haftars Truppen, Washington habe "keine Erlaubnis" für seine
Luftangriffe, "nicht einmal unter dem Vorwand, gegen Extremismus zu
kämpfen."

Abubaker Baira, ein parlamentarischer Vertreter der ostlibyschen Regierung,
erklärte dem  Wall Street Journal: "Leider begrüßen alle Seiten im
Libyen-Konflikt nur zu gern offen oder heimlich diese sogenannte
militärische oder politische Unterstützung in der Hoffnung, auf diese Weise
in eine bessere Position gegen ihre Gegner im Land zu kommen."

Bengasi ist, wie Tripolis, eine Schlangengrube internationaler Intrigen.
Frankreich erkennt die GNA zwar formell an, unterstützt aber zusammen mit
Ägypten und einigen der Golfstaaten das Haftar-Regime. Letzte Woche wurde
die Unterstützung Frankreichs offensichtlich, als Präsident Francois
Hollande den Tod von drei französischen Geheimagenten zugeben musste. Ihr
Hubschrauber war Anfang Juli nahe Bengasi abgeschossen worden.

Am Dienstag versuchte Frankreich, seine Beziehungen zu Tripolis wieder zu
verbessern und erklärte seine volle Unterstützung für die Bestrebungen der
GNA, das Land zu vereinigen.

Die neue US-Militärintervention in Libyen beginnt vor dem Hintergrund
wachsender Spannungen im Nahen Osten und Osteuropa mit Russland und im
asiatischen Pazifikraum mit China. Die Luftangriffe in Sirte sind
zweifellos der Auftakt zu einer noch größeren Operation, die nicht nur
Washingtons Kontrolle über Libyen und seine Ölfelder festigen soll, sondern
auch als Warnung gegen Moskau und Peking gedacht sind.

Die Obama-Regierung hat die Entscheidung für einen neuen Krieg getroffen,
ohne die amerikanische Bevölkerung darüber zu informieren, oder den
Kongress zu befragen. Als Präzedenzfall bezog sich die Obama-Regierung
absurderweise auf die Ermächtigung zum Einsatz militärischer Gewalt von
2001, die ein militärisches Vorgehen gegen die Kräfte erlaubt, die die
Terroranschläge vom 11. September organisiert und ausgeführt haben. Zu
diesem Zeitpunkt existierte der IS noch gar nicht; außerdem ist er
mittlerweile ein erbitterter Gegner von Al Qaida.

Obama gab zum Beginn des neuen Kriegs keine formelle Stellungnahme ab,
sondern nur ein paar oberflächliche Bemerkungen während einer gemeinsamen
Pressekonferenz mit dem Premierminister von Singapur. Während die
Intervention 2011 noch als notwendig dargestellt wurde, um ein Blutbad zu
verhindern, erklärte er jetzt, die neuen Militäroperationen seien "der
Beginn eines langen Prozesses zum Aufbau einer funktionierenden Regierung
und eines Sicherheitssystems."

In Wirklichkeit wird auch die neueste Front im endlosen Krieg des 
US-Imperialismus gegen den Terror nur neue Katastrophen für die libysche
Bevölkerung bedeuten, ebenso wie für die Bevölkerungen des Irak und
Syriens. Washington sieht sich zu immer verzweifelteren und
leichtsinnigeren Schritten gezwungen, um seine wirtschaftlichen und
strategischen Interessen gegen seine Rivalen durchzusetzen.

 * 

Bitte senden Sie Ihren Kommentar an: psg[at]gleichheit.de

Copyright 2016 World Socialist Web Site - Alle Rechte vorbehalten

 * 

Quelle:

World Socialist Web Site, 04.08.2016
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IMI/746: Besetzt, geplündert, aufgeteilt - Die NATO im Kosovo


IMI - Informationsstelle Militarisierung e.V.

IMI-Analyse 2016/25 vom 20. Juni 2016

Besetzt, geplündert, aufgeteilt: Die NATO im Kosovo

von Jürgen Wagner



Dieser Text ist Teil der Broschüre "Die 360°-NATO: Mobilmachung
 an allen Fronten" und kann hier heruntergeladen werden.

 http://www.imi-online.de/download/NATO-Broschuere2016-Webversion.pdf



Sie wird zusammen von der DFG-VK und der IMI herausgegeben und
 kann in Print zum Preis von 4 Euro (gebunden, 76S. zzgl. Porto)
 hier bestellt werden (ab 10 Ex. 3,50 zzgl. Porto): imi@imi-online.de




Der im März 1999 begonnene NATO-Angriffskrieg gegen Jugoslawien war
in vielerlei Hinsicht bahnbrechend: Mittels dreister Kriegslügen und einem
eklatanten Völkerrechtsbruch besiegelte er endgültig den Umbau der Allianz
zu einem globalen Interventionsbündnis; auch der anschließend im Rahmen der
Besatzung vorgenommene neoliberale Umbau des Kosovo sollte stilbildend für
spätere Einsätze, etwa in Afghanistan, werden - wobei in diesem Falle das
besetzte Gebiet ganz offen in eine westliche Kolonie verwandelt wurde; eine
weitere Besonderheit war die im Kosovo praktizierte Sezessionsstrategie in
Form der faktischen Abspaltung der Provinz von Serbien; und schließlich
wurde und wird im Kosovo auch eine ganz spezielle Form der 
NATO-EU-Arbeitsteilung bei der Aufstandsbekämpfung praktiziert, um Proteste
niederzuschlagen, die nicht zuletzt durch die miserablen Lebensbedingungen
motiviert sind.


1. Interessensgeleiteter Angriffskrieg

Als offizielles Argument für den Krieg wurde die Behauptung ins Feld
geführt, im Kosovo finde ein Völkermord an der kosovo-albanischen
Bevölkerung durch serbisch dominierte jugoslawische Truppen statt.
Allerdings handelte es sich bei den hierfür ins Feld geführten Argumenten -
etwa beim angeblichen Massaker von Racak oder dem Hufeisenplan - um dreiste
Kriegslügen, die nicht zuletzt von deutscher Seite dennoch unermüdlich
bemüht wurden. Tatsächlich lautete die Tagesmeldung des Amtes für
Nachrichtenwesen der Bundeswehr noch zwei Tage vor Beginn der
Bombardierungen folgendermaßen: "Tendenzen zu ethnischen Säuberungen sind
weiterhin nicht zu erkennen."[1]

Es spricht Vieles dafür, dass man auf NATO-Seite diesen Krieg unter allen
Umständen führen wollte. So wurde die kosovarische Befreiungsarmee (UCK)
gezielt vom BND und später der CIA aufgerüstet. Nach Angaben von Heinz
Loquai, damals deutscher Verbindungsoffizier bei der OSZE in Wien, wurde
außerdem die Arbeit der OSZE-Mission vor Ort, die einen 1998 ausgehandelten
Waffenstillstand überwachen sollte, gezielt untergraben. Auch die Art und
Weise, wie man das Scheitern der Friedensverhandlungen von Rambouillet
Anfang 1999 provozierte, indem erst kurz vor Ende der Gespräche ein - aus
serbischer Sicht unannehmbarer - Annex B genannter Vertragsanhang
präsentiert wurde, der Teile der Souveränität des Landes ausgehebelt hätte,
spricht für diesen Verdacht. Da es sich bei der NATO-Intervention aufgrund
des fehlenden Mandates des UN-Sicherheitsrates außerdem um einen
drastischen Völkerrechtsbruch handelte, untermauerte dies zudem, dass sich
das Bündnis auch von geltendem internationalem Recht nicht abhalten lassen
wollte. Im Nachhinein bemühte sich die NATO mittels einer eigens
einberufenen Kommission, ihr Handeln mit der Formel, die Intervention sei
"illegal aber legitim"[2] gewesen, notdürftig schönzureden.

Die Zielstrebigkeit, mit der die NATO auf Angriffskurs ging, spricht dafür,
dass man sich von dem Einsatz die Durchsetzung relevanter Interessen
versprach. Zunächst einmal dürfte es vor allem auch darum gegangen sein,
einen Präzedenzfall zu schaffen, um den Umbauprozess der NATO von einem
formal auf die Landesverteidigung ausgerichteten Bündnis hin zu einer
Interventionsallianz für Einsätze außerhalb des Bündnisgebietes mit einem
Paukenschlag abzuschließen. Dazu gehörte auch klar zu signalisieren, dass
man sich durch russische (oder chinesische) Bedenken oder deren Vetorecht
im UN-Sicherheitsrat künftig nicht mehr von Militärinterventionen abhalten
lassen wollte. So schrieb Klaus Naumann, von 1996 bis 1999 Vorsitzender des
NATO-Militärausschusses, nur kurz nach Beendigung des Einsatzes: "Wir haben
ihnen [während des Kosovo-Krieges] gezeigt, daß sie keine Chance haben,
Interventionen der NATO durch ein Veto Rußlands zu behindern. Und ich
hoffe, Moskau hat das verstanden."[3]

Ferner dürfte es darum gegangen sein, das Einflussgebiet der NATO (und auch
der USA) substanziell zu erweitern. In diese Richtung argumentiert etwa
Heinz Brill, ehemals Dozent an der Stabsakademie der Bundeswehr in Hamburg:
"Vor diesem Hintergrund erscheint das von vielen Seiten als ein zentrales
Motiv des Kosovo-Krieges ausgemachte Interesse der USA an einer
strategischen Neupositionierung der NATO auf dem eurasischen Kontinent und
in seiner Peripherie in seiner gesamten Tragweite. Wenn der politische
Einfluss und die militärische Macht der USA - wie Brzezinski schreibt -
erst durch die Nato 'unmittelbar' auf dem eurasischen Festland verankert
wird, leitet sich daraus die logische Schlußfolgerung ab, dass eine durch
die Beseitigung des jugoslawischen Riegels erleichterte Ausdehnung des
europäischen Geltungsbereiches der NATO zwangsläufig auch die direkte
Einflusssphäre der USA erweitern würde."[4] Auch Willy Wimmer, bis 1992
Staatssekretär im Verteidigungsministerium, führt an, ähnliche Motive seien
bei einer Konferenz in Bratislava im April 2000 von amerikanischen
NATO-Vertretern geäußert worden: "Der Krieg gegen die Bundesrepublik
Jugoslawien sei geführt worden, um eine Fehlentscheidung von General
Eisenhower aus dem 2. Weltkrieg zu revidieren [womit Jugoslawien dem
sowjetischen Einflussbereich zufiel]. Eine Stationierung von US-Soldaten
habe aus strategischen Gründen dort nachgeholt werden müssen. [...] Es
gelte, bei der jetzt anstehenden NATO-Erweiterung die räumliche Situation
zwischen der Ostsee und Anatolien so wiederherzustellen, wie es in der
Hochzeit der römischen Ausdehnung gewesen sei."[5]

Und schließlich sollte wohl ein Vorzeigeprojekt für die die Ausweitung des
neoliberalen Weltwirtschaftssystems nach einer Intervention unter einer
quasi-kolonialen Militärbesatzung geschaffen werden. Dieses Interesse
räumte jedenfalls Strobe Talbott, seinerzeit stellvertretender 
US-Außenminister, ganz offen ein: "Während die Länder überall in der Region
ihre Volkswirtschaften zu reformieren, ethnische Spannungen abzubauen und
die Zivilgesellschaft zu stärken versuchten, schien Belgrad Freude daran zu
haben, beständig in die entgegengesetzte Richtung zu gehen. Kein Wunder,
dass die NATO und Jugoslawien schließlich auf Kollisionskurs gingen. Der
Widerstand Jugoslawiens gegen den umfassenden Trend zu politischen und
wirtschaftlichen Reformen - und nicht die Bitte der Kosovo-Albaner - bietet
die beste Erklärung für den Krieg der NATO."[6]

Aller Wahrscheinlichkeit nach spielten all diese Motive eine gewichtige
Rolle - und sie dürften ausschlaggebend gewesen sein, dass die NATO nach
Schätzungen einer Bundeswehr-Studie bereit war, allein in Jugoslawien
Kriegszerstörungen im Umfang von 26 Mrd. DM zu verursachen.[7] Jedenfalls
wurde die serbische Provinz Kosovo nach dem Waffenstillstand vom 10. Juni
1999 von zeitweise über 50.000 Soldaten der NATO-Truppe KFOR besetzt und
faktisch in ein westliches Protektorat verwandelt.


2. Neoliberale NATO-Kolonie

"Protektorate sind in", erläuterte bereits vor einigen Jahren Carlo Masala
von der NATO-Verteidigungsakademie (NADEFCOL) in Rom. "Von Bosnien über
Kosovo, nach Afghanistan bis in den Irak, das Muster westlicher
Interventionspolitik ist immer dasselbe. Nach erfolgreicher militärischer
Intervention werden die 'eroberten' Gebiete in Protektorate umgewandelt,
und die westliche Staatengemeinschaft ist darum bemüht, liberale politische
Systeme, Rechtsstaatlichkeit und freie Marktwirtschaft in diesen Gebieten
einzuführen."[8]

Im Kosovo sicherte die NATO über ihre Präsenz die Arbeit der UNMIK-Mission
der Vereinten Nationen ab, die als Besatzungsbehörde im Land agierte. Die
UNMIK wurde so zur ultimativen Autorität im Kosovo, indem sie Exekutive,
Legislative und Judikative in sich vereinte. Der Wirtschaftshistoriker
Hannes Hofbauer wies in diesem Zusammenhang auf die Tragweite dieses
Vorgangs hin: "Die UN-Mission ist in dieser Form einzigartig: noch nie in
der neueren Geschichte hat es eine solche international getragene externe
Verwaltung über ein Territorium gegeben."[9]

Über bindende Verordnungen (regulations), denen faktisch Gesetzescharakter
zukam, wurde der gesamte Umfang der Kompetenzen der Besatzungsbehörde näher
präzisiert. U. a. gönnte sich die UNMIK das "Recht", im Kosovo jedes Gesetz
zu annullieren und jeden gewählten Beamten zu feuern. Weiter sah sie sich
befugt (bzw. ermächtigte sich selbst dazu), im Namen des Kosovo
internationale Verträge abzuschließen und Niederlassungen mit
Botschaftscharakter zu eröffnen. Schließlich wurde u. a. noch festgelegt,
dass die westlichen Akteure nicht der kosovarischen (geschweige denn der
serbischen) Rechtsprechung unterliegen. Sukzessive übernahm die UNO somit
alle relevanten Funktionen und übte damit praktisch die vollständige
Souveränität im Kosovo aus - und sie wusste diese Befugnisse zu nutzen,
indem sie die Provinz nach neoliberalen Vorgaben komplett umkrempelte.

Gleich zu Beginn der Besatzung zeigte sich, wohin die Reise gehen sollte,
indem Serbien faktisch enteignet wurde: "Mit einer ersten Verordnung nach
dem Einzug von KFOR und UNMIK vom 25. Juli 1999 beschlagnahmte der Hohe
Repräsentant der UN-Mission, Bernard Kouchner, sämtliche beweglichen und
unbeweglichen Eigentumstitel der Bundesrepublik Jugoslawien, die sich im
Kosovo befanden. Darunter waren Telekommunikationseinrichtungen,
Infrastruktur, Energiewesen, Banken, Produktionsstätten, Immobilien,
Fuhrparks und vieles mehr zu finden."[10] Nachdem am 2. September 1999 die
Deutsche Mark als Währung eingeführt wurde, schrieb später die
"Provisorische Verfassung" Anfang 2001 unmissverständlich die Einführung
der freien Marktwirtschaft vor und übertrug dem "Hohen Repräsentanten" der
UN die Verantwortung für die Geld- und Wirtschaftspolitik. Dass diese
Verfassung der Bevölkerung in Form einer UNMIK-Verordnung (2001/9) ohne
jegliche Absprache schlichtweg übergestülpt wurde, sagt eigentlich alles
über die damaligen Machtverhältnisse in der Provinz aus.

Innerhalb der UNMIK war die Europäische Union für den Bereich "Wiederaufbau
und ökonomische Entwicklung" zuständig. Unter ihrer Ägide wurde aus dem
Kosovo eine Art neoliberales Vorzeigeprojekt gemacht. Hierfür wurde die
"Kosovo Trust Agency" per Dekret (Verordnung 2001/3) beauftragt, die
vormals staatseigenen Betriebe und Genossenschaften zu privatisieren. In
zahlreichen "Privatisierungswellen" wurden so die Besitztümer - häufig weit
unter Wert und teils gegen die Proteste der Arbeiter - an ausländische
Investoren verhökert: "In bisher 52 Auktionen wurden 50 Prozent der
staatlichen und gemeinschaftlichen Unternehmen an private Bieter verkauft.
Vor allem wertvolle kamen unter den Hammer; jene Betriebe, die verkauft
wurden, machen 90 Prozent des Wertes aller staatlichen Unternehmen
aus."[11] Gewerkschaftlichen Schätzungen zufolge verloren 75.000
Beschäftigte durch die Privatisierungen ihre Arbeit.[12]

Ferner wurden die Zölle und Mengenbegrenzungen für die Einfuhren westlicher
Produkte nahezu vollständig abgeschafft. "Kosovo hat eines der liberalsten
Handelsregime der Welt", bilanziert die Weltbank, "mit zwei
Zolltarifsätzen, einem 0%igen und einem 10%igen Tarif sowie ohne jede
Mengenbeschränkungen." Die Folge dessen war so absehbar wie beabsichtigt:
"Massenhaft billige Einfuhren überschwemmen den kosovarischen Markt." Da
die einheimischen Betriebe (so es sie denn überhaupt noch gibt) der
ausländischen Konkurrenz nicht gewachsen sind, kann sich eine kosovarische
Industrie unter diesen Bedingungen nicht entwickeln: "Produziert wird
beinahe nichts, der Industrieanteil am Bruttoinlandsprodukt ist laut dem
kosovarischen Wirtschaftsinstitut 'Riinvest' zwischen 1989 und 2006 von 47
auf 17 % gesunken."[13]

Hieraus resultiert ein eklatantes Handelsbilanzdefizit, das im Jahr 2014
über 2 Mrd. Euro betrug.[14] Gleichzeitig wurde dem kosovarischen Haushalt
vom Internationalen Währungsfonds eine Schuldenbremse verordnet, während
die Einnahmen - u. a. wegen fehlender Zölle und niedriger Steuern - extrem
überschaubar sind. Aus diesem Grund existieren kaum finanzielle Ressourcen,
um die soziale Lage der Bevölkerung zu verbessern, selbst wenn dies gewollt
wäre. Vor diesem Hintergrund erklären sich die niederschmetternden Zahlen
der UN-Entwicklungsorganisation: Demzufolge leben 29,7 % der kosovarischen
Bevölkerung unterhalb der Armutsgrenze, die Arbeitslosenquote beläuft sich
auf 35,1 % und bei den 15 bis 24jährigen auf erschreckende 60,2 %.[15] Die
Gleichzeitigkeit von neoliberalen "Reformen" und schreiender Armut ist
ebenso auffällig wie in sich logisch: "Kosovo gilt zugleich als
wirtschaftsliberalster Platz in Europa und als Armenhaus des
Kontinents."[16]


3. Sezessionsstrategie: teile und herrsche

Die Phase der direktesten Form der Fremdherrschaft dauerte bis Juni 2008,
als das kosovarische "Parlament" eine endgültige Verfassung verabschiedete.
Schon im Februar desselben Jahres beschlossen die kosovarischen
Abgeordneten eine Erklärung, mit der sich die Provinz von Serbien, dem
Rechtsnachfolger der Bundesrepublik Jugoslawien, lossagte und für
unabhängig erklärte. Dies geschah nicht zuletzt auf Betreiben der meisten
militärisch wie politisch weiterhin tonangebenden NATO-Staaten, wobei es
sich aber um einen eklatanten Verstoß gegen Artikel 2, Absatz 4 der
UN-Charta handelt, in dem es heißt: "Alle Mitglieder unterlassen in ihren
internationalen Beziehungen jede gegen die territoriale Unversehrtheit oder
die politische Unabhängigkeit eines Staates gerichtete oder sonst mit den
Zielen der Vereinten Nationen unvereinbare Androhung oder Anwendung von
Gewalt." Mehr noch: Selbst die nach Beendigung des NATO-Angriffskrieges
verabschiedete Resolution 1244 des UN-Sicherheitsrates vom Juni 1999 nimmt
Bezug auf dieses Prinzip. Sie enthält eine "Bekräftigung des Bekenntnisses
zur Souveränität und territorialen Unversehrtheit der Bundesrepublik
Jugoslawien und der anderen Staaten der Region, wie dies in der am 1.
August 1975 in Helsinki unterzeichneten Schlußakte der Konferenz über
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa und in Anlage II dieser Resolution
zum Ausdruck kommt".

Dennoch stellten die NATO-Staaten die Weichen bereits früh in Richtung
Abspaltung - ohne, dass die Provinz damit aber tatsächlich souverän werden
sollte. Gewährleistet wurde dies durch den nach dem EU-Spitzendiplomaten
benannten Ahtisaari-Plan, der eine "Unabhängigkeit unter internationaler
Überwachung" vorsah. Faktisch legte der Plan fest, dass die Kontrolle über
die Provinz der Europäischen Union übertragen und dem EU-Sonderbeauftragten
für den Kosovo nahezu unbeschränkte Machtbefugnisse zugesprochen wurden:
"Der oberste Kolonialverwalter besitzt auch die vollständige
Personalhoheit. So setzt er den Rechnungshofpräsidenten, den Direktor des
nationalen Pensionsfonds, die internationalen Richter und Staatsanwälte,
den Zolldirektor, den Leiter der Steuerbehörde, den Chef der Zentralbank
[...] und viele andere ein."[17]

Nicht weniger als acht Mal wird in der kosovarischen Verfassung Bezug auf
den Ahtisaari-Plan genommen und in Kapitel XIII schließlich explizit
festgelegt: "Die Maßnahmen des umfassenden Vorschlags für das Übereinkommen
zum Status des Kosovo vom 26. März 2007 haben Priorität über alle anderen
Gesetzesmaßnahmen im Kosovo." Hierzu merkt Hannes Hofbauer an: "In
verständlichen Worten: Der Ahtisaari-Plan [...] steht über der
kosovarischen Verfassung." Vor allem im Wirtschaftsbereich hatte die
kosovarische Seite weiterhin nichts zu melden: Die Einführung der "freien
Marktwirtschaft" wurde nochmalig als alternativlos vorgeschrieben (Kapitel
I/Artikel 7), der Privatisierungsprozess fortgesetzt und auch auf das
eigene Budget hatte man keinerlei Einfluss: "Die frühere serbische Provinz
[...] hat sich also die Überwachung der Budgetpolitik durch den
EU-Kommissar und den IWF in ihre nationale Verfassung hineinschreiben
lassen. Mehr Fremdherrschaft ist nicht möglich."[18]

Nachdem zahlreiche Protagonisten des NATO-Angriffskriegs gegen Jugoslawien
den Kosovo nach seiner "Unabhängigkeit" umgehend als Staat anerkannten,
große Teile der UN-Vollversammlung dies aber kategorisch ablehnten, legte
die UN-Generalversammlung dem Internationalen Gerichtshof (IGH) auf
Betreiben Serbiens folgende Frage zur Entscheidung vor: "Ist die einseitige
Unabhängigkeitserklärung durch die Provisorischen Institutionen der
Selbstverwaltung des Kosovo im Einklang mit dem Völkerrecht?" (Resolution
63/3) Glaubt man der gängigen Interpretation des am 22. Juli 2010
verkündeten Urteils seitens der Medien und der Politik, so könnte der
Eindruck entstehen, als sei alles korrekt abgelaufen. Denn mit zehn zu
vier Richterstimmen entschied der IGH, dass "die Annahme der
Unabhängigkeitserklärung vom 17. Februar 2008 weder das Völkerrecht noch
die Resolution 1244 (1999) des UN-Sicherheitsrats [...] verletzt hat."[19]

Damit schien der Fall für die überwiegende Mehrheit der Medienvertreter
eindeutig: Laut Presseecho waren der Angriffskrieg und die Zerschlagung
Jugoslawien rechtens, der IGH hatte eine klare Entscheidung gefällt: "Weg
frei für den Kosovo!" (Die Presse); "Kosovo ist unabhängig" (Frankfurter
Rundschau); "Abspaltung im Einklang mit dem Völkerrecht" (Baseler Zeitung);
"Kosovo's independence was legal" (Business Week); "Unabhängigkeit des
Kosovo bestätigt" (Die Welt); "Den Haag nennt Unabhängigkeit des Kosovos
rechtens" (Die Zeit). Die ganze Sache hatte nur einen Schönheitsfehler: Um
die alles entscheidende Frage hatte sich der Gerichtshof nämlich
herumgedrückt - mutmaßlich in vollem Wissen, dass sein Gutachten dennoch
vom Westen als Persilschein für seine Zerschlagungs- und
Anerkennungspolitik interpretiert werden würde. "Was nicht geklärt wurde:
Ist das Kosovo ein unabhängiger Staat geworden? [...] Dabei lagen hier die
wesentlichen Probleme des Falls. Das Völkerrecht schützt die territoriale
Integrität der Staaten und gewährt das Recht zur Sezession nur unter
außergewöhnlichen Umständen. [...] Darauf geht der IGH nicht ein."[20]

Obwohl der IGH also beschloss, im Wesentlichen überhaupt keine Aussage zu
treffen, wurde das Urteil unisono als Plazet für die westliche
Sezessionsstrategie gewertet. Dabei sollte es sich nicht um eine einmalige
Ausnahme handeln - die von westlicher Seite ebenfalls massiv
vorangetriebene Abspaltung des Südsudan etwa, erfolgte nur kurze Zeit
später am 9. Juli 2011. Andererseits beabsichtigt der Westen keineswegs,
dem Selbstbestimmungsrecht grundsätzlich den Vorrang vor der territorialen
Integrität einzuräumen - nur dort, wo es seinen Interessen dienlich ist. So
erklärt sich, dass sich z. B. in der moldawischen Provinz Transnistrien bei
Referenden stabil deutlich über 90 % der Bevölkerung für eine Abspaltung
und eine Annäherung an Russland aussprechen können, der Westen dort aber
auf die Einheit des Landes pocht.

Schlussendlich endete die "Unabhängigkeit unter internationaler
Überwachung" am 10. September 2012. Allerdings verbleiben bis heute 
KFOR-Truppen im Land (4723, Stand: Februar 2016) und auch die EU ist weiter über
die 2008 gestartete Mission EULEX, die aktuell 1400 Beamte (Juristen,
Zöllner und Polizisten) umfasst, im Land präsent. Allein hierdurch wird die
Souveränität des Kosovo spürbar eingeschränkt. Doch es ist vor allem das im
Oktober 2015 unterzeichnete und im April 2016 in Kraft getretene
"Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommen" (SAA), das dafür sorgt, dass
große Teile der Souveränität des Kosovo endgültig auf die EU übertragen
werden.[21] Das 597seitige Dokument enthält u. a. die Verpflichtung zur
Einrichtung einer Freihandelszone innerhalb von 10 Jahren (Artikel 23) und
zur Abschaffung nahezu sämtlicher Zölle und anderer Schutzmaßnahmen für die
heimische Wirtschaft (Artikel 23). Vor allem aber wird der Kosovo darauf
festgelegt, den gesamten Rechtsbestand (acquis communautaire) der EU,
insgesamt ca. 80.000 Seiten, in nationale Gesetzgebung zu überführen, ohne
auf die Ausgestaltung des acquis auch nur den geringsten Einfluss zu
erhalten (Artikel 74).

Das vom Westen geschnürte Gesamtpaket wird von der Österreichischen
Wirtschaftskammer bündig folgendermaßen zusammengefasst: "Das SAA wird die
erste umfassende vertragliche Beziehung zwischen dem Kosovo und der EU
sein. Das SAA mit dem Kosovo hat den gleichen Aufbau und Inhalt wie die
Abkommen mit den restlichen Westbalkan-Ländern (Liberalisierung des Handels
mit Waren und Dienstleistungen und des Kapitalverkehrs sowie Schaffung
eines politischen Dialogs, Anpassung an das EU-Recht in Bezug auf
Wettbewerb, Öffentliche Beschaffung, Geistige Eigentumsrechte,
Konsumentenschutz etc.) und enthält alle Elemente einer vollständigen
politischen und wirtschaftlichen Zusammenarbeit zwischen dem Kosovo und der
EU (Soziales, Bildung, Kultur, Umwelt etc.)."[22]


4. NATO-EU: Hand in Hand bei der Aufstandsbekämpfung

Es ist leicht nachzuvollziehen, dass die serbische Minderheit, von der
große Teile in Mitrovica leben, alles andere als begeistert über die
bisherigen Entwicklungen ist. Doch auch die kosovo-albanische Mehrheit ist
zu weiten Teilen, aus vielfach gut nachvollziehbaren Gründen, extrem
unzufrieden. Schon im Juli 2004 machten 75 % der Kosovo-Albaner die
Besatzungsbehörden direkt für die miserable wirtschaftliche Situation
verantwortlich. Vor allem die Gruppe Vetevendosje kritisierte nicht nur
korrupte lokale Eliten, sondern auch die westliche Kolonialverwaltung und
ihre wirtschaftsliberale Ausrichtung.[23]

Auf die zunehmenden Proteste reagierten NATO (KFOR) und EU (EULEX), indem
sie ab 2009 mit einer langen Reihe gemeinsamer Aufstandsbekämpfungsübungen
("crowd and riot control exercises") begannen, um ihre Fähigkeiten zu
"verbessern", derlei Demonstrationen niederschlagen zu können. Dabei stellt
die EU den Polizeianteil, der im Übrigen im Kosovo über ein exekutives
Mandat verfügt, also z. B. Festnahmen durchführen darf, während die NATO
buchstäblich mit Soldaten nachrückt, sollten die EU-Polizeieinheiten der
Lage nicht Herr werden. Die Missionsbeschreibung einer dieser Übungen aus
dem Jahr 2009 zeigt die sozialpolitischen Hintergründe des Ganzen: "Das
Szenario basierte auf wahren Begebenheiten. Das Europäische Parlament
fällte die Entscheidung, Gelder für den Kosovo vom Bau zweier Krankenhäuser
hin zu einer Müllrecyclinganlage umzuleiten. Die lokale Bevölkerung war
darüber empört. Als Reaktion rief die Gewerkschaft der
Krankenhausmitarbeiter zu Demonstrationen und Aktionen gegen die EU und
EULEX auf. [...] Als Ergebnis der Übung lernten die Teilnehmer Wichtiges
darüber, auf eine wütende Menge ("furious mob") vorbereitet zu sein, über
die Fähigkeit zu antizipieren, was die Menge tun wird und schließlich
darüber, ihre Techniken zur Bevölkerungskontrolle und Aufstandsbekämpfung
("crowd and riot control") anzuwenden."[24]

Wie offen man sich innerhalb von NATO und Bundeswehr darauf vorbereitet,
das wirtschafts- und sozialpolitische Versagen mit militärischen Mitteln zu
kaschieren, zeigen Aussagen von Oberst Hans-Jürgen Freiherr von
Keyserlingk, Kommandeur des 43. deutschen Einsatzkontingentes KFOR. Zu
einer dieser Aufstandsbekämpfungsübungen im März 2016 wird er auf der
Internetseite des deutschen Heeres folgendermaßen zitiert: "Oberst Freiherr
von Keyserlingk begründet eindringlich die Notwendigkeit derartiger
Übungen: 'Nach vielen ruhigeren Jahren hat die politische Instabilität des
Kosovo in den vergangenen Monaten wieder zugenommen.' Große Teile der
Jugend seien arbeits- und hoffnungslos, eine legale Ausreise faktisch
unmöglich. Wiederholt seien in den letzten Wochen und Monaten friedliche
Demonstrationen der Opposition in Gewalt ausgeartet. 'Die
Wahrscheinlichkeit einer Eskalation ist merklich gestiegen', so der Oberst.
Generalleutnant Jacobson teilt diese Einschätzung des Obersten und
resümiert zum Ende seines Besuches: 'Die KFOR ist jederzeit in der Lage,
auf Veränderungen im Kosovo angemessen, schnell und präzise zu
reagieren.'"[25]
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Schüsse in der Prärie, Flächenbrand in Mexiko

Von Philipp Gerber



Die mexikanische Polizei geht mit brachialer Gewalt
gegen streikende LehrerInnen und die solidarische Bevölkerung vor. Sie
schreckt auch nicht vor dem Gebrauch von Schusswaffen zurück und
beging dabei im Städtchen Nochixtlán in Oaxaca am 19. Juni ein
Massaker.


"Am Sonntag frühmorgens kam die Polizei und begann uns sofort
mit Tränengas anzugreifen, ohne uns eine Frist zu geben; wir waren
nicht viele und sind erst davongerannt", berichtet sichtlich empört
eine mixtekische Lehrerin von der Barrikade in Nochixtlán. Doch
nachdem die rund 800 PolizistInnen die Blockade auf der einzigen
Zufahrtsstrasse von Puebla nach Oaxaca-Stadt überrannt hatten, folgte
eine achtstündige Strassenschlacht. Sonntag ist Markttag in der
Kleinstadt Nochixtlán, die das Handelszentrum der staubtrockenen,
prärieartigen Mixteca ist. An diesem Sonntag, dem 19. Juni, schlugen
die Kirchenglocken Alarm und die umliegenden Gemeinden unterstützten
den Widerstand der LehrerInnen. Schon in den Morgenstunden waren viele
Verletzte auf beiden Seiten und ein ziviles Todesopfer zu beklagen.
Doch als die Polizei im Verlauf der Zusammenstösse einsah, dass sie
den Widerstand nicht brechen kann, beging sie den entscheidenden
Fehler: Mehrere PolizistInnen eröffneten das Feuer auf die nur mit
Steinen bewaffneten Protestierenden. Schnellfeuer, Pistolenschüsse,
die Leute ducken sich minutenlang weg, wie Videoaufnahmen
dokumentieren. Der Behauptung der PolizistInnen, sie hätten mehrere
Schussverletzte auf ihrer Seite gehabt und das Feuer bloss
beantwortet, widersprachen Demonstrierende und renommierte
JournalistInnen. Acht tote DemonstrantInnen und 45 Schussverletzte ist
die traurige Bilanz. Und ein Flächenbrand der Empörung, der sich von
Nochixtlán aus im ganzen Land ausbreitet.


Dialog aus dem Gewehrlauf

Seit Mitte Mai eskaliert der Konflikt mit der LehrerInnengewerkschaft
CNTE, der oppositionellen Strömung innerhalb der Einheitsgewerkschaft
SNTE. Die rund 200.000 LehrerInnen der CNTE befinden sich in den vier
Bundesstaaten Chiapas, Oaxaca, Guerrero und Michoacan seit dem 15. Mai
in einem wilden Streik gegen die Bildungsreform, aber auch um gegen
die Verhaftungen von GewerkschafterInnen zu protestieren. Tausende
PolizistInnen sind seither im Einsatz, griffen insbesondere
LehrerInnendemos in Chiapas an, wo sich ebenfalls grosse Teile der
Bevölkerung mit ihren "Maestros" solidarisieren. In Oaxaca liessen die
Verhaftungen der führenden GewerkschafterInnen der Sektion 22 der CNTE
das Fass überlaufen. Als der Generalsekretär Rubén Nuñez und sein Vize
Francisco Villalobos am 11. Juni wegen angeblicher Geldwäscherei
festgenommen wurden, richteten LehrerInnen mit Unterstützung von
Eltern, sozialen Bewegungen und indigenen Gemeinden auf
Überlandstrassen an die fünfzig Blockaden ein und legten so die
Ökonomie des Bundesstaates lahm.

Statt nach den seit drei Jahren andauernden Protesten endlich auf
einen Dialog mit den streikenden LehrerInnen einzutreten, sandte die
Regierung immer mehr Polizei in die südlichen Provinzen. Diese
Polizeieinheiten konnten jedoch aufgrund der Blockaden nicht mehr auf
dem Landweg nach Oaxaca gelangen. Das Innenministerium unter Führung
von Osorio Chong kündigte Tage vor dem schwarzen Sonntag von
Nochixtlán an, Strassenblockaden würden nicht mehr toleriert und wo
nötig werde "moderater Gebrauch der Staatsgewalt" gegen
Demonstrierende angewandt.

Was "moderate Staatsgewalt" für die Regierung bedeutet, zeigten dann
die nächsten Tage. Am 17. Juni drangen zirka 1000 PolizistInnen aus
Chiapas kommend in den Isthmus ein und räumten unter massivstem
Tränengaseinsatz mehrere Strassenblockaden, erst in Zanatepec,
anschliessend in den Ortschaften Ciudad Ixtepec, Mixtequilla und
Tehuantepec. Schliesslich stiessen sie in den wichtigen Industriehafen
Salina Cruz vor und befreiten die Ölraffinerie und Dutzende in ihr
festgesetzte Tanklastwagen. Nach dem Durchzug der marodierenden
Polizeikarawane organisierten sich die Dörfer neu und besetzten die
wichtigsten Kreuzungen erst recht. "Unerhört, absurd und sinnlos" sei
diese Aktion der Bundesregierung, warnte das lokale
Menschenrechtszentrum Tepeyac tags darauf. Diese repressive Antwort
"ist das Kennzeichen eines Staates, der mit der Logik von
Konfrontation und Gewalt den Machterhalt sichern will, statt
Verhandlungsräume zu öffnen, in der diese zerbrochene Demokratie neue
Wege finden könnte", mahnt das auch vom Netzwerk der
GemeindemenschenrechtlerInnen "Redecom" mit unterzeichnete Bulletin.


Trauer und immense Wut

Die zweite Polizeikarawane, von Puebla kommend, verursachte noch weit
mehr Schaden. Auf der Einfahrt nach Nochixtlán verhaftete sie
frühmorgens vom Friedhof weg 17 Personen, welche das Grab für ihre
tags zuvor verstorbenen Familienangehörigen schaufelten und nichts mit
dem Protest zu tun hatten. Auch sechs Protestierende wurden im
Verlaufe des Tages festgenommen. Alle Verhafteten waren lange Stunden
der Willkür und Folter der PolizistInnen ausgeliefert, bis sie im
Morgengrauen des Montags endlich den Justizbehörden übergeben wurden.
Die BewohnerInnen einer Ansiedlung von Wellblechhütten hatten das
Pech, dass ihre Siedlung, die Colonia 20 de Noviembre, unweit der
Autobahnausfahrt liegt.. Sie erwachten an diesem Sonntag mit
Tränengaspetarden und Schlägen der Polizei. Die 22 Kinder und 28
Erwachsenen, darunter eine schwangere Frau, mussten fliehen und waren
nach dem Schock eine Woche lang in einer Notunterkunft in einer
Nachbarsgemeinde untergebracht.

Nach ihrem Abzug aus Nochixtlán, auf dem Weg nach Oaxaca-Stadt,
zerstreuten die Karawane der Bundespolizei und Spezialeinheiten der
Gendarmerie immer wieder mit Tränengas und Schüssen weitere
Protestierende. Um 17 Uhr nachmittags bei der Autobahnausfahrt von
Oaxaca-Stadt angekommen, trafen sie auf ein Wirrwarr von an die 50
Barrikaden und eine Bevölkerung, die durch Tränengaseinsätze aus
Helikoptern aufgeheizt war. Während mehrerer Stunden lieferten sich
die Jugendlichen der pauperisierten Vorortgemeinden eine heftige
Strassenschlacht mit den PolizistInnen, die auch hier wieder scharfe
Munition einsetzten: Der 18-jährige Jovan Azarael Galán Mendoza kam
durch einen Bauchschuss ums Leben. Gegen zehn Uhr abends, nach einem
15-stündigen Einsatz mit katastrophalen Konsequenzen, stellte die
Polizei ihre Angriffe ein. Das Zentrum des Protests, der Hauptplatz
von Oaxaca-Stadt mit dem Camp der LehrerInnen, hatte sie jedoch nicht
erreicht.

Nach dem blutigen Wochenende ist die Gesellschaft Oaxacas aufgewühlt
wie seit langem nicht mehr. In Nochixtlán herrscht Trauer und immense
Wut, an allen Eingängen bewachen die Mixteco-Indigenen auf Barrikaden
ihr Städtchen. Im Zuge der Auseinandersetzungen wurden auch der
Regierungspartei PRI nahestehende Kreise der Zusammenarbeit mit dem
Polizeikonvoy bezichtigt, das Gemeindehaus und ein Hotel gingen in
Flammen auf, der Gemeindepräsident nahm Reissaus. Am Sonntagabend
kursierten zudem Gerüchte, dass ein Militäreinsatz drohe, am Montag,
dem 20. Juni, war das Städtchen wie ausgestorben.

In den Tagen nach dem Massaker zeigten sich immer mehr Organisationen
solidarisch, besuchten beispielsweise Repressionsopfer in der Region.
Unter den Organisationen war auch die NGO Codigo DH, welche
insbesondere Folteropfer betreut. Deren Repräsentantin Sara Mendez
kommentiert die Situation nach einer intensiven Woche der Begleitung:
"Diese Repression war ein heftiger Schlag für die Gemeinde, mit einem
solch gewalttätigen Polizeieinsatz hat niemand gerechnet. Aber nach
der Wut und trotz der kollektiven Angst, die unter anderem auch die
medizinische Versorgung der Verletzten erschwert, hat die Gemeinde
erste Schritte unternommen, um ihr kommunitäres Leben neu zu
organisieren." So wählten in einer Gemeindeversammlung am Freitag nach
dem Massaker die BewohnerInnen einen Stadtrat, der den geflohenen
Stadtpräsidenten ersetzen soll.

Ironie der Geschichte: Just in dieser Woche des Massakers gedachten
die sozialen Organisationen Oaxacas des Volksaufstands gegen Ulises
Ruiz, der am 14. Juni 2006 mit einer missratenen Räumung des
Lehrercamps begann. Aber zehn Jahre später sind die Rahmenbedingungen
andere: Der vermeintliche Politikwechsel weg von der PRI misslang auf
lokaler und nationaler Ebene. Am 5. Juni wurde der neue Gouverneur von
Oaxaca gewählt; mit nur 30 Prozent der Stimmen bekam Alejandro Murat
am meisten Unterstützung. Er ist der Sohn des ehemaligen
PRI-Gouverneurs José Murat, der Ulises Ruiz voranging. Vater José
Murat war der Architekt des verhassten "Pakts für Mexiko" der Parteien
PRI-PRD-PAN, welcher die Strukturanpassungsmassnahmen durch das
Parlament brachte, darunter die Bildungsreform, die keine
Verbesserungen der Bildung anpeilt, aber die Gewerkschaften aushebelt
und das Lehrpersonal über periodische Evaluationen prekarisiert.


Die Prärie brennt

Letztlich, darin sind sich alle BeobachterInnen einig, richtet sich
der immer breitere und radikalere Protest gegen die
PolitikerInnenmafia und gegen die neoliberale Politik. Der
Gesundheitssektor macht Warnstreiks in Solidarität mit den
LehrerInnen, aber auch gegen die Strukturanpassung in diesem Sektor.
Die Dörfer verschiedener Regionen wie der Sierra Norte, der Region
Mixe marschieren durch Dörfer und Städte. Dutzende
GemeindepräsidentInnen geloben mit Stempel und Unterschrift, die
LehrerInnen zu unterstützen und rufen zu einem Treffen in Nochixtlán
auf, um den Widerstand besser zu vernetzen.


Die Prärie brennt

Ob es der Regierung gelingt, dieser Entrüstung den Schwung zu nehmen,
werden die nächsten Wochen zeigen. Nach den Toten und nach den
weltweiten Proteste hat sich das Innenministerium nun doch bereit
erklärt, auf einen Dialog mit den dissidenten LehrerInnen einzutreten.
Auch werden die PolizistInnen verhört, etwa Hundert von ihnen sollen
an dem Tag des Massakers mit einer Schusswaffe im Einsatz gewesen
sein. Doch die Behörden verfolgen ein doppeltes Spiel, denn
gleichzeitig werden in staatsnahen Medien sogenannte "radikale
Elemente" genannt, die hinter dem Aufstand der CNTE und der Ereignisse
in Nochixtlán stehen sollen. Als DrahtzieherInnen werden soziale
Bewegungen, ja gar die Guerilla beschuldigt. Einmal mehr wird die
soziale Unrast in Mexiko kriminalisiert. Der seltsame Tod von Salvador
Olmos, Radiomacher im Community-Radio Tuu Ñuu Savi im nahe von
Nochixtlán gelegenen Huajuapán, lässt Schlimmes befürchten. Der Punk
Salvador wurde in der Nacht auf den 26. Juni, also eine Woche nach dem
Massaker von Nochixtlán, von PolizistInnen verhaftet und bei einem
Fluchtversuch von der Polizei "versehentlich" überfahren und getötet.
Angehörige und FreundInnen haben jedoch Folterspuren gefunden und
vermuten ein politisch motiviertes Verbrechen.

 * 
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FESTIVAL/358: Filmfest Locarno - WDR mit fünf Filmen vertreten (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 3. August
2016

Filmfest Locarno: WDR mit fünf Filmen vertreten 

Weltpremiere für "Paula"



Beim heute (3.8.2016) beginnenden 69. Filmfestival in Locarno ist der
WDR mit insgesamt fünf Kinokoproduktionen vertreten. Im Wettbewerb
laufen "Marija" sowie "Der traumhafte Weg". "Paula" und "Vor der
Morgenröte" werden auf der Piazza Grande präsentiert.

"Marija" ist der Debutfilm des KHM-Absolventen Michael Koch. Marija
(Margarita Breitkreiz) kommt aus der Ukraine in die Dortmunder
Nordstadt. Um sich ihren großen Traum vom eigenen Friseursalon zu
erfüllen, greift sie zuweilen nach fragwürdigen Methoden. "Marija" ist
eine Produktion der Pandora Filmproduktion, Hugofilm und Little Shark
Entertainment, gefördert von der Film- und Medienstiftung NRW.
WDR-Redaktion: Andrea Hanke.

"Der traumhafte Weg" von Angela Schanelec beginnt 1984 in
Griechenland. Hier lernen sich Theres und Kenneth kennen. Sie lieben
sich, können es aber nicht verhindern, dass sie sich wieder verlieren.
30 Jahre später, in Berlin, ein anderes Paar. Ariane verlässt ihren
Mann David, weil sie ihn nicht mehr liebt. Die Wege der beiden führen
zu Kenneth und Theres. Eine Koproduktion der Filmgalerie 451,
gefördert von der Film- und Medienstiftung NRW, mit WDR (Redaktion:
Andrea Hanke) und ARTE.

In "Paula" zeichnet Christian Schwochow die faszinierende Geschichte
der hochbegabten Künstlerin und radikal modernen Frau zu Beginn des
20. Jahrhunderts auf die Leinwand. Paula Modersohn-Becker (Carla Juri)
lebte gegen alle Widerstände und mit unbändiger Kraft ihre Vision von
künstlerischer Selbstverwirklichung und ihre romantische Vorstellung
von Ehe und Liebe. Die Uraufführung der Pandora Film Produktion in
Koproduktion mit Grownup Films, Alcatraz Films, WDR (Redaktion: Dr.
Barbara Buhl), RB, ARTE und ARD Degeto, gefördert von der Film und
Medienstiftung NRW, findet auf der Piazza Grande statt.

Ebenfalls auf der Piazza Grande wird "Vor der Morgenröte" gezeigt.
Regisseurin Maria Schrader erzählt episodisch aus dem Leben des
österreichischen Schriftstellers Stefan Zweig (Josef Hader) im Exil.
Auf dem Höhepunkt seines weltweiten Ruhms wird er in die Emigration
getrieben und verzweifelt angesichts des Wissens um den Untergang
Europas, den er schon früh voraussieht. Die Geschichte eines
Flüchtlings, die Geschichte vom Verlieren der alten und dem Suchen
nach einer neuen Heimat. "Vor der Morgenröte" ist eine
deutsch-französisch-österreichische Koproduktion mit BR, WDR
(Redaktion: Andrea Hanke), ARTE, ORF.

Der Dokumentarfilm "Verfluchte Liebe Deutscher Film" von Dominik Graf
und Johannes F. Sievert begibt sich auf eine Reise in die deutsche
Filmgeschichte. Eine Dokumentation über einige der fruchtbarsten und
gleichzeitig unbekanntesten Filme unseres Landes und die Geschichte
einer Liebe: Der Liebe zum deutschen Film. Der Film der Augustin Film
KG entstand unter Beteiligung von WDR (Redaktion: Frank Tönsmann) und
ARTE, gefördert von der Film- und Medienstiftung NRW.
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MELDUNG/753: Medienstudie der TU Dortmund registriert "Entsetzen" über Brexit-Entscheidung (idw)


Technische Universität Dortmund - 03.08.2016

Medienstudie der TU Dortmund registriert "Entsetzen" über Brexit-Entscheidung
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Mit einer überwältigenden Mehrheit haben die Zeitungen in Europa und den
USA negativ über das Brexit-Votum berichtet - während Russland den Brexit
feiert: Das zeigt eine Studie der TU Dortmund zur Medienberichterstattung
in 13 Ländern in der Woche nach dem Brexit-Referendum. Prof. Susanne
Fengler, Professorin für internationalen Journalismus an der TU Dortmund:
"Erstaunlich ist, wie skeptisch die Medien selbst in EU-kritischen Ländern
wie Ungarn und Tschechien den Brexit bewerten. Ein möglicher Grund: In
ganz Osteuropa ist die Sorge groß, dass Russland von einem Zerfall der EU
profitieren wird."

Die Studie wurde vom Erich-Brost-Institut für internationalen Journalismus
in Europa an der TU Dortmund - im Rahmen des TU-Projekts European
Journalism Observatory (EJO) - durchgeführt. Für seine Analyse nahm das
Team des European Journalism Observatory in Kooperation mit dem Reuters
Institute der Universität Oxford die Berichterstattung von jeweils drei
Zeitungen aus zwölf europäischen Ländern sowie Russland und den USA über
den Brexit zwischen dem 25. Juni und 1. Juli 2016 unter die Lupe.
Insgesamt wurden hierbei in den dreizehn Ländern 2.127 Artikel aus
Zeitungen unterschiedlicher politischer Richtungen kodiert.


Die wichtigsten Ergebnisse im Überblick:

• In allen europäischen Untersuchungsländern heben die Medien die
negativen Folgen des Brexit-Votums hervor: 56 Prozent der Artikel wurden
von den Forscherinnen und Forschern als "anti-Brexit" bewertet. Nur acht
Prozent der Beiträge wurden als "pro-Brexit" betrachtet, 36 Prozent als
"neutral". "Anti-Brexit"-Artikel überwiegen eine Woche nach dem Referendum
auch in Großbritannien selbst - wo zuvor zwei der drei untersuchten
Zeitungen die Brexit-Kampagne unterstützt hatten. Selbst in EU-Staaten,
die - wie Polen und Portugal - derzeit mit politischen bzw.
wirtschaftlichen EU-Sanktionen konfrontiert sind, dominieren kritische
Berichte. Thematisiert werden die Gefahren eines EU-Austritts für die EU
und Großbritannien selbst, aber auch für das eigene Land. Quer durch
Europa argumentieren Medien, dass das Brexit-Votum ein Schlaglicht auf
Fehlentwicklungen in der EU wirft.

• Die größte Anzahl von Beiträgen über den Brexit findet sich in den
EU-Gründungsstaaten Deutschland und Italien. Hier heben die Zeitungen am
deutlichsten den Reformbedarf innerhalb der EU hervor. Erstaunlich: Auch
in den EU-kritischen Staaten Ungarn und Tschechien stellen die
untersuchten Medien die negativen Folgen eines EU-Austritts Großbritanniens
in den Vordergrund. Quer durch Europa heben die Zeitungen insbesondere
schädliche Auswirkungen auf die nationalen wirtschaftlichen Interessen
hervor. So warnen osteuropäische Zeitungen vor den Folgen des Referendums
für osteuropäische Gastarbeiterinnen und Gastarbeiter in Großbritannien,
während portugiesische Zeitungen Einbrüche beim Tourismus befürchten.

• Nur wenige europäische Medien - darunter die zum Berlusconi-Imperium
gehörige Zeitung Il Giornale - bewerten das Brexit-Votum positiv.
Grundsätzlich stehen linksliberale Medien quer durch Europa dem Votum
kritischer gegenüber als konservative Medien, die in allen europäischen
Ländern mehr Verständnis für den Ausgang des Referendums zeigen.

• Auch die traditionell sehr auf Innenpolitik fokussierten US-Medien
haben überraschend intensiv über das britische Referendum berichtet. Ein
zentraler Aspekt in der Berichterstattung US-amerikanischer und
osteuropäischer Medien ist die Frage, wie stark Russland von einem
EU-Austritt Großbritanniens profitieren wird. In der Tat bewerten die
untersuchten Artikel staatsnaher russischer Medien den Brexit positiv.
Selbst liberale russische Medien halten sich mit Bewertungen erstaunlich
zurück.
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Weitere Informationen unter:

http://de.ejo-online.eu/internationales/brexit-so-haben-die-zeitungen-in-europa-berichtet

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution12

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Dortmund, Martin Rothenberg, 03.08.2016
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MELDUNG/752: Literaturhinweis - Verflechtungsstrukturen deutscher TV-Sender (idw)


Ostfalia Hochschule für angewandte Wissenschaften - 03.08.2016

Neuerscheinung: Geordnete Verhältnisse?! - Verflechtungsstrukturen
deutscher TV-Sender

Harald Rau und Chris Hennecke haben sich in ihrer Studie mit dem deutschen
Rundfunksystem auseinandergesetzt.



Das deutsche Rundfunksystem zeichnet sich durch historisch gewachsene und
sowohl im privaten wie im öffentlich-rechtlichen Bereich zum Teil sehr
komplexe Strukturen aus. In der jüngeren Vergangenheit sind diese
zunehmend in die Diskussion gekommen - unter anderem nach Ermittlungen des
Kartellamtes und der Publikation erster Daten der diesem Buch
zugrundeliegenden Studie.

Die große Resonanz von Seiten der Branchenakteure gab Anlass, die
Recherche auszuweiten, Markt und Branche noch tiefer zu durchdringen und
die Ergebnisse systematisch nach Sendern geordnet in Form von
Beschreibungen, Tabellen, Organigrammen und Atlanten zu präsentieren.
Damit ergibt sich erstmalig eine schlüssige Momentaufnahme einer auch aus
Regulierungssicht sehr spezifisch zu betrachtenden Branche.

Prof. Dr. Harald Rau lehrt seit 2009 an der Ostfalia Hochschule in
Salzgitter im Bereich Medien, Chris Hennecke (BA) absolvierte dort den
Studiengang Medienmanagement und arbeitet heute im Bereich Filmproduktion.

Das Buch ist in der edition sigma im Nomos Verlag (Baden-Baden) erschienen.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution153

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Ostfalia Hochschule für angewandte Wissenschaften, Evelyn Meyer-Kube, 03.08.2016

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FEATURE/610: WDR 3 - Zeitalter der Verschwörungen, 6.8.2016 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Zeitalter der Verschwörungen

Die Krimiautorin Dominique Manotti

Autor: Walter van Rossum

Produktion: WDR 2014

WDR 3 Kulturfeature

WDR 3, Samstag, 6. August 2016, 12.04 - 13.00 Uhr

WDR 3, Sonntag, 7. August 2016, 15.04 - 16.00 Uhr



Dominique Manotti, Jahrgang 1942, war aktive Gewerkschafterin. Als
François Mitterrand 1981 in Frankreich Präsident wurde, verlor sie ihr
Vertrauen in die Reformierbarkeit des Staates und wurde
Schriftstellerin.

"Hartes Pflaster" hieß Dominique Manottis erster Roman. Geschrieben
hat sie ihn mit 50 Jahren. Und zwar in einem Genre, das in Frankreich
eine gute Tradition hat: dem "Polar", dem politischen Krimi, in dem
Verbrechen, Politik und Alltagssprache einen rauen Sound produzieren.
Mehr noch als andere Autoren macht Manotti die konkreten politischen
Verhältnisse der vergangenen Jahre zum Thema ihrer kompromisslos
erzählten Geschichten. Wer die französische Gesellschaft verstehen
will, muss Manotti lesen.

Redaktion: Imke Wallefeld

 * 

Quelle:

Programmtip vom 28. Juni 2016

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts),

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln,

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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HÖRSPIEL/1317: WDR 3/WDR 5 - "Mord am Hindukusch" von Holger Siemann, 5./6.8.2016 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Mord am Hindukusch

Von Holger Siemann

Regie: Annette Kurth

Produktion: WDR 2013

WDR 3, Freitag, 5. August 2016, 19.04 - 20.00 Uhr

WDR 5, Samstag, 6. August 2016, 17.04 - 18.00 Uhr



Staatsanwalt Johannes Wintrup soll die näheren Umstände aufklären, die
zum Selbstmord eines deutschen Soldaten in Afghanistan geführt haben.

Patrick Koslowski alias "Omme" war ein erfolgreicher Boxer, der wegen
Beleidigung eines Funktionärs aus dem Olympiakader geflogen war und
sich daraufhin in einer von den Medien viel beachteten Aktion als
Freiwilliger für den Afghanistan-Einsatz gemeldet hatte. Drei
Kameraden waren bei dem Einsatz dabei, in dem es darum ging,
"havarierte" Technik zu bergen. Die Obduktion der Leiche ergibt, dass
Koslowski von einer Handgranate am Oberschenkel getroffen wurde und
verblutete. Wintrup zweifelt an der Selbstmordthese, aber er findet
keine beweiskräftigen Spuren. Bis er auf einen Professor trifft, der
für das Kampfroboter-Projekt "ARVis" zuständig ist.

Das Hörspiel steht nach der Ausstrahlung zum kostenlosen Download im
WDR Hörspielspeicher zur Verfügung. Informationen und Download über
hoerspiel.wdr.de.

Redaktion: Georg Bühren

 * 

Quelle:

Programmtip vom 28. Juni 2016

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts),

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln,

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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MELDUNG/1284: Deutschlandfunk - Polen in Deutschland, 5.8.2016 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

»Ich bin doch kein Migrant wie jeder andere!«

Polen in Deutschland

Von Marietta Morawska-Büngeler

DLF 2016

Dossier

Freitag, 05. August 2016, 19:15 - 20:00 Uhr, Deutschlandfunk



Ende des 19. Jahrhunderts kamen die ersten Polen ins Ruhrgebiet und
fanden schnell Arbeit in den Kohlengruben. Nach dem Zweiten Weltkrieg
blieben viele einstige Kriegsgefangene und Zwangsarbeiter als
"heimatlose Ausländer" in Deutschland. Seitdem gab es weitere
Migrationswellen. Ursachen waren die politischen Umstände in Polen,
wie 1968 die Vertreibung der polnischen Juden durch die kommunistische
Regierung oder der Kriegszustand in den 80er-Jahren, aber auch
wirtschaftliche und private Gründe. Heute kommen junge Polen nach
Deutschland, die ihre Zukunft im vereinigten Europa sehen. Aktuell
leben zwei Millionen Polen in der Bundesrepublik. Sie haben ihre
eigenen Gottesdienste, Institute, Restaurants, Geschäfte und
Diskotheken. Sie pflegen ihre Kultur, grenzen sich aber nicht ab.
Kinder von Migranten oder aus deutsch-polnischen Beziehungen sprechen
oft davon, dass sie sowohl eine polnische als auch eine deutsche
Identität haben. Fünf Vertreter unterschiedlicher Generationen
erzählen über ihre persönliche Entwicklung in Deutschland und
reflektieren ihre Erfahrungen im Hinblick auf die heutige
Flüchtlingspolitik der deutschen und der polnischen Regierung.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 26. Juli 2016

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MELDUNG/1283: Deutschlandradio Kultur - Wiederkehr des Wettkampfes auf die literarische Bühne, 5.8.2016 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Lyriksommer

»ich spiel mit dem satz und sieg«

Von der Wiederkehr des Wettkampfes auf die literarische Bühne

Von Almut Schnerring und Sascha Verlan

Zeitfragen. Literatur

Freitag, 05. August 2016, 19:30 - 20:00 Uhr, Deutschlandradio Kultur



Theodor W. Adorno hat sich zu der Frage des literarischen Wettbewerbs
eindeutig geäußert: »Wenn literarische Stile, Intentionen, Werke noch
ernsthaft etwas wollen, muss zwischen ihnen Krieg walten.« Obwohl
gerade in der Entstehungsgeschichte der abendländischen Lyrik der
offen ausgetragene Wettkampf eine zentrale Rolle spielt, obwohl es
auch in der etablierten Literaturszene öffentliche Wettbewerbe und
Publikumspreise gibt, wird die Wiederkehr des lyrischen Wettkampfes in
Poetry Slam und Rap-Battle im Allgemeinen eher skeptisch betrachtet.
Dabei macht die Entwicklung des Poetry Slam in Deutschland deutlich,
wie durchschlagend sich Komplexität, Tiefe und Qualität eines
literarischen Genres im gegenseitigen Wettstreit ausbilden können. Und
wie schnell sich auf der anderen Seite Erfolgsmodelle durchsetzen und
die leiseren Stimmen verstummen. Anlässlich der Olympischen Spiele,
die in der Antike und zu Beginn der modernen Olympiaden auch Medaillen
vergaben in den Bereichen Architektur, Literatur, Musik und bildender
Kunst, geht es in der Sendung um die Wiederkehr des Wettkampfes auf
der literarischen Bühne.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 26. Juli 2016

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MELDUNG/1282: Deutschlandradio Kultur - Frauen in der Manege, 6.8.2016 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Freiheit - ein Drahtseilakt

Eine Lange Nacht über Frauen in der Manege

Von Anne Ipsen und Daniela Kletzke

Regie: Daniela Kletzke

Lange Nacht, 

Samstag, 06. August 2016, 00:05 - 03:00 Uhr, Deutschlandradio Kultur



Schon die frühesten Zeugnisse aus der Geschichte der Artistik zeigen
Frauen, die über Schwerter springen und auf Händen gehen.
Turmseil-Läuferinnen und kettensprengende Kraftartistinnen traten seit
jeher auf Jahrmärkten auf, und als der Kampf um das Frauenwahlrecht
begann, gaben die Frauen der Manege ein Beispiel für Wagemut, Kraft
und Geschicklichkeit. Mit Tattersälen, Menagerien, festen
Zirkuspalästen und reisenden Zeltzirkussen begann die moderne
Massenunterhaltung, und viele dieser großen Unternehmen wurden von
Prinzipalinnen oder Direktorinnen geführt. Bis in die Gegenwart hinein
verfolgt diese "Lange Nacht", wie Frauen im Zirkus hart arbeiten, viel
riskieren und manchmal die Freiheit für ungewöhnliche Lebensentwürfe
finden. Frauen aus der Generation der Kriegskinder erzählen, wie sie
nach dem Zweiten Weltkrieg im Zirkus einen Neuanfang wagten. Und junge
Artistinnen berichten von ihrer Suche nach einem neuen Zirkus, der
tanzend von großen Gefühlen erzählt und dabei immer noch nach Sägemehl
riecht.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 26. Juli 2016

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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NEUROLOGIE/888: Projekt - Wie fließen die verschiedensten Informationen im Gehirn? (idw)


Charité / Universitätsmedizin Berlin - 02.08.2016

Personalisierte virtuelle Gehirne: Big data - big theory

ERC Consolidator Grant für Charité-Neurowissenschaftlerin



Das Gehirn ist ein anpassungsfähiges und hochkomplexes System. Wie die
einzelnen Komponenten zusammenwirken und zu geistigen Leistungen gelangen,
darüber ist allerdings nach wie vor wenig bekannt. Ein Forscherteam um
Privatdozentin Dr. Petra Ritter an der Charité - Universitätsmedizin
Berlin setzt daher auf personalisierte Simulationen, um Zusammenhänge
innerhalb des Gehirns aufzudecken. Der Europäische Forschungsrat (ERC)
fördert die Arbeiten in den kommenden fünf Jahren mit 1,87 Millionen Euro.

Gehirnfunktionen können auf vielen verschiedenen Ebenen untersucht werden.
So ist es möglich, Daten von einzelnen Nervenzellen, kleinen neuronalen
Netzwerken und dem gesamten Gehirn zu messen. Jedoch gibt es bislang keine
Methode, die gleichzeitig Daten auf den verschiedenen zeitlichen und
räumlichen Skalen erheben kann. Daher ist sehr wenig darüber bekannt, wie
die verschiedenen Ebenen in der Gesamtheit zusammenwirken. Zelluläre
Vorgänge mit konkretem Wahrnehmen, Verstehen und Verhalten in Verbindung
zu verbinden, ist noch immer schwierig. "Ziel des aktuellen Projektes ist
es daher, ein theoretisches Gerüst zu erstellen, das die verschiedenen
Ebenen miteinander verbindet und quantifiziert", so Dr. Ritter,
Privatdozentin an der Klinik und Hochschulambulanz für Neurologie der
Charité.

Die personalisierte Gehirnsimulation beschäftigt Dr. Ritter bereits seit
mehreren Jahren. Die Vision der Forscherin: "Wir wollen sichtbar machen,
wie Informationen im Gehirn fließen, um neurologische Prozesse und
Krankheitsbilder aufschlüsseln zu können", so Dr. Ritter. Dazu sollen
individuell erhobene Daten in Simulationen des Gehirns einfließen. Derzeit
sind funktionelle bildgebende Verfahren nur begrenzt für den einzelnen
Patienten nutzbar, individuelle Vorhersagen können meist nicht getroffen
werden. "Das gilt es zu ändern und eine Art 'mathematisches Mikroskop' für
das Gehirn zu entwickeln", erklärt die Wissenschaftlerin. "Ziel soll sein,
dass Computersimulationen in Kombination mit Bildgebung die verschiedenen
zeitlichen und räumlichen Skalen im Gehirn verknüpfen."

Elektroenzephalographie, funktionelle Magnetresonanztomographie und
Diffusionstensor-Bildgebung sind Teil des methodischen Repertoires, mit
dem das interdisziplinäre Team um Dr. Ritter die Struktur und Funktion von
Gehirnen vermisst. Es handelt sich um Methoden, die sehr große Datensätze
produzieren. Die Herausforderung besteht darin, alle diese Daten in eine
zusammenhängende Theorie und am Ende in einem Modell des Gehirns
zusammenzufügen. Gemeinsam mit internationalen Kooperationspartnern haben
die Forscher eine Plattform mit dem Titel "The Virtual Brain" entwickelt.
Mathematische Gehirnmodelle von einzelnen Personen können hier
standardisiert und reproduzierbar berechnet werden. Die Open-Source-Plattform
ermöglicht nicht nur die Zusammenarbeit vieler Forscherteams weltweit,
sondern regt auch zum Austausch an. Denn beides ist für das Vorhaben
entscheidend: möglichst viele Daten und übergreifende Theorien.

Die aufwändigen und detaillierten Simulationen werden auf Supercomputern
gerechnet und tragen dazu bei, die Gehirnaktivität, insbesondere mit Blick
auf mögliche Fehlfunktion, besser zu verstehen: "Anhand dieser Avatare
wollen wir in der Zukunft Vorhersagen für Erkrankungen und mögliche
Verläufe treffen können. Dabei geben unsere Methoden Aufschluss über die
Wirkweisen anatomischer und pharmakologischer Interventionen, ebenso
können sie Schlüssel zur Entdeckung neuer Biomarker und Therapien sein",
so Dr. Ritter. Im Rahmen des ERC-Projektes sollen beispielsweise aus den
nichtinvasiven Bildgebungsdaten von gesunden Erwachsenen Rückschlüsse auf
Mechanismen sich verändernder Hirnfunktionen während des Alterns
geschlossen werden.

• ERC Consolidator Grant

Der ERC Consolidator Grant ermöglicht es wissenschaftlichem Nachwuchs, ein
Forschungsteam und dessen wissenschaftliche Arbeit weiter zu etablieren.
Der Grant wird aktuell vom Europäischen Forschungsrat (ERC) im Rahmen des
8. Rahmenprogramms Horizon 2020 vergeben. Für das Forschungsvorhaben an
der Klinik und Hochschulambulanz für Neurologie der Charité stehen nun
1,87 Millionen Euro zur Verfügung (Grant Agreement n° 683049).


Kontakt:

Privatdozentin Dr. Petra Ritter

Klinik und Hochschulambulanz für Neurologie

Charité - Universitätsmedizin Berlin

E-Mail: petra.ritter@charite.de

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.charite.de

http://neurologie.charite.de/forschung/arbeitsgruppen/brainmodes_group_petra_ritter/

http://www.thevirtualbrain.org

http://www.neurocure.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution318

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Charité - Universitätsmedizin Berlin, Manuela Zingl, 02.08.2016

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GENTECHNIK/259: Was uns Meerrettich-Peroxidase über unser Erbgut verrät (idw)


Universität Konstanz - 02.08.2016

Was uns Meerrettich-Peroxidase über unser Erbgut verrät

Konstanzer Chemiker entwickeln Verfahren für einen Gennachweis mit bloßem
Auge



Eine überraschende Entdeckung könnte den Weg ebnen für einen Gennachweis
mit bloßem Auge: Wie Konstanzer Chemiker belegen konnten, lassen sich im
Kopiervorgang des Erbguts (DNA) Proteine an die Bausteine der DNA
anhängen, die um mehr als das Hundertfache größer sind als die DNA-Bausteine
(Nukleotide) selbst. Diese großen Proteine wie die Meerrettich-Peroxidase
lassen sich als Markierung einsetzen, anhand derer die Anwesenheit einer
bestimmten Gensequenz nachgewiesen werden kann. Die Konzentration der
gesuchten Gensequenz ist anhand einer Farbreaktion mit bloßem Auge erkennbar.
Das Verfahren könnte sich daher eignen, um Teststreifen für einen
medizinischen Vor-Ort-Schnelltest zu entwickeln.

Unter anderem lassen sich mit dem Verfahren Genabschnitte nachweisen, die
in Zusammenhang mit Erbkrankheiten sowie viralen Krankheitserregern
stehen. Die Konstanzer Chemiker um Moritz Welter und Prof. Dr. Andreas
Marx, Professor für Organische und Zelluläre Chemie an der Universität
Konstanz, veröffentlichten das Verfahren in der Online-Ausgabe des
Wissenschaftsmagazins "Angewandte Chemie".

Das Verfahren der Konstanzer Biochemiker basiert auf dem körpereigenen
Kopiervorgang unseres Erbguts. Sogenannte DNA-Polymerasen, die
"Kopiermaschinen" unseres Erbguts, lesen einen Einzelstrang unserer DNA ab
und bauen ein komplementäres Gegenstück Baustein für Baustein nach. Wie
die Chemiker um Andreas Marx nun zeigen konnten, lassen sich bei diesem
Vorgang auch Bausteine (Nukleotide) einbauen, denen ein wesentlich
größeres Protein als "Fracht" angehängt ist. Diese Proteine, darunter die
Meerrettich-Peroxidase, lassen sich als Markierung für die DNA-Abschnitte
einsetzen.

Die Konstanzer Chemiker nutzten dieses Verfahren, um ein präzises und
einfach zu handhabendes Detektionssystem für DNA-Abschnitte zu entwickeln.
Eine zu untersuchende Probe wird mit einer Nukleotidkette, die
komplementär zum gesuchten DNA-Abschnitt ist, zusammengebracht. Enthält
die Probe den gesuchten Abschnitt, so bindet er an die Nukleotidkette -
bereits eine einzige Abweichung in der Abfolge der DNA-Bausteine
verhindert diese Anbindung. Bei diesem Bindungsprozess kann nun der
Kopiervorgang des Erbguts dafür genutzt werden, um Nukleotide mit
angehängter Meerrettich-Peroxidase als Markierung anzubringen. Die
Meerrettich-Peroxidase macht es anhand einer rot-braunen Färbung möglich,
die Konzentration des gesuchten DNA-Abschnittes mit bloßem Auge zu
erkennen.

Dieses Testverfahren lässt sich bei Raumtemperatur ohne Laborumgebung
umsetzen und zeichnet sich durch eine besondere Robustheit aus. Das
Verfahren könnte daher die Grundlage bilden, um Teststreifen für
medizinische Schnelltests zu entwickeln. Mittels dieser Teststreifen
ließen sich unter anderem Krankheitserreger ohne aufwändigen Labortest
nachweisen.


Originalpublikation:

Welter M, Verga D, Marx A.

Sequence-Specific Incorporation of Enzyme-Nucleotide Chimera by DNA
Polymerases.

Angew Chem Int Ed Engl. 2016 Jul 8. doi: 10.1002/anie.201604641

Kontakt:

Universität Konstanz

Kommunikation und Marketing

E-Mail: kum@uni-konstanz.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1282

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Konstanz, Julia Wandt, 02.08.2016
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GENETIK/089: Neue Gene für Herzfehler entdeckt (idw)


Deutsches Zentrum für Herz-Kreislauf-Forschung e.V. - 01.08.2016

Neue Gene für Herzfehler entdeckt



Ein internationales Team hat drei neue Gene gefunden, die bei angeborenen
Herzfehler eine Rolle spielen. Die Forscher fanden auch mehr darüber
heraus, welche Arten von Herzfehlern vererbt werden und welche durch neu
aufgetretene Genveränderungen verursacht werden. Diese Ergebnisse helfen,
die genetische Beratung von betroffenen Familien zu verbessern. Das
Konsortium unter Beteiligung des Wellcome Trust Sanger Institutes, des
Kompetenznetzes Angeborene Herzfehler, des Deutschen Zentrums für
Herz-Kreislauf-Forschung und der Klinik für angeborene Herzfehler und
Kinderkardiologie, Christian-Albrechts-Universität zu Kiel, berichtet
darüber in der aktuellen Ausgabe von Nature Genetics.

Als Forscher des Konsortiums die genetischen Informationen von Kindern mit
angeborenen Herzfehlern untersuchten, stießen sie auf einige Kinder mit
Entwicklungsverzögerungen und einer auffälligen Gesichtsform. Könnte diese
ähnliche Ausprägung die gleiche genetische Ursache haben, fragten sie sich
und wurden fündig: In drei unterschiedlichen Genen konnten sie bis dahin
unbekannte Veränderungen nachweisen. Zusätzlich fanden die Forscher
heraus, dass diese Genveränderungen nicht von den Eltern vererbt wurden,
sondern neu entstanden sind. "Für die Eltern der betroffenen Kinder ist
diese Information sehr wichtig, wissen sie doch nun, was der Grund für die
Erkrankung ist und dass nicht notwendigerweise ein größeres Risiko für
weitere Geschwister besteht", sagt Dr. Marc-Phillip Hitz, einer der
Erstautoren der Studie und Leiter der Arbeitsgruppe kardiovaskuläre
Genetik der Klinik für angeborene Herzfehler und Kinderkardiologie an der
Christian-Albrechts-Universität zu Kiel.

Dieses Ergebnis ist exemplarisch für eine wichtige Erkenntnis der Studie:
Die meisten sogenannten syndromalen Herzfehler, also solche, die mit
zusätzlichen Fehlbildungen des Körpers einhergehen, entstehen neu, das
heißt, beide Eltern sind nicht Anlageträger der krankhaften Veränderung.

Anders ist es bei Herzfehlern, die ohne zusätzliche Krankheitsmerkmale
auftreten, den sogenannten nicht-syndromalen Herzfehlern. Sie machen
ungefähr 90 Prozent aller Herzfehler aus. Die Studie konnte zeigen, dass
sie viel häufiger erblich bedingt sind als bislang gedacht. "Häufig tragen
beide Elternteile wenige seltene Genveränderungen, haben aber selbst
keinen oder keinen schwerwiegenden Herzfehler. Erbt ein Kind von beiden
Elternteilen die Genveränderung, kann diese Kombination zu einem
schwerwiegenden Herzfehler führen", erläutert Marc-Phillip Hitz. Bei
diesen Eltern könnte dann in Zukunft ein Gentest die Wahrscheinlichkeit
voraussagen, mit der ein weiteres Kind betroffen ist.

Die Forscher haben für ihre Studie insgesamt über 4.000 Personen -
betroffene Kinder und deren Eltern - mit der sogenannten Exomsequenzierung
untersucht. Dabei wird nur der Bereich der DNA untersucht, der die
Baupläne für die Eiweiße im Körper enthält, das sogenannte Exom. Um
seltene Genveränderungen aufzuspüren, untersuchten die Wissenschaftler
eine große Zahl von genetischen Veränderungen, denn nur so können sie
sicher sein, dass gefundene Genveränderungen auch wirklich mit der
Krankheit zusammenhängen und nicht zufällig sind. In die Studie flossen
deshalb Proben aus Deutschland, England, Belgien, Saudi-Arabien und Kanada
ein. Zusammenfassend helfen die Ergebnisse der Studie, die Beratung und
Diagnostik bei Personen mit syndromalen und nicht-syndromalen Herzfehlern
zu verbessern.


Originalarbeit:

"Distinct genetic architectures for syndromic and nonsyndromic congenital
heart defects identified by exome sequencing", Nature Genetics, 2016


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.dzhk.de

http://www.kinderherzzentrum-kiel.de/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1758

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsches Zentrum für Herz-Kreislauf-Forschung e.V.

Christine Vollgraf, 01.08.2016

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LUNGE/033: Nivolumab bei fortgeschrittenem Lungenkarzinom - Hinweis auf erheblichen Zusatznutzen (IQWiG)


Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) -
01.08.2016

Nivolumab bei fortgeschrittenem Lungenkarzinom: Hinweis auf erheblichen
Zusatznutzen

Vorteile beim Gesamtüberleben und bei den Nebenwirkungen



Nivolumab ist seit April 2016 als sogenannter Checkpoint-Inhibitor zur
Behandlung Erwachsener mit lokal fortgeschrittenem oder metastasiertem
nichtkleinzelligem Lungenkarzinom (NSCLC) mit nicht plattenepithelialer
Histologie zugelassen, die bereits eine Chemotherapie durchlaufen haben.
In einer frühen Nutzenbewertung hat das Institut für Qualität und
Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) nun untersucht, ob der
monoklonale Antikörper diesen Patientinnen und Patienten Vorteile
gegenüber der zweckmäßigen Vergleichstherapie bietet.

Demnach gibt es einen Hinweis auf einen erheblichen Zusatznutzen von
Nivolumab gegenüber Docetaxel. Für Betroffene, für die eine Therapie mit
Docetaxel oder ähnlichen Wirkstoffen nicht angezeigt ist, ist ein
Zusatznutzen gegenüber der zweckmäßigen Vergleichstherapie (Best
supportive Care) nicht belegt.

Zulassungsstudie wegen Überlebensvorteil vorzeitig beendet

Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) hat als zweckmäßige
Vergleichstherapie Docetaxel, Pemetrexed oder - je nach Mutationsstatus -
Gefitinib, Erlotinib oder Crizotinib festgelegt. Patientinnen und
Patienten, für die diese Wirkstoffe nicht angezeigt sind, sollten im
Vergleichsarm stattdessen mit Best supportive Care behandelt werden, also
einer patientenindividuell optimierten Behandlung zur Linderung von
Symptomen und zur Verbesserung der Lebensqualität. Für diese zweite
Fragestellung legte der Hersteller keine Daten vor.

Für die erste Fragestellung führt der Hersteller die Zulassungsstudie
CA209-057 an, in der Nivolumab mit Docetaxel verglichen wurde. Nach einer
Interimsanalyse erhielten alle Patienten im Docetaxel-Arm die Möglichkeit,
sich mit Nivolumab weiterbehandeln zu lassen, da der neue Wirkstoff
deutliche Vorteile beim Gesamtüberleben aufwies. Einen statistisch
signifikanten Überlebensvorteil hatten allerdings nur PD-L1-positive
Patientinnen und Patienten. Für Betroffene mit negativem PD-L1-Status ist
ein Zusatznutzen beim Gesamtüberleben dagegen nicht belegt.

Vorteile auch bei den Nebenwirkungen

In mehreren Endpunkten aus der Kategorie Nebenwirkungen (schwere und
schwerwiegende unerwünschte Ereignisse, Abbruch wegen unerwünschter
Ereignisse, Alopezie, Erkrankungen des Blutes und des Lymphsystems) hat
Nivolumab ebenfalls Vorteile gegenüber Docetaxel.

Insgesamt ergibt sich für Patientinnen und Patienten, die mit Docetaxel
und ähnlichen Wirkstoffen behandelt werden können, ein Hinweis auf einen
erheblichen Zusatznutzen von Nivolumab gegenüber der zweckmäßigen
Vergleichstherapie. Für Betroffene, für die solche Wirkstoffe nicht
angezeigt sind, ist ein Zusatznutzen mangels Daten nicht belegt.

G-BA beschließt über Ausmaß des Zusatznutzens

Die Dossierbewertung ist Teil der frühen Nutzenbewertung gemäß
Arzneimittelmarktneuordnungsgesetz (AMNOG), die der G-BA verantwortet.
Nach Publikation der Dossierbewertung führt der G-BA ein
Stellungnahmeverfahren durch und fasst einen abschließenden Beschluss über
das Ausmaß des Zusatznutzens.

Einen Überblick über die Ergebnisse der Nutzenbewertung des IQWiG gibt
folgende Kurzfassung. Auf der vom IQWiG herausgegebenen Website
gesundheitsinformation.de finden Sie zudem allgemein verständliche
Informationen.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.iqwig.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution906

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG)

Dr. Anna-Sabine Ernst, 01.08.2016

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/1084: Forschung - Biosensoren zur Detektion von Tumoren (idw)


Leibniz-Institut für Molekulare Pharmakologie (FMP) - 02.08.2016

Medizinische Diagnose der Zukunft: Reinhart-Koselleck-Projekt für Leif
Schröder

Der Physiker Leif Schröder erhält eine Förderung von insgesamt 1,525 Millionen
EURO im Koselleck-Programm der DFG für hoch innovative Forschungen zur Detektion
von Tumoren



Das Leibniz-Institut für Molekulare Pharmakologie (FMP) und die
Leibniz-Gemeinschaft haben ihr erstes Koselleck-Projekt eingeworben: Leif
Schröder forscht an einem neuartigen, nicht-invasiven bildgebenden
Diagnoseverfahren. Die bekannte Magnetresonanz-Tomographie (MRT) spielt
hierbei eine Schlüsselrolle, obwohl sie normalerweise auf das Aufspüren von
relativ hoch konzentrierten Molekülen beschränkt ist. Das ist ein großer
Nachteil des ansonsten für den Patienten schonenden Diagnoseverfahrens.

Durch die Methode der Spin-Hyperpolarisierung soll jetzt ein Großteil des
zuvor etwa zu 99,9 Prozent nicht genutzten Potentials dazu gewonnen
werden, um nun auch schwach konzentrierte Moleküle sichtbar zu machen.
Herausforderungen bleiben die schnelle Abschwächung der Hyperpolarisierung
und die Detektion im Gewebe. Leif Schröder und seine Gruppe spüren mit
Biosensoren gewünschte Zielmoleküle auf und vereinen sie dann erst an
lebenden Zellen mit den hyperpolarisierten Atomen. Die zusätzliche
Verbindung mit dem Edelgas Xenon macht die Biosensoren zu hochempfindlichen
Detektiven, die gefundene Zielmoleküle bereits bei millionen-fach reduzierten
Aufnahmezeiten nachweisen.

Im aktuellen Koselleck-Forschungsprojekt interessiert sich die Gruppe nun
für die Detektion in lebendem Gewebe, ein Experiment, das weltweit noch
nicht realisiert werden konnte. "Das soll sich bald ändern. In unserem
interdisziplinären Koselleck-Projekt werden wir die Entwicklung neuartiger
Nanotransporter realisieren, die im Gewebe eine große Anzahl von
hyperpolarisierten Atomen aufnehmen können", sagt Leif Schröder. Ziel bei
dem Forschungsvorhaben ist es, die Visualisierung von anspruchsvollen
Biomarkern zu realisieren, wie Zelloberflächen-Glykanen. Diese
Zuckerverbindungen enthalten wertvolle diagnostische Information über die
Bösartigkeit von Tumoren.

Leif Schröder konnte die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) mit seinem
Projektantrag überzeugen, welchen sie als "in hohem Maß innovativ und im
positiven Sinn risikobehaftet" auszeichnet. Ein Erfolg dieses Projektes
würde einen "Quantensprung" in der medizinischen Diagnostik bedeuten, wie
es weiter in der Begutachtung heißt. Schröders Projekt wird von der DFG als
"Musterbeispiel für das Koselleck-Programm" angesehen, das den Forschern
angemessene Flexibilität und Zeit ließe, größere Durchbrüche zu wagen.

Die Arbeitsgruppe erhält für einen Zeitraum von fünf Jahren 1,525 Millionen
Euro, die durch ein weiteres Engagement des FMP auf diesem Gebiet ergänzt
wird.

Jedes Jahr werden bis zu zehn Koselleck-Projekte ausgezeichnet, deutschlandweit 
gibt es insgesamt 71, in Berlin aktuell vier.


Titel des Projekts:

Multivalent Hosts for Hyperpolarized Xenon Enabling in vivo MRI Visualization
of Tumor Cell Surface Glycans / Multivalente Wirtsstrukturen für
hyperpolarisiertes Xenon zur In-Vivo-Darstellung von Zelloberflächen-Glycanen
in Tumoren mittels MRT

Kontakt:

Dr. Leif Schröder

Leibniz-Institut für Molekulare Pharmakologie (FMP)

E-Mail: lschroeder@fmp-berlin.de

Öffentlichkeitsarbeit:

Silke Oßwald

E-mail: osswald@fmp-berlin.de

• Das Leibniz-Institut für Molekulare Pharmakologie (FMP) gehört zum
Forschungsverbund Berlin e.V. (FVB), einem Zusammenschluss von acht natur-, 
lebens- und umweltwissenschaftlichen Instituten in Berlin. In ihnen arbeiten 
mehr als 1.900 Mitarbeiter. Die vielfach ausgezeichneten Einrichtungen sind 
Mitglieder der Leibniz-Gemeinschaft. Entstanden ist der Forschungsverbund 1992 
in einer einzigartigen historischen Situation aus der ehemaligen Akademie der 
Wissenschaften der DDR.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1624

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut für Molekulare Pharmakologie (FMP), Silke Oßwald, 02.08.2016

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STUDIE/239: Werbung für Medikamente - Mischung von Information und Emotion kommt am besten an (idw)


Alpen-Adria-Universität Klagenfurt - 03.08.2016

Werbung für Medikamente: Mischung von Information & Emotion kommt am
besten an



Eine aktuelle Studie, die die Akzeptanz für Werbung für nicht
verschreibungspflichtige Medikamente unter die Lupe genommen hat, wurde
kürzlich als umfassende Buchpublikation veröffentlicht. Untersucht wurden
die Pharmamärkte in den USA, in Deutschland, Österreich und Brasilien.

Der Markt für nicht verschreibungspflichtige Medikamente ist heftig
umworben: So geben heute 9 von 10 Pharmaunternehmen mehr Geld für Werbung
aus als für Forschung & Entwicklung. Sie wetteifern dabei um die
Aufmerksamkeit und Kaufkraft von gesundheitsbewussten Konsumentinnen und
Konsumenten, die ihre Rolle in den letzten Jahrzehnten entscheidend
verändert haben. Während früher noch der Arzt oder die Ärztin als
alleinige Instanz mit Expertise betrachtet wurde, nehmen heute mehr
Menschen denn je ihre Gesundheitsvorsorge und die Behandlung von
leichteren Krankheiten selbst in die Hand. Dieses "Self-Empowerment" der
Konsumentinnen und Konsumenten wird auch in der Bedeutung von
Selbstmedikation mit nicht verschreibungspflichtigen Medikamenten
sichtbar.

Isabell Koinig (Institut für Medien- und Kommunikationswissenschaft) hat
für ihre Studie 967 Menschen in den USA, Deutschland, Österreich und
Brasilien befragt, welche Form der Werbung sie am positivsten bewerten.
Dafür wurden vier Versionen einer Werbeanzeige für ein fiktives
Schmerzmittel erstellt und den TeilnehmerInnen präsentiert. Die Werbungen
waren entweder informativ, emotional, informativ & emotional
gemischt bzw. hatten einen Bezug zu Corporate Social Responsibility.
"Die Ergebnisse zeigen, dass der Einsatz von Information & Emotion, also
gemischte Werbeformen, am erfolgreichsten auf allen Werbemärkten ist", so
Isabell Koinig. Generell am positivsten eingestellt gegenüber allen
Werbeformen war man in Brasilien, einem der am stärksten wachsenden
Pharmamärkte der Welt.

Mit Bezug auf das Konzept des "Self-Empowerment" erläutert Koinig: "Die
Menschen haben ein hohes Produktinteresse in Bezug auf diese Medikamente.
Daher rührt auch das Bedürfnis nach Information. Pharmawerbung kann damit
auch einen Beitrag zum Self-Empowerment leisten, indem die Konsumentinnen
und Konsumenten durch die Informationen die Produkte besser zu beurteilen
lernen und sich mehr mit ihrer eigenen Gesundheit und der entsprechenden
Vorsorge auseinandersetzen. Dafür ist ein kritisches Bewusstsein nötig."


Koinig, I. (2016). Pharmaceutical Advertising as a Source of Consumer
Self-Empowerment. Heidelberg: Springer.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.aau.at/blog/werbung-fuer-medikamente-mischung-von-information-emotion-kommt-am-besten-an/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution78

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Alpen-Adria-Universität Klagenfurt, MMag. Katharina Tischler-Banfield, 03.08.2016

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LABEL/4445: Warner Music Klassik News - 3. August 2016 (Warner)


Warner Music Klassik-Newsletter - 3. August 2016



Musikalität, Tiefe und Virtuosität

Sie gehört zu den Gipfelstürmern unter den jungen Klassik-Künstlern:
Die 24-jährige Pianistin Sophie Pacini überzeugt nicht nur durch
immense interpretatorische Tiefe, Musikalität und Virtuosität. Sie
lässt es sich auch nicht nehmen, ihre Programme selbst zu moderieren -
 und so mit ihrem Publikum gleich auf mehreren Ebenen in Kontakt zu
treten. Jetzt legt die neue Warner Classics-Exklusivkünstlerin,
Protégée von Martha Argerich, ihr Debüt-Album vor - mit Werken von
Ludwig van Beethoven und Franz Liszt.

VÖ: 9. September 2016 - CD 0190295977023


Soundtrack der Reformation

Zum Reformationsjahr ist Harnoncourts Gesamteinspielung der
geistlichen Kantaten von Johann Sebastian Bach wieder verfügbar. Mehr
Infos im Pressetext.

Ab 16. September 2016 wieder im Handel.


Daniel Barenboim DVD-Edition

Die DVD-Edition über den Pianisten Daniel Barenboim beinhaltet
legendäre Konzerte wie das Liszt-Recital aus der Scala in Mailand,
seine Interpretation der Brahms Klavierkonzerte unter dem Dirigat von
Sergiu Celibidache, die Goldberg-Variationen, die Beethoven
Klavierkonzerte 1-5 und die kompletten Mozart Klaviersonaten. Die
Edition wird durch die Dokumentation "Von der Vielfalt des Seins -
Begegnungen mit Daniel Barenboim" vervollständigt.

Die Livemitschnitte erlauben umfangreiche Einblicke in den
Barenboim?schen Klavierkosmos. Sie zeigen nicht nur den Umfang seines
pianistischen Repertoires, sondern bilden einen zeitlichen Abriss
seiner Karriere. Frühe Bandaufnahmen aus den Jahren 1986 - 1989 mit
den Berliner Philharmonikern wurden digitalisiert und restauriert.

VÖ: 26. August 2016 - 14 DVDs 0880242636980


American Opera DVD-Box

Die DVD Box beinhaltet drei der beliebtesten amerikanischen Opern:
Porgy & Bess, Show Boat und Moby Dick.

MOBY DICK: Komponist Jake Heggie und Librettist Gene Scheer
adaptieren Herman Melvilles Meisterwerk über Mensch und Meer mit
Grammy-Preisträger Jay Hunter Morris, Stephen Costello und Morgan
Smith als ein "lebendiges, hinreißendes Musiktheaterstück" (San
Francisco Chronicle).

SHOW BOAT: Ein wahrer Klassiker des amerikanischen Musicaltheaters
über das Leben am Mississippi von den 1880er bis in die 1920er-Jahre
mit Heidi Stober, Michael Todd Simpson, Emmy-Preisträger Bill Irwin
und Patricia Racette.

PORGY & BESS: Die erste Live-Aufnahme des Werkes auf DVD, mit Eric
Owens, Laquita Mitchell, Lester Lynch, Chauncey Packer und Karen
Slack. George Gershwin ist es gelungen, klassische Idiome, Jazz,
Blues und Spiritual zu verschmelzen in einem durch und durch
amerikanischen Meisterwerk über einen verkrüppelten Bettler, die
eigensinnige Frau, die er liebt und die Gemeinschaft, die beide
stützt.

VÖ: 26. August 2016 - 6 DVDs 0880242636881


Sommernachtsgala Grafenegg

10 Jahre Grafenegg - erstklassige Musik in einzigartiger Kulisse!

Der Auftritt des walisischen Bassbariton Bryn Terfel ist ein
Rückblick auf die erste Grafenegg-Gala, bei der er das Publikum mit
seiner Stimme begeisterte. 2016 steht ihm die junge russische
Koloratursopranistin Olga Peretyatko zur Seite. Rudolf Buchbinder,
der künstlerische Leiter, ist als Pianist zu erleben. Ein
stimmungsvoller Abend, der traditionell mit einem Feuerwerk zu Edward
Elgars Pomp and Circumstance endet.

VÖ: 26. August 2016 - 1 DVD 0880242729385

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de
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LABEL/4444: Polydor/Island- und Vertigo/Capitol-Presse-Newsletter - 03.08.16


Polydor/Island- und Vertigo/Capitol-Presse-Newsletter -
31. Kalenderwoche 2016



In dieser Woche präsentieren wir Euch die neue Single von Schandmaul.
Mit "Zeit" gibt die Band einen ersten Vorgeschmack auf das neue Album
"Leuchtfeuer".

Außerdem in den News: Kerstin Ott veröffentlicht ihre neue Single
"Scheissmelodie", Imany hat den Sommer-Hit 2016 und Tove Lo ist ein
"Cool Girl".

Viel Spaß beim Lesen und Hören

Euer PIL & VEC Newsletter-Team


Inhalt

Neuigkeiten

Veröffentlichungsplan

TV-Termine

 * 

Neuigkeiten

Schandmaul präsentiert neue Single "Zeit" aus dem kommenden neuen
Album "Leuchtfeuer"

1 ½ Jahre nach "Unendlich", dem letzten Opus von Schandmaul, welches
den Spielmannskünstlern nicht nur eine # 2 als Chartnotierung
eintrug, sondern zum ersten Mal in der Karriere der Band sogar eine
Goldauszeichnung für mehr als 100.000 verkaufte Alben nach sich zog,
erscheint am 09.09. ihr neuestes Werk "Leuchtfeuer"!

Zwei umjubelte Tourneen und etliche gefeierte Festivalauftritte
absolvierten Schandmaul rund um den Album-Zyklus von "Unendlich". Und
nun haben es unsere Helden Thomas, Anna, Birgit, Stefan, Martin
"Ducky" und Matthias geschafft, ein weiteres, strahlend schönes
"Mittelalterrock-Spielmann-Folk-Pop" Meisterwerk zu schreiben und
aufzunehmen.

Und selbstredend haben sich Schandmaul weiterentwickelt und virtuos
auf der Klaviatur ihrer allseits bekannten "Ingredienzien" gespielt.
Die "Schandmäuler" sind heute in der Tat noch bessere Liedermacher
und auch Instrumentalisten geworden und so lassen sich an allen Enden
die Kunst betreffend etliche Verfeinerungen entdecken.

Der Vorverkauf für das Album "Leuchtfeuer" hat begonnen. Schandmaul
sind zur Zeit mit dem Grafen mit seiner Band Unheilig auf seinen
allerletzten Shows begleiten. Zum großen Crescendo, dem finalen
Unheilig-Konzert im bereits ausverkauften Rhein Energie Stadion zu
Köln, wird Schandmaul natürlich auch dabei sein - exakt einen Tag
nach der Veröffentlichung von "Leuchtfeuer".

"Zeit" ist ihre gefühlvolle neue Single, und handelt von der See -
dem Ungewissen, in das wir gehen. "Meine Seele möchte segeln gehen,
in die unendliche Ferne sehen, in der Gischt am Bug des Bootes
stehen, spüren wie die Winde wehen."

"Zeit", aus dem kommenden Album "Leuchtfeuer" ist ab dem 05. August
überall als Download zu bekommen.

http://www.universal-music.de/schandmaul/home

www.schandmaul.de

www.facebook.com/schandmaul


Kerstin Ott veröffentlicht ihre neue Single "Scheissmelodie"

Mit ihrer Debütsingle "Die immer lacht" schoss Kerstin Ott Ende
letzten Jahres buchstäblich über Nacht aus dem Nichts an die Spitze
der Singlecharts: Mit ihrem sofort ins Ohr gehenden Mix aus modernem
Dance-Pop und deutschsprachigem Schlager kämpfte sich die
norddeutsche Sängerin, Songschreiberin und Musikerin bis auf Platz #2
der Offiziellen Deutschen Charts und hielt sich in der Folgezeit
ganze 25 Wochen in den Top 10. Bisher konnte der für über 660.000
verkaufte Einheiten mit Dreifach-Gold und einem Platin-Award
ausgezeichnete Megahit fast 52 Millionen Views auf YouTube generieren
- nach Auftritten in Deutschland, Italien, Spanien, Österreich und
der Schweiz legt Kerstin Ott nun mit "Scheissmelodie" ihren nächsten
Ohrwurm vor!

Schon als Kind war Kerstin Ott im Chor von Liedermacher Rolf
Zuckowski zu hören und tingelte später als junge Erwachsene als
gefragte DJane durch Clubs in ganz Deutschland. Nach einer
zwischenzeitlichen Malerlehre kehrt die Sängerin aus dem zwischen
Hamburg und Husum gelegenen Städtchen Heide nun wieder zur Musik
zurück: Gemeinsam mit Produzent Thorsten Brötzmann (Helene Fischer,
Christina Stürmer, Lena, Amy Mcdonald) arbeitet Kerstin Ott momentan
an ihrem für Herbst geplanten Debütalbum, aus dem die 34jährige mit
"Scheissmelodie" einen weiteren Vorboten auskoppelt.

Wobei der eigenwillige Songtitel keinesfalls irgendwelche
vorschnellen Rückschlüsse auf die musikalische Qualität der Single
zulässt; ganz im Gegenteil: "Scheissmelodie" spiegelt den ganz
besonderen norddeutschen Charme wider, der an der rauen Nordseeküste
bisweilen herrscht. Ursprünglich, spröde und doch irgendwie
faszinierend - so wie auch Kerstins markante Stimme, mit der sie
kürzlich noch beim Bad Segeberger Sommer Open Air, beim FFH Festival
mehr als 25.000 Besucher und auch beim Saison-Opening des berühmten
Mega-Park auf Mallorca begeisterte. Auf "Scheissmelodie" verbinden
sich tanzbare Melodic-/Deep House-Sounds und treibende Club-Beats mit
einer entspannten Akustikgitarre und Kerstin Otts ungewöhnlichen
deutschsprachigen Vocals zu einer völlig eigenständigen und neuen
Stilrichtung irgendwo zwischen Dance, Pop, Folk und Schlager. Eine
sofort ansteckende "Scheissmelodie" mit Sommerhit-Charakter!

"Jeder kennt diese Situation", erklärt Kerstin Ott die
Entstehungsgeschichte ihrer neuen Hitsingle. "Man hat sich gerade
frisch von einem Menschen getrennt, verbindet mit ihm aber noch lange
gewisse Melodien und Songs, die man immer zusammen gehört hat. Jeder
hat diese ganz persönliche Scheissmelodie im Kopf, bei der es ihm
beim Hören im Herzen immer wieder ein wenig piekt. Mein Stück ist
eine Art Anti-Herzschmerz-Song."

Momentan arbeitet Kerstin Ott an ihrem bisher noch unbetitelten
Debütalbum.

http://www.universal-music.de/kerstin-ott/home


Imany liefert laut GfK mit "Don't Be So Shy" den Sommerhit
des Jahres 

Imany kann man mit Worten kaum beschreiben, man MUSS sie hören! Und
mit dem ersten Klang ihrer außergewöhnlich tiefen Stimme, die so
schwarz ist wie die schwärzeste Nacht und so sanft wie feinste Seide,
kann man sie kaum wieder vergessen. Das dürfte seit der
Veröffentlichung ihres Hits "Don't Be So Shy" schwerer sein denn je.
Der Song führt nicht nur seit Wochen die offiziellen Deutschen
Single-Charts an, sondern wurde nun auch von der GfK Entertainment
zum offiziellen Sommerhit 2016 gekürt. Damit stellt Universal Music
bereits im zweiten Jahr in Folge des Sommerhit (2015 war es übrigens
"Ain't Nobody (Loves Me Better)" Felix Jaehn und Jasmine Thompson).

Mit "Don't Be So Shy" im Remix von Filatov & Karas erfüllt die
französischen Newcomerin laut GfK alle Kriterien, die einen solchen
Hit ausmachen.

Am 26. August dieses Jahres legt Imany mit ihrem neuen Album "The
Wrong Kind Of War" nach. Im Herbst geht die Wahl-Pariserin in
Deutschland auf Tournee.

Weitere Infos unter

www.imanymusic.com

www.journalistenlounge.de

www.universal-music.de/imany/home


Tove Lo mit neuer Single "Cool Girl"

Bereits 2x mit dem Grammy und weltweit mehrfach mit Platin-Awards
ausgezeichnet, präsentiert die Künstlerin TOVE LO nun ihre neue
Single "Cool Girl". Nach dem überragenden Erfolg ihres Debüt-Albums
"Queen of The Clouds" inkl. der Hits "Habits (Stay High)" und
"Talking Body", die ebenfalls nicht nur mehrfach mit Platin
ausgezeichnet sondern auch zusammen mehr als 1 Milliarde Mal
gestreamed wurden, schlägt die Schwedin nun ein neues Kapitel ihrer
musikalischen Laufbahn auf.

Vom Erfolgs-Thriller Gone Girl inspiriert, erscheint "Cool Girl" im
Vorfeld ihrer in Kürze beginnenden sechswöchigen Nordamerika-Tournee
mit Maroon 5.

Produziert wurde die Single von Tove Los Landsleuten The Struts, die
bereits an zahlreichen Projekten der Künstlerin beteiligt waren. In
dem auf geradezu hypnotische Weise eingängigen Track singt Tove Lo
darüber, wie hohl und widersprüchlich es für junge Frauen ist, sich
dem coolen, locker-entspannten Weiblichkeitsideal anzupassen. "Wenn
man etwas Neues schafft, versucht man immer, die eigene Komfortzone
hinter sich zu lassen", erklärt Tove Lo, die ihre Songs und Texte
selbst schreibt. "Es ist in Ordnung, wütend oder niedergeschlagen zu
sein. Man holt sich da auch wieder raus. Wir sollten nicht so große
Angst vor unseren Gefühlen haben." Tove Lo fügt hinzu: "In Cool Girl
geht es um unseren bedauerlichen Hang zu Machtspielen in Beziehungen -
 wer weniger stark fühlt, hat die Oberhand. Man hält diejenigen für
besonders begehrenswert, die die Liebe nicht erwidern oder sich von
nichts, was man tut, beeindrucken lassen. Aber in Wirklichkeit wollen
wir alle echte, uneingeschränkte Liebe."

Weitere Infos unter

www.journalistenlounge.de

Offizielle Website der Künstlerin: http://www.tove-lo.com

Facebook: https://www.facebook.com/tovelo/

Instagram: https://www.instagram.com/tovelo/

Twitter: https://twitter.com/ToveLo

VEVO: http://smarturl.it/tovelovevo

YouTube: http://www.youtube.com/user/tovelomusic

Spotify: https://play.spotify.com/artist/4NHQUGzhtTLFvgF5SZesLK

 * 

Veröffentlichungsplan

Alben

André Rieu / Viva Olympia / 05. August 2016

Milliarden / Betrüger / 12. August 2016

Lindsey Stirling / Brave Enough / 19. August 2016

Der Russe / Greatest Hits / 19. August 2016

Beginner / Advanced Chemistry / 26. August 2016

Adiam / Black Wedding / 26. August 2016

Cassius / Ibifornia / 26. August 2016

IMANY / The Wrong Kind Of War / 26. August 2016

Norma Jean Martine / Only In My Mind / 09. September 2016

SAFIA / Internal / 09. September 2016

July Talk / Touch / 09. September 2016

Schandmaul / Leuchtfeuer / 09. September 2016

Sascha Grammel / ICH FIND'S LUSTIG / 23. September 2016

Airbourne / Breakin' Outta Hell / 23. September 2016

YELLO / TOY / 30. September 2016

Sportfreunde Stiller / Sturm & Stille / 07. Oktober 2016

Singles

Tove Lo / Cool Girls / 04. August 2016

Kerstin Ott / Scheissmelodie / 05. August 2016

CHVRCHES / Bury It feat. Hayley Williams / 05. August 2016

Schandmaul / Zeit / 05. August 2016

Eva Simons, Sidney Samson / Escape From Love / 05. August 2016

Wolfskind, Feat. Ashe/ Stone Cold Thriller (Radio Edit) / 05. August 2016

Samu Haber, Niila / A Hundred Years (Remixes) / 05. August 2016

Sam Feldt, Lucas & Steve, Feat. Wulf / Summer On You (Club Edit) / 05. August 2016

Indaqo / Boom Boom Boom (Gabry Ponte Edit) / 05. August 2016

Flyboy, The Onyx Twins, Feat. Coby Grant / Will Be OK (Flyboy Remix) / 05. August 2016

Beginner / Es war einmal / 12. August 2016

Cassius feat. Ryan Tedder/ The Missing / 12. August 2016

SAFIA / My Love Is Gone / 19. August 2016

Adiam / Fearless / 19. August 2016

Max + Johann feat. Joel Brandenstein / Und wenn ein Lied / 19. August 2016

Kilian & Jo feat. Erik Rapp / Suburbia / 19. August 2016

Aura / Can't Steal The Music / 26. August 2016

Kerstin Ott / Scheissmelodie (EP) / 26. August 2016

Airbourne / Rivalry / 26. August 2016

Klingande feat. M-22 / Somewhere New / 26. August 2016

Klangkarussell / Hey Maria / 26. August 2016

Norma Jean Martine / I Want You To Want Me / 26. August 2016

Clueso / Neuanfang / 02. September 2016

Dua Lipa / Blow Your Mind (Mwah) / 02. September 2016

YELLO / Blue Biscuit / 16. September 2016

 * 

TV-Termine

AnnenMayKantereit

21.11.2016 / 20:35 Uhr / KIKA / Band Camp Berlin

Beatrice Egli

28.08.2016 / 11:50 Uhr / ZDF / Fernsehgarten 

02.09.2016 / 20:15 Uhr / MDR / Schlager einer Stadt 

02.09.2016 / 22:00 Uhr / NDR / Bettina und Bommes 

05.09.2016 / 18:00 Uhr / ARD / Wer weiß denn sowas

10.09.2016 / 20:15 Uhr / MDR / Stefanie Hertel - Meine Stars 

30.10.2016 / 11:00 Uhr / ZDF / Beatrice Egli - Ein Herbsttag in Wien

Beginner

13.08.2016 / 22:55 Uhr / ARD / Inas Nacht

Bosse

05.08.2016 / 22:00 Uhr / HR / Mach mal lauter

27.08.2016 / 20:15 Uhr / MDR / Laternenfest

Chris Brenner

19.08.2016 / 05:30 Uhr / ZDF / Morgenmagazin

Glasperlenspiel

05.08.2016 / 22:00 Uhr / HR / Mach mal lauter

28.08.2016 / 18:05 Uhr / SWR / Ehrensache

In Extremo

26.08.2016 / 19:30 Uhr / 3sat / Kulturlandschaften

Jamie-Lee

08.10.2016 / 17:45 Uhr / KIKA / Deutschlands bester Vorleser

Julian Le Play

05.08.2016 / 22:00 Uhr / HR / Mach mal lauter

Juno im Park

28.08.2016 / 11:50 Uhr / ZDF / Fernsehgarten

Kerstin Ott

14.08.2016 / 11:50 Uhr / ZDF / Fernsehgarten

Lockvogel

14.08.2016 / 11:50 Uhr / ZDF / Fernsehgarten

Michelle

04.09.2016 / 11:50 Uhr / ZDF / Fernsehgarten

10.09.2016 / 20:15 Uhr / MDR / Stefanie Hertel - Meine Stars

Prince Damien

21.08.2016 / 10:00 Uhr / ARD / Immer wieder sonntags

Radio Doria

05.08.2016 / 22:00 Uhr / HR / Mach mal lauter

Sascha Grammel

03.09.2016 / 20:15 Uhr / ARD / Klein gegen Groß

Semino Rossi

07.08.2016 / 10:00 Uhr / ARD / Immer wieder sonntags

25.09.2016 / 11:50 Uhr / ZDF / Fernsehgarten

25.09.2016 / 22:45 Uhr / WDR / Zimmer frei

Silly 

05.08.2016 / 22:00 Uhr / HR / Mach mal lauter

Wincent Weiss

05.08.2016 / 22:00 Uhr / HR / Mach mal lauter

07.08.2016 / 10:45 Uhr / ZDF / Fernsehgarten

27.08.2016 / 20:15 Uhr / MDR / Laternenfest

 * 
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LABEL/4443: Universal Music International Presse-Newsletter - 03.08.16


Universal Music International Presse-Newsletter - 31. Kalenderwoche 2016



Mit "Encore" legt DJ Snake in dieser Woche sein Debütalbum vor. Der
französische DJ und Producer hat in den letzten Jahren für einige der
größten Dance-Hits gesorgt und bringt auf seinem ersten Werk einige
hochkarätige Feature-Gäste zusammen.

Außerdem in den News: Massive Attack mit zwei neuen Videos, THIRTY
SECONDS TO MARS mit einem ersten Teaser-Clip, Blossoms mit ihrem
Debütalbum, BANKS mit neuer Single, Perfume mit neuem Album und
BASTILLE mit einem weiteren Vorgeschmack auf ihr neues Album.

Viel Spaß beim Lesen und Hören

Euer UMI Newsletter-Team


Inhalt

Neuigkeiten

Veröffentlichungsplan

TV-Termine

 * 

Neuigkeiten

DJ Snake präsentiert sein Album "Encore"

Der in Frankreich geborene und inzwischen in Miami lebende DJ und
Produzent William Grigahcine, besser bekannt als DJ Snake, hat die
Dance/Electronic- und Festival-Szene in den letzten Jahren nicht nur
erobert, sondern sie regelrecht auf den Kopf gestellt: Sein
internationaler Nummer #1-Hit "Turn Down For What", aufgenommen mit
dem Rapper Lil Jon, war mit über 9 Millionen Downloads/Streams und
über 188 Millionen (!) Views die meistverkaufte Dance-Single des
Jahres 2014!

Für DJ Snake ist die Musik nicht bloß irgendein Job, denn DJ zu
werden war schon immer sein größter Traum - und sein ganzer Lifestyle
ist damit verbunden: Nachdem er im Jahr 1995 dem französischen
Kultfilm "Hass" (Originaltitel: "La Haine") gesehen hatte, wusste der
inzwischen 29-Jährige schon als Jugendlicher, dass er nicht nur Musik
machen, sondern ein DJ werden wollte. Konkret war es die Filmszene,
in der DJ Cut Killer, übrigens einer seiner späteren Mentoren, die
Fenster seiner Wohnung öffnet und mit seinen Plattenspielern den
Soundtrack zum Chaos auf den Strassen liefert.

DJ Snake präsentiert sein Können ab Freitag in voller Albumlänge: Mit
"Encore" kündigt er sein mit Spannung erwartetes Debütalbum an. Neben
seinen gefeierten Hits "Middle" feat. Bipolar Sunshine und "Talk"
feat. George Maple, feuert der französische Star-Producer auf seinem
Erstling ein wahres Featuring-Feuerwerk ab: Die lange Liste
prominenter Gäste reicht von Jerimih über Travi$ Scott bis hin zu
Justin Bieber.

http://www.universal-music.de/dj-snake/home


Massive Attack mit zwei neuen Videos zu "Come Near Me" und
"The Spoils"

Mit der Anfang 2016 veröffentlichten EP "Ritual Spirit" präsentieren
Massive Attack vier brandneue Tracks und zugleich einen Vorboten
ihres nächsten Albums. Die EP vereint die Rückkehr von Tricky mit
Gastauftritten des gefeierten schottischen Trios Young Fathers, Roots
Manuva und Azekel.

Massive Attack liefern mit "The Spoils" zwei großartige Featurings
ab, die sie ihren Fans bereits mit der App "Fantom" zum Remixen
überließen: "The Spoils" feat. Hope Sandoval und "Come Near Me" feat.
Ghostpoet können jetzt in voller Länge immer wieder gehört werden -
inklusive des charakteristischen Sounds der UK-Legenden, versteht
sich.

Die Trip-Hop-Ikonen konnten in mehr als 25 Jahren mehr als zehn
Millionen Tonträger verkaufen und erreichten mit ihren Alben mehrfach
die Spitze der Charts. Auch sind Massive Attack bekannt für ihre
innovativen Musikvideos. So zeigen auch die Clips zu "Come Near Me"
und "The Spoils" wieder wie wichtig ihnen die visuelle Umsetzung
ihrer Songs ist. Während man "Come Near Me" bereits ansehen kann,
feiert der offizielle Clip zu "The Spoils" am Donnerstag (04.08.)
erst Premiere. Bis dahin verkürzt ein Audio-Video die Wartezeit.

http://www.universal-music.de/massive-attack/home


THIRTY SECONDS TO MARS melden sich zurück mit neuem
Teaser-Clip

Das letzte Album von THIRTY SECONDS TO MARS erschien 2013 und hört
auf den klangvollen Namen "LOVE, LUST, FAITH + DREAMS". Am Montag
veröffentlichte die Band einen kurzen Clip aus der Wüste und gaben so

In den Aufnahmen des Video-Teasers sieht man die drei Rockstars
sowohl in voller Action im Proberaum, als auch in einer
eindrucksvollen Wüstenlandschaft samt Geländewagen und
Kletter-Manövern. Frontmann Jared Leto, bekennender Adrenalin-Junkie
und Hobby-Kletterer, besteigt dabei scheinbar Bergkuppen und leistet
sich Autorennen mit ausgestrecktem Mittelfinger. Die musikalischen
Eindrücke des Snippets wirken wiederum, wie schon der letzte Hit "Up
In The Air", sehr elektronisch und hymnenhaft. Wie lange sich die
Fans tatsächlich bis zur neuen Veröffentlichung gedulden müsst,
bleibt vorerst THIRTY SECONDS TO MARS' Geheimnis.

http://www.universal-music.de/thirty-seconds-to-mars/home


Blossoms veröffentlichen ihr Debütalbum "Blossoms"

Die Geschichte von Blossoms, einer fünfköpfigen Band aus dem
nordenglischen Stockport, beginnt irgendwo zwischen "Nemesis" und
"Oblivion", dem Gestank von Frittenfett und der euphorisch-panischen
Geräuschkulisse von Alton Towers, dem wohl bekanntesten Freizeitpark
Großbritanniens. Wir schreiben das Jahr 2006 und zwei 12-Jährige, Tom
Ogden und Joe Donovan, kommen nur deshalb ins Gespräch, weil sie die
einzigen beiden Jungs auf einem Schulausflug sind - ihre Belohnung
für keine einzige Fehlstunde im besagten Schuljahr.

Knapp zehn Jahre später ist Ogden der Sänger und Donovan der
Schlagzeuger derjenigen Band, die aktuell für so viel Furore sorgt
wie kaum ein anderer Gitarrenact aus dem Großraum Manchester in den
letzten Jahren. Von etlichen Kritikern wurden sie bereits gefeiert
und dabei mit so unterschiedlichen Bands wie den Arctic Monkeys,
Depeche Mode oder auch The Doors verglichen - was irgendwie auch zu
ihrem wilden Mix aus Psychedelic-Rock, Synth-Pop und Indie-Rock
passt.

"Letzten Endes wollen wir eine Band sein, die großartige Popsongs
macht", so Ogden über den Sound der Band, der zugleich vertraut aber
auch vollkommen anders klingt. "Aktuelle Sachen sind für uns ein
genauso wichtiger Einfluss wie die alten Klassiker - und eigentlich
wollen wir sogar so modern klingen wie's geht. Wir wollen wie eine
Band klingen, die so nur im Hier und Jetzt existieren könnte, nicht
in irgendeiner vergangenen Ära." Am 5. August 2016 veröffentlichen
Blossoms ihr gleichnamiges Debütalbum "Blossoms" und sind u.a. beim
Reeperbahn Festival live zu sehen.

BLOSSOMS live

21.09.-24.09.2016 - Reeperbahn Festival (Hamburg)

http://www.universal-music.de/blossoms/home


BASTILLE mit "Good Grief" in UK auf Platz1-Kurs ++
Headliner beim Dockville Festival

"Wir hätten uns niemals vorstellen können, dass es uns über die ganze
Welt tragen wird", erzählt Sänger und Songwriter Dan Smith über ihr
umjubeltes Debütalbum. Auch das zweite Werk "Wild World", das am 09.
September veröffentlicht wird, kündigt die nächste Weltumrundung an.
Mit "Good Grief" lieferten BLE den ersten Vorboten aus ihrem
Zweitling ab und eroberten in ihrer Heimat UK Platz 2 in den
Airplaycharts sowie die Top 5 der iTunes-Charts. In dieser Woche rast
"Good Grief" in den UK-Verkaufscharts auf die Spitze zu.

Bei ihrem Besuch beim Radiosender 1LIVE vor wenigen Tagen performten
Bastille ein ganz besonderes Mash-Up.

Die Wartezeit bis zur Albumveröffentlichung verkürzen BLE nun mit
einem weiteren Song: "Fake It" ist ab sofort erhältlich und bei
Vorbestellung des Album direkt als Download verfügbar.

Bevor die Band im November auf Deutschlandtour kommt, sind sie als
Headlilner beim Dockville Festival am 19. - 21. Aug 2016 live zu
sehen.

BLE live

17.11.2016 Hamburg, Sporthalle Hamburg

25.11.2016 Berlin, Max-Schmeling-Halle

28.11.2016 München - Freimann, Zenith, die Kulturhalle

29.11.2016 Düsseldorf, Mitsubishi Electric HALLE

http://www.universal-music.de/bastille/home


BANKS veröffentlicht neue Single "Gemini Feed" und kündigt
Titel + Cover ihres zweiten Albums an

BANKS is back! Nach ihrem grandiosen Studio-Album "Goddess" aus dem
Jahr 2014, darf die Welt sich schon im September dieses Jahres über
ein neues BANKS-Album freuen. Soeben verkündete BANKS den Titel des
neuen Werks und enthüllte auch das Cover-Artwork. Mit "THE ALTAR"
präsentiert die 28-Jährige am 30. September 2016 ein Herbst-Highlight
und versorgt die Fangemeinde mit feinsten Indie-Electropopsounds.

Neues Material gab es vorab bereits mit dem Song "Fuck With Myself",
jetzt legt BANKS die erste offizielle Single aus ihrem neuen Album
vor: "Gemini Feed" ist ab sofort erhältlich und bei Vorbestellung des
Albums direkt als Download verfügbar. NYLON ist sich sicher: "'Gemini
Feed' wird jede Playlist im August anführen'" und der Rolling Stone
beschreibt den neuen Song als "hypnotisch".

http://www.universal-music.de/banks/home


AlunaGeorge veröffentlichen am 16. September ihr neues
Album "I Remember"

Für AlunaGeorge hat der Countdown zum zweiten Album offiziell
begonnen: Ab sofort kann "I Remember", das am 16. September
erscheint, vorbestellt werden. Neben der neuen Single "Mean What I
Mean" feat. Leikeli 47 & Dreezy gibt es auf dem 12 Titel umfassenden
Werk auch die Tracks "I'm In Control" feat. Popcaan, das von Flume
produzierte Titelstück "I Remember" und "My Blood" feat. Zhu zu
hören.

Das in Songwriting-Sessions in Los Angeles und London entstandene
zweite Album des Londoner Duos knüpft einerseits an den lockeren,
"fluffigen Sound" des Vorgängers an, wobei Aluna Francis und George
Reid durchaus auch neue Wege gehen und die persönlichen Erfahrungen
der letzten Jahre über einem noch facettenreicheren Mix aus ganz
unterschiedlichen Pop-Styles ausbreiten.

"Ja, wir haben uns an den heiligen Gral herangewagt - und uns 100%
aufs Songwriting konzentriert", berichtet die längst auch als
Stilikone gefeierte Sängerin Aluna, woraufhin George ergänzt: "Der
Ansatz lautete in etwa: schauen wir doch mal, was wir sonst noch
alles einbeziehen und machen können."

http://www.universal-music.de/alunageorge/home


Feinster Electro-Popsound aus Japan: Perfume veröffentlichen ihr
Album "Cosmic Explorer"

Der Name Perfume steht genau genommen schon seit über fünfzehn Jahren
für ansteckenden Electro-Pop-Sound aus Japan: Die drei Bandmitglieder
Aa-CHAN (Ayaka Nishiwaki), KASHIYUKA (Yuka Kashino) und NOCCHi (Ayano
Omoto) taten sich bereits im Jahr 2000 in ihrer Heimatstadt Hiroshima
zusammen und zogen 2003 schließlich nach Tokio, wo sie mit Yasutaka
Nakata (auch bekannt als Mitglied der Band Capsule) schon bald den
richtigen Producer für ihren Sound finden sollten.

Der große Durchbruch gelang ihnen dann im Jahr 2007, als ihre Single
"Polyrhythm" für eine massive Recycling-TV-Kampagne eingesetzt wurde -
 seither werden sie nicht nur in Japan von Fans und Kritikern für
ihren unvergleichlichen Sound, ihre grandiosen Texte und nicht
zuletzt für ihre Performances und ihre Dance-Skills gefeiert.

Mit "Cosmic Explorer" erscheint am 5. August nun das neue Album der
Japanerinnen mit dem eigenwilligen Electro-Pop-Sound. Damit wollen
sie nun auch die westliche Welt auf den Kopf stellen.

http://www.universal-music.de/perfume/home

 * 

Veröffentlichungsplan

Alben

Blossoms / Blossoms / 05.08.2016

Perfume / Cosmic Explorer / 05.08.2016

DJ Snake / Encore / 05.08.2016

Rae Sremmurd / Sremmlife 2 / 12.08.2016

Tory Lanez / I Told You / 19.08.2016

Cocoon / Welcome Home / 26.08.2016

Jamie T / Trick / 02.09.2016

BASTILLE / Wild World / 09.09.2016

M.I.A. / A.I.M. / 09.09.2016

AlunaGeorge / I Remember / 16.09.2016

Shawn Mendes / Illuminate / 23.09.2016

BANKS / THE ALTAR / 30.09.2016

Beck / tba / 21.10.2016

Sting / 57th & 9th / 11.11.2016

Singles

Fais feat. Afrojack / Hey / 12.08.2016

M.I.A. Go Off / 12.08.2016

Lil Kleine & Ronnie Flex / Stoff & Schnapps / 19.08.2016

Katy Perry / Rise / 19.08.2016

Drake feat. Rihanna / Too Good / 19.08.2016

Møme/ Aloha feat. Merryn Jeann / 26.08.2016

Bob Marley / Is This Love feat. LVNDSCAPE / 02.09.2016

Troye Sivan feat. Alessia Cara / Wild / 02.09.2016

AlunaGeorge / Mean What I Mean / 02.09.2016

Tory Lanez / LUV / 02.09.2016

Catalogue

Fairport Convention / Gottle O'Deer / 05.08.2016

Taste / Taste (LP) / 05.08.2016

Taste / On The Boards (LP) / 05.08.2016

The Cadillac Three / Bury Me In My Boots (CD+LP) / 05.08.2016

Genesis / LP Reissues / 12.08.2016

Diana Ross / Diana Ross (LP) 19.08.2016

Justin Moore / Kinda Don't Care / 19.08.2016

The La's / The La's (LP) / 19.08.2016

Ursula Karven / Yoga Del Mar & Yoga Everyday (DVD) / 19.08.2016

Various Artists / Chess Northern Soul Vol. 2 (7"Box) / 19.08.2016

Sex Pistols / Live '76 (4CD/4LP) / 19.08.2016

Drake White / Spark / 26.08.2016

Frank Zappa / Hot Rats (LP) / 26.08.2016

KISS / KISS Rocks Vegas (DVD, Blu-Ray, DVD+CD) / 26.08.2016

Soundgarden / Down On The Upside (2LP) / 26.08.2016

Soundgarden / Louder Than Love (LP) / 26.08.2016

OST/ Various / The Music Of Nashville Season 4, Vol. 2 / 26.08.2016

Creedence Clearwater Revival / Live in Europe (2LP) / 02.09.2016

Doug Seegers / Walking On The Edge Of The World / 02.09.2016

Florida Georgia Line / Dig Your Roots / 02.09.2016

Freddie Mercury / The Singles Collection (ltd. 7"LP Boxset+2CD) / 02.09.2016

The Cure / LP Re-Issues / 02.09.2016

The Glove / Blue Sunshine (LP) / 02.09.2016

Blondie / Plastic Letters (Ltd. Edt. Picture Disc) / 02.09.2016

Skids / Scared To Dance (Ltd. Edt. Picture Disc) / 02.09.2016

The Ruts / The Crack (Ltd. Edt. Picture Disc) / 02.09.2016

The Beatles / Live At Hollywood Bowl (LP+CD) / 09.09.2016

The Verve / A Northern Soul (3CD Dlx.) / 09.09.2016

The Verve / A Storm In Heaven (Dlx. CD) / 09.09.2016

Beck / Odelay (LP) / 16.09.2016

Sting / The Studio Collection (11LP) / 23.09.2016

Alan Jackson / Keepin' It Country: Live At Red Rocks (DVD) / 30.09.2016

Genesis / LP Re-Issues / 30.09.2016

 * 

TV-Termine

Frances

25.08.2016 / 05:30 Uhr / ARD/ Morgenmagazin

Jamie Woon

31.08.2016 / Einsfestival / MELT! Festival 2016

Louane

06.08.2016 / 19:50 Uhr /KIKA / logo! (tbc: Whd. 07.08.2016 / 06:00 Uhr / KIKA)

Michael Kiwanuka

08.08.2016 / 22:45 Uhr / NDR / Kulturjournal 

12.08.2016 / 17:30 Uhr / EinsFestival / Rockpalast Live: Haldern Pop 2016

27.08.2016 / 23:40 Uhr / ARD / Inas Nacht

M.I.A.

28.08.2016 / 23:05 Uhr / ARD /TTT

10.09.2016 / 16:50 Uhr / arte / Metropolis

17.09.2016 / Uhrzeit tbc / arte / Tracks

Sam Smith 

12.08.2016 / 22:15 Uhr / EinsPlus / SWR3 New Pop Festival

The Strypes

13.08.2016 / 19:30 Uhr Uhr / EinsFestival / Rockpalast Live: Haldern 2016

Walking On Cars

07.08.2016 / 11:50 Uhr / ZDF / Fernsehgarten

 * 

Quelle:

Copyright Universal Music Entertainment GmbH

Universal PRESSE Webteam

E-Mail: presse@universal-music.de
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AKTION/2384: Hamburg-Harburg - 6. SuedKultur MUSICNIGHT am 10. September 2016


6. SuedKultur MUSICNIGHT am Samstag, den 10. September 2016



Harburg. Vor 10 (ja, ein Jubiläum!) Jahren fanden sich einige der
Kulturschaffenden im Süden Hamburgs zusammen, um sich mal
untereinander auszutauschen. Es war der Ursprung der heute breit
aufgestellten und freien Initiative SuedKultur. Sie ist kein Verein,
keine festgezurrte Institution und doch so etwas wie ein
Interessensverband der Kulturschaffenden. Schnell war ein gemeinsames
Ziel klar: es gibt jede Menge Kulturangebote im Süden - man muß sie
nur kennen. Also galt es die Wahrnehmung dieser Angebote zu stärken.

Es entstand das Webportal www.sued-kultur.de, auf dem sich seither
Kultur-Termine jedweder Art des Südens finden. Und 2010 kam dann
erstmals die Idee auf, eine Art "Leistungsschau" der Musikangebote zu
initiieren. Joachim Bode vom Eisenbahn Bauverein Harburg e.G. konnte
schnell begeistert werden und sicherte als Sponsor für
Werbematerialien ein langfristiges und bis heute anhaltendes
solidarisches Engagement zu. Und so startete die erste MusicNight im
September 2011.

Dieses Jahr jährt sich das Musik-Event des Südens somit zum 6. Male
und es verdeutlicht zugleich, wie stark die Szene in den Jahren
gewachsen ist. Waren es zu Beginn noch 9 Orte, an denen gejazzt,
gerockt oder gesungen wurde, sind es mittlerweile mehr als 16 Clubs
(und es sind nicht mal alle dabei), die von der Süderelbe übers
Harburger Zentrum bis Neugraben und sogar Finkenwerder reichen. Aus
ursprünglich 18 Acts sind mittlerweile weit über 30 geworden. Kurzum:
der Süden rockt!

"Wir sind froh", so SuedKultur-Sprecher Heiko Langanke, "dass jetzt
auch die Sparkasse Harburg-Buxtehude als Sponsor mit ins Boot gekommen
ist". Denn da zeige sich, dass der Süden eben auch solidarisch
handelt. Und auch an künstlerischem Zuspruch fehlt es nicht. Ob der
ganz junge Nachwuchs von der Goethe-Schule Harburg, der allein mit 7
Acts bei der MusicNight vertreten ist oder auch der reifere, der mit
drei Formationen in der Akademie für Musik und Kultur im Harburger
Hafen was auf die Ohren gibt: wer will kann von mittags 14 Uhr bis
tief in die Nacht von Club zu Club hoppen und von Swing, Rock, Folk
bis Blues alle Sparten und HotSpots der Szene erkunden. Und das Ganze
für sagenhafte 5,- Euro.

"Das deckt bei weitem nicht die Kosten", so Langanke. "Aber hier geht
es auch eher darum, ein Statement für den Süden und für die lebendige
Clubszene dieser Stadt abzugeben. Eine Stadt wie Hamburg, die mondäne
Musikmetropole werden will, braucht diese kleinteiligen Musikangebote
der Clubs. Denn sie sind quasi das Kinderzimmer für den Nachwuchs und
die Stars von Morgen!" Zudem: Eine Weltstadt ist nun mal kein Museum
oder Disneyland, sondern sie muss leben. Und Leben kann auch mal laut
sein. An diesem Abend jedenfalls wird der Süden dies ein weiteres Mal
unter Beweis stellen!

Programm unter www.sued-kultur.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 03.08.2016

V.i.S.d.P.: Heiko Langanke

c/o SuedKultur

Nartenstr. 19, 21079 Hamburg

Tel Büro: 040 - 300 969-47

Fax Büro: 040 - 300 969-42

E-Mail: kontakt@sued-kultur.de

Internet: www.sued-kultur.de
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KLASSIK/9783: Berlin - Hiroshima 1945. Mahnen, Gedenken und ein Benefizkonzert, 6.8.2016


Hiroshima 1945: Mahnen, Gedenken und ein Benefizkonzert

Pianistin Umi Garrett in der Gedächtniskirche Berlin

Samstag, 6. August 2016, 20:00 Uhr

Kaiser-Wilhelm-Gedächtnis-Kirche, Breitscheidplatz, 10789 Berlin 




Am 6. August jährt sich der Atombombenabwurf auf die japanische Stadt
Hiroshima zum 71. Mal. Diesem Anlass wird auch in Berlin gedacht: "Wir
dürfen die verheerenden Folgen des ersten Atomwaffeneinsatzes für das
japanische Volk nicht vergessen. Die Erinnerung an das Leid der betroffenen
Menschen und ihrer Hinterbliebenen mahnt uns zum Engagement für eine Welt
ohne Atomwaffen", so Michael Müller, Regierender Bürgermeister von Berlin,
in seinem Grußwort für das Benefizkonzert zugunsten der IPPNW
(Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges, Friedensnobelpreis
1985).

Unter dem Titel "Nie wieder Hiroshima - No More Hiroshima" spielt die 
US-amerikanisch-japanische Pianistin Umi Garrett Stücke von Bach, Mozart,
Chopin und Liszt. Das Konzert unter der Schirmherrschaft der Botschaft von
Japan in Deutschland findet am Samstag, 6. August um 20 Uhr in der 
Kaiser-Wilhelm-Gedächtnis-Kirche statt.

Neben der Verlesung des Appells zur atomaren Abrüstung des Bürgermeisters
von Hiroshima und Präsidenten der Bürgermeister für den Frieden, Matsui
Kazumi, wird der Berliner Kinderarzt Peter Hauber in seiner Ansprache einen
historischen Rückblick über den atomaren Rüstungswettlauf geben.
Das Konzert ist eine gemeinsame Veranstaltung von Filia GmbH, 
IPPNW-Concerts, der Deutsch-Japanischen Gesellschaft Berlin und der Gemeinde der
Kaiser-Wilhelm-Gedächtnis-Kirche Berlin.

(Eintritt frei - um Spenden wird gebeten)


Übersicht der Gedenkveranstaltungen bundesweit:

http://www.friedenskooperative.de/hiroshima/node/258?para=al

 * 

Quelle:

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Körtestr. 10, 10967 Berlin

Tel. 030/69 80 74-0, Fax: 030/69 38 166

E-Mail: ippnw@ippnw.de

Internet: www.ippnw.de
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AUSLAND/7157: Aus aller Welt - 04.08.2016 (SB)




VOM TAGE



Junger Mann in London sticht auf Passanten ein

In London hat ein 19jähriger Norweger am Mittwochabend eine über 60
Jahre alte US-Bürgerin niedergestochen und fünf Personen verletzt.
Hinweise auf ein terroristisches Motiv des Täters gibt es den
Ermittlern zufolge nicht. Wahrscheinlich hat er laut Polizei
psychische Probleme gehabt. Seine Opfer wählte er willkürlich aus.
Die Attacken wurden vermutlich spontan ausgeführt.

4. August 2016
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GESUNDHEIT/7118: Medizin und Gesundheitswesen - 04.08.2016 (SB)




VOM TAGE



Bauchaortenaneurysmen-Screening empfohlen

Das Platzen eines Bauchaortenaneurysmas (Hauptschlagader im Bauch)
ist ein sehr schwerer Zwischenfall, der nicht selten mit dem Tod des
Patienten endet. Verhindert wird es am besten, wenn man schon vor dem
Ereignis handelt. Nachdem eine Studie des Instituts für Qualität und
Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) gezeigt hat, daß
Männer ab 65 Jahren von einem Ultraschall-Screening auf diese
Erkrankung profitieren, ist es mehr als verständlich, daß die
Deutsche Gesellschaft für Ultraschall in der Medizin (DEGUM) fordert,
diese Vorsorgeuntersuchung auch auf Frauen auszuweiten.

4. August 2016











Copyright 2016 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7145: Kriminalität und Rechtsprechung - 04.08.2016 (SB)




VOM TAGE



Internationale Kritik am BND-Gesetz

Reporter ohne Grenzen e.V. hat am Donnerstag zusammen mit
international tätigen Menschenrechtsorganisationen und
Journalistenverbänden eine Kampagne zum Schutz der Journalisten von
außerhalb der EU vor Überwachung durch den Bundesnachrichtendienst
gestartet. Die Organisationen fordern eine entsprechende Schutzklausel
im neuen BND-Gesetz. Die globale Massenüberwachung wird als
Menschenrechtsverstoß und Angriff auf die Pressefreiheit weltweit
gebrandmarkt. Zu den Organisatoren der Kampagne gehören Amnesty
International, die European Federation of Journalists, das European
Centre for Press and Media Freedom, der Deutsche
Journalisten-Verband, die Deutsche Journalisten Union bei ver.di, das
netzwerk recherche, n-ost, Weltreporter, Freelens und der
Journalistinnenbund. Bis Mitte September sammeln sie im Internet
Unterschriften unter einer Petition, welche den Regierungsfraktionen
im Bundestag übergeben werden soll.

4. August 2016
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KULTUR/7072: Sprache, Kunst und Medium - 04.08.2016 (SB)




VOM TAGE



Viertes Buch mit Jesus-Erzählung in leichter Sprache erschienen

Nach dreijähriger Arbeit hat die Lebenshilfe in Bremen ein viertes
Buch zu biblischen Geschichten über Jesus in leichter Sprache
veröffentlicht.

Laut NDR 90,3 hat die Aktion Mensch das Projekt mit 250.000 Euro
gefördert. Zukünftig will die Lebenshilfe ähnliche Vorhaben in
finanzieller Eigenregie durchführen.

"Leichte Sprache bedeutet, daß ein Text so geschrieben ist, daß
möglichst jeder den Inhalt verstehen kann", sagte Projektleiterin Anne
Wrede. Dazu gehörten unter anderem kurze Sätze, eine Aussage pro Satz
und keine Fremdwörter.
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MILITÄR/7135: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 04.08.2016 (SB)




VOM TAGE



Uno-Diplomaten fordern Feuerpause für Aleppo

Der syrische Bürgerkrieg steuert in Aleppo möglicherweise auf das
kriegsentscheidende Gefecht zu. Die regulären syrischen Streitkräfte
schicken sich an, mit Unterstützung der russischen Luftwaffe und
Hilfe von verbündeten Milizen die Stadt zu erobern und die
islamistischen Kämpfer vom IS und andere Gruppierungen von dort zu
vertreiben. Hunderttausende Zivilisten in Aleppo werden von den
Kriegsparteien hin- und hergetrieben. Vor Tagen ist ihre Versorgung
mit Lebensmitteln und Medikamenten zusammengebrochen. Uno-Angaben
zufolge gilt das für mehr als fünf Millionen Menschen in ganz Syrien.
Der Uno-Sondergesandte Ramzy erklärte in Genf, die diplomatischen
Bemühungen um eine Feuerpause, die eine Versorgung der Bevölkerung
von Aleppo ermöglichen soll, würden nicht eingestellt. Ramzy hofft,
daß die Diplomatie in den kommenden Tagen Erfolg hat.

4. August 2016
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POLITIK/7149: Aus Parlament und Gesellschaft - 04.08.2016 (SB)




VOM TAGE



Kommissionspräsident Juncker für EU-Beitrittsverhandlungen mit Ankara

EU-Kommissionspräsident Juncker hat in den ARD erklärt, daß es ein
schwerer Fehler wäre, wenn die Europäische Union der Regierung in
Ankara signalisierte, daß die Türkei als Mitglied der Gemeinschaft
unerwünscht wäre. Die EU-Beitrittsverhandlungen sollten nicht
abgebrochen werden. Zuvor hatte Österreichs Bundeskanzler Kern mit
Verweis auf unzulängliche demokratische Standards in der Türkei für
die Einstellung der Beitrittsgespräche plädiert. Juncker bekräftigte
allerdings, daß die Türkei, wie sie sich heute darstellt, nicht in
die Europäische Union aufgenommen werden könnte.
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SONSTIGES/7122: Tragisches und Kurioses - 04.08.2016 (SB)




VOM TAGE



Flashmob-Initiatorinnen spielen mit der Angst vor Anschlägen

Ein von einigen deutschen Reiseleiterinnen organisierter Flashmob, dem
sich etwa 200 Menschen anschlossen, hat im spanischen Urlaubsort
Platja d'Aro an der Costa Brava eine Massenpanik ausgelöst.

Nach einem Bericht der ZDF-Nachrichtensendung heute wurden die fünf
Initiatorinnen festgenommen. Demnach hatte die Gruppe die Verfolgung
einer berühmten Person durch Sensationsreporter simulieren wollen. Bei
dem Durcheinander, daß die Frauen inszenierten, vermuteten zahlreiche
Anwohner und Urlauber jedoch einen Terroranschlag.

Viele unbeteiligte Passanten flohen in Panik in Restaurants und Cafés.
Dabei wurden Tische und Stühle umgerissen. Der Polizei zufolge wurden
elf Menschen verletzt. Die Reiseleiterinnen müssen mit juristischen
Konsequenzen rechnen.

4. August 2016
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SOZIALES/7146: Arbeit, Soziales und Familie - 04.08.2016 (SB)




VOM TAGE



Arme Bewohner von olympischen Austragungsorten in Gefahr

Die Hilfsorganisation "terre des hommes" hat das Internationale
Olympische Komitee aufgerufen, sich stärker für die Wahrung der
Menschenrechte in Brasilien einzusetzen. In dem südamerikanischen
Land waren für die Olympischen Spiele Tausende Familien
zwangsumgesiedelt worden. In vielen Fällen wurde geltendes Recht
nicht eingehalten. Es kam zu Gewaltanwendungen. Derartige Übergriffe
der Polizei vor allem gegenüber jugendlichen Bewohnern der
Armenviertel nahmen stark zu. Dem Aufruf von "terre des hommes" haben
sich mehrere zivilgesellschaftliche Gruppen angeschlossen. Sie
mahnen, Veranstaltungen wie die Olympischen Spiele dürften nicht für
die armen und benachteiligten Bewohner der Austragungsorte zur Gefahr
werden.
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UMWELT/7129: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 04.08.2016 (SB)




VOM TAGE



Privathaushalte verschwenden Lebensmittel

Umweltschützer kritisieren schon seit längeren, daß die Verschwendung
von Lebensmitteln das Klima schädigt. Nach einer WWF-Studie landen
allein in Deutschland jedes Jahr 18 Millionen Tonnen an Nahrung auf
dem Müll. Das entspricht knapp einem Drittel des Gesamtverbrauchs
hierzulande. Dabei sollen fast 40 Prozent auf Privathaushalte fallen.

4. August 2016
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WIRTSCHAFT/7134: Märkte und Finanzen - 04.08.2016 (SB)




VOM TAGE



BoE pumpt Liquidität in die britischen Märkte

Die Bank of England (BoE) hat ihren Leitzins von 0,5 auf 0,25 Prozent
gesenkt. Der BoE-Governor Mark Carney reagierte mit diesem Schritt
auf das Mehrheitsvotum der Briten für einen Austritt aus der
Europäischen Union. Weitere Zinssenkungen noch im laufenden Jahr sind
nicht ausgeschlossen. Vor dem Hintergrund einer erheblichen
Verunsicherung haben sich laut Carney die wirtschaftlichen Aussichten
des Landes deutlich verschlechtert. Deswegen wird die Notenbank mehr
Liquidität in die Märkte pumpen. Unter anderem wird die BoE
Wertpapiere im Umfang von 435 Milliarden Pfund aufkaufen. Das
entsprechende Programm hatte bislang einen Umfang von 375 Milliarden
Pfund. Des weiteren stellt die Bank zehn Milliarden Pfund für den
Aufkauf von Unternehmensanleihen bereit.
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WISSENSCHAFT/7152: Aus Forschung und Technik - 04.08.2016 (SB)




VOM TAGE



Deutschland für ausländische Studenten begehrt

Der Zahl der ausländischen Studenten wächst. Inzwischen stammt schon
jeder neunte Student aus dem Ausland. Und ein Ende dieser Entwicklung
ist nicht abzusehen. Insgesamt studierten letztes Jahr rund 19.000
(plus sieben Prozent) ausländische Studenten mehr in Deutschland als
im Jahr davor. Das geht aus dem Bericht "Wissenschaft weltoffen" des
Deutschen Akademischen Austauschdienstes (DAAD) in Berlin hervor.
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BIOCHEMIE/178: Eine schützende Kappe für die RNA von Bakterien (idw)


Ruprecht-Karls-Universität Heidelberg - 03.08.2016

Eine schützende Kappe für die RNA von Bakterien

Heidelberger Forscher entschlüsseln erstmals Struktur und Funktion eines
bakteriellen Decapping-Enzyms



Die Funktionsweise eines sogenannten Decapping-Enzyms in Bakterien haben
jetzt erstmals Wissenschaftler der Universität Heidelberg entschlüsselt:
Dabei handelt es sich um einen molekularen Helfer, der eine schützende
Kappe - oder auch "Cap" - am Anfang der RNA entfernt. Durch das Decapping
wird die Ribonukleinsäure destabilisiert, so dass ihr Abbau in der Zelle
eingeleitet werden kann. Während diese Vorgänge für die Boten-RNA in
Zellen höherer Organismen gut erforscht sind, wurde dieser Prozess von
Prof. Dr. Andres Jäschke und seiner Arbeitsgruppe Bioorganische Chemie nun
für bakterielle RNA beschrieben. Bislang ist die Wissenschaft davon
ausgegangen, dass Bakterien diese Kappen-Struktur grundsätzlich nicht
besitzen. Die Forschungsergebnisse wurden in "Nature Chemical Biology"
veröffentlicht.

Ribonukleinsäuren - in der englischen Abkürzung RNA - sind in Zellen vor
allem dafür verantwortlich, dass sie als Boten- oder Gerüstmoleküle
dienen, aber auch zentrale biochemische Reaktionen beschleunigen und
Stoffwechselprozesse regulieren. In höheren Organismen, den Eukaryonten,
trägt die Boten- oder Messenger-RNA (mRNA) an ihrem Anfang üblicherweise
eine molekulare Kappe. Diese chemische Modifizierung stabilisiert die
Boten-RNA und schützt sie damit vor Abbau und Veränderung. Anders als bei
Eukaryonten fehlt diese Kappen-Struktur bei der RNA von Bakterien - so die
gängige wissenschaftliche Lehrmeinung. Das Forscherteam unter der Leitung
von Prof. Jäschke hat jedoch 2015 entdeckt, dass bei bestimmten
bakteriellen Ribonukleinsäuren eine Modifizierung existiert, die der Kappe
auf der Boten-RNA bei Eukaryonten strukturell ähnelt.

Bei diesem "Cap" handelt es sich um das Nicotinamid-Adenin-Dinukleotid
(NAD) - ein sogenanntes Coenzym, das im Stoffwechsel von Bedeutung ist.
Kommt das NAD hingegen als Kappe der Ribonukleinsäure zum Einsatz, schützt
es die RNA gegen Abbau und Modifizierung. Wird die NAD-Kappe entfernt,
kann die Ribonukleinsäure dagegen abgebaut werden, um Stoffwechselprozesse
einzuleiten. Für den Vorgang des Decapping - die Abspaltung der NAD-Kappe
- ist ein Enzym mit dem der Bezeichnung NudC verantwortlich, das von dem
Team um Prof. Jäschke als Decapping-Enzym identifiziert worden ist. Die
Heidelberger Wissenschaftler vom Institut für Pharmazie und Molekulare
Biotechnologie haben nun NudC aus dem Bakterium Escherichia coli mit Hilfe
hochaufgelöster Kristallstrukturen analysiert und auf diesem Weg die
Funktionsweise dieses Enzyms entschlüsselt.

Die strukturellen Untersuchungen eröffnen ein neues Forschungsgebiet, wie
Prof. Jäschke betont, da mögliche Interaktionspartner von NudC ebenso
gesucht werden wie auch andere Decapping-Enzyme aus unterschiedlichen
Bakterien. Die Wissenschaftler erhoffen sich von den aktuellen
Erkenntnissen neue Impulse für die Identifikation unbekannter 
Kappen-Strukturen sowie deren Funktionsmechanismen in anderen Mikroorganismen.


Originalpublikation:

K. Höfer, S. Li, F. Abele, J. Frindert, J. Schlotthauer, J. Grawenhoff, J.
Du, D.J. Patel and A. Jäschke: Structure and function of the bacterial
decapping enzyme NudC. Nature Chemical Biology (published online 18 July
2016), doi: 10.1038/nchembio.2132

Weitere Informationen unter:

http://www.ipmb.uni-heidelberg.de/chemie/jaeschke/index.html
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VULKANISMUS/074: Hinweise auf eine gescheiterte Supereruption in den Anden (idw)


Ruprecht-Karls-Universität Heidelberg - 02.08.2016

Hinweise auf eine gescheiterte Supereruption in den Anden

Geowissenschaftler entdecken Magmavolumen von supervulkanischen
Dimensionen



In den Anden hat es Magma-Ansammlungen gegeben, die für eine sogenannte
vulkanische Supereruption ausgereicht hätten, jedoch nicht zum Ausbruch
gekommen sind. Das haben Geowissenschaftler der Universität Heidelberg
entdeckt. Solche Ausbrüche, bei denen enorme Mengen an Magma ausgespien
werden, stellen die größten vulkanischen Ereignisse auf der Erde dar. Die
Forscher des Instituts für Geowissenschaften fanden gemeinsam mit Kollegen
aus den USA heraus, dass sich in der Altiplano-Puna-Region seit der
letzten Supereruption vor etwa 2,9 Millionen Jahren kontinuierlich ein
Magmavolumen von supervulkanischen Dimensionen gebildet hatte. Diese
Magmen gelangten aber nicht in einer katastrophalen Eruption an die
Oberfläche, sondern erstarrten durch langsame Abkühlung als plutonische
Gesteine in der Tiefe. Die Forschungsergebnisse wurden in der
Fachzeitschrift "Geology" veröffentlicht.

"In einer supervulkanischen Eruption werden mehr als 1.000 Kubikkilometer
große Mengen an Magma ausgespien, das sich zuvor in oberflächennahen
Reservoiren angesammelt hat", erklärt Prof. Dr. Axel Schmitt vom Institut
für Geowissenschaften. "Diese Speicher werden wiederum aus tieferen
Stockwerken in der Erdkruste und dem darunterliegenden Erdmantel gespeist.
Während der Eruption brechen die überlagernden Gesteinsschichten in die
entleerte Magmakammer ein, wobei sich Kessel, sogenannte Calderen, mit
Durchmessern von bis zu 100 Kilometern bilden können." In der 
Altiplano-Puna-Region ereigneten sich nach Angaben von Axel Schmitt innerhalb der
vergangenen zehn Millionen Jahre mindestens sieben Supereruptionen, die
jüngste vor etwa 2,9 Millionen Jahren. Eine offene Frage ist, warum es
danach zu keinen weiteren riesigen Eruptionen kam und ob die Region heute
für solche Ereignisse als inaktiv angesehen werden kann.

Gemeinsam mit amerikanischen Kollegen untersuchten die Heidelberger
Wissenschaftler anhand von Proben aus fünf vergleichsweise kleinen
Lavadomen in Nordchile und Südost-Bolivien die bislang jüngsten
Eruptionen, die in ihrer chemischen Zusammensetzung den supervulkanischen
Magmen aus der Region entsprechen. Dabei bestimmten sie mit Hilfe eines
räumlich hochauflösenden Massenspektrometers das Alter haarfeiner
Zirkonkristalle aus diesen Lavaströmen. "Das Mineral Zirkon bildet sich
fast ausschließlich in Schmelzen und zeigt daher mit seinem Alter an, zu
welchem Zeitpunkt sich Magma unter dem Vulkan befunden hat", erklärt Axel
Schmitt. "Das überraschende Ergebnis war, dass in allen fünf von uns
untersuchten Vulkanen Zirkonalter gemessen wurden, die sich kontinuierlich
vom Zeitpunkt der Eruption vor etwa 75.000 Jahren bis zurück zum Alter der
letzten Supervulkaneruption erstreckten."

Modellrechnungen ergaben nach den Angaben von Prof. Schmitt, dass die
Bildung von Zirkon über einen derart langen Zeitraum nur möglich ist, wenn
der Magmennachschub mit einem für eher kleine Vulkane unerwartet hohen
Zustrom von etwa einem Kubikkilometer Magma in 1.000 Jahren erfolgte.
"Dies bedeutet, dass sich über einen langen Zeitraum unter den fünf
Lavadomen ein Magmenvolumen mit supervulkanischen Ausmaßen angesammelt
haben muss, das als plutonisches Gestein in der Tiefe erstarrte." Das
Fehlen einer großen vulkanischen Eruption bedeutet daher nicht unbedingt,
dass die magmatische Tätigkeit völlig zum Erliegen gekommen ist, wie der
Vulkanologe betont. Möglicherweise hat sich der Magmenaufstieg aus
tieferen Bereichen in den vergangenen 2,9 Millionen Jahren nur
verlangsamt, so dass sich in der Unterwelt der Anden ein riesiger
Gesteinskörper - ein sogenannter Pluton - gebildet hat.

"Unsere Forschungsergebnisse zeigen aber auch, dass ein nur relativ
geringer Anstieg im Magmennachschub von etwa einem auf fünf Kubikkilometer
in 1.000 Jahren über längere Zeit ausreichen würde, um erneut günstige
Bedingungen für katastrophale supervulkanische Eruptionen zu schaffen.
Eine neue Supereruption im Altiplano-Puna Gebiet wäre möglich, allerdings
nur nach einer langen Vorlaufzeit", erklärt Prof. Schmitt.

An den Forschungsarbeiten waren Wissenschaftler der Oregon State
University und der University of California in Los Angeles beteiligt.


Originalveröffentlichung:

C. R. Tierney, A. Schmitt, O. M. Lovera, S. L. de Silva: Voluminous
plutonism during volcanic quiescence revealed by thermochemical modeling
of zircon. Geology (August 2016), doi: 10.1130/G37968.1
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FORSCHUNG/421: Wichtiger Prozess für Regen und Schnee erstmals im Labor nachgewiesen - Eiskeim-Bildung aus Gasen (idw)


Leibniz-Institut für Troposphärenforschung e. V. - 03.08.2016

Wichtiger Prozess für Regen und Schnee erstmals im Labor nachgewiesen:
Eiskeim-Bildung aus Gasen

von Tilo Arnhold



Genf/Leipzig. Dass Aerosolpartikel auch aus Gasen entstehen können, ist
lange bekannt. Jetzt ist es erstmals auch gelungen, die Bildung von so
genannten Eiskeimen direkt aus einem Gas im Laborexperiment nachzuweisen.
Die Experimente dazu fanden an der CLOUD-Kammer am CERN unter Führung
einer Wissenschaftlerin des Leibniz-Instituts für Troposphärenforschung
(TROPOS) statt. Die Ergebnisse wurden kürzlich in Atmospheric Chemistry
and Physics (ACP), einem Open-Access-Journal der European Geoscience Union
(EGU), veröffentlicht. Eiskeime beeinflussen die Eisbildung in Wolken,
welche wiederum der erste wichtige Schritt in der Entstehung von
Niederschlägen in der Atmosphäre ist.




[image: Foto: © Maximilien Brice, CERN]

Dem CLOUD-Team am CERN ist erstmals die Bildung von Eiskeimen aus Gasen im
Labor gelungen.

Foto: © Maximilien Brice, CERN



Das als Eiskeimvorläufer verwendete Alpha-Pinen-Gas wird in großen Mengen
natürlich durch Wälder gebildet. Die beobachteten Effekte sollten daher
künftig auch in den globalen Klimamodellen berücksichtigt werden, so die
Studie. 

Dem CLOUD-Konsortium, an dem unter der Leitung der Goethe-Universität
Frankfurt insgesamt 21 Institute beteiligt sind, gelang damit ein weiterer
wichtiger Nachweis.

Mischphasenwolken, d.h. mittelhohe Wolken im Höhenbereich zwischen ca.
2000 und 6000 Metern, bestehen aus flüssigen unterkühlten Wassertropfen
und Eispartikeln, d.h. gefrorenen Tropfen. In Mischphasenwolken kommt
speziell den Eispartikeln eine große Bedeutung zu. Sie spielen einerseits
im Klimasystem der Erde eine wichtige Rolle weil sie Sonnen- und
Wärmestrahlen anders reflektieren als flüssiges Wasser. Andererseits ist
die Entstehung von Eis auch der mit Abstand wichtigste Prozess zur Bildung
von Niederschlag, bei dem nach wie vor viele Fragen offen sind.
Entsprechend zählt die Vorhersage von Niederschlägen immer noch zu den
größten Unsicherheiten bei der Wetterprognose.

Mit Modellen, Feldmessungen und Laborversuchen versucht die Wissenschaft
daher, die Eisbildung in Wolken besser zu verstehen. Dazu gehören zum
Beispiel die Anzahl, Größe, Variabilität, chemische Zusammensetzung,
Oberfläche und weitere physikalisch-chemischen Eigenschaften der
atmosphärischen Eiskeime und Eispartikel.

Damit es auf der Erde regnen kann, müssen Wolkentropfen ausreichend groß
und schwer sein, sodass sie aus der Wolke heraus fallen können. Damit
Wolkentropfen entsprechende Größe und Gewicht erreichen können müssen sie
zunächst gefrieren. Die homogene Eisbildung, also das selbstständige
Gefrieren unterkühlter Wassertropfen, läuft in der Erdatmosphäre erst bei
Temperaturen unter -38 Grad Celsius ab. Sind an dem Gefrierprozess der
Wolkentropfen dagegen Eiskeime (z.B. Aerosolpartikel) beteiligt, wird
dieser Gefrierpunkt deutlich nach oben verschoben. Die
Eiskeimeigenschaften von verschiedenen Mineralstäuben, Aschen und von
biogenen Eiskeimen stehen im Zentrum von Aktivitäten am TROPOS (u.a. im
Rahmen der von der Goethe-Universität Frankfurt am Main koordinierten
DFG-Forschergruppe INUIT (Ice Nuclei Research Unit)). So wurde beispielsweise
im Wolkenlabor des TROPOS in Leipzig der Eis-bildende Proteinkomplex eines
Bakteriums getrennt vom Bakterium selbst untersucht. Hierbei konnte
gezeigt werden, dass der Proteinkomplex unabhängig von seinem
ursprünglichen Träger und in Mischungen mit mineralischen Partikeln
weiterhin das Gefrieren von Wolkentropfen hervorrufen kann. "Dies hat
unser Bild hinsichtlich der Wichtigkeit biologischer Partikel in der
atmosphärischen Eisbildung beträchtlich verändert", sagt Dr. Frank
Stratmann.

Nach Mineralstaub- und biologischen Partikeln rücken nun auch aus
organischen Vorläufergasen gebildete Partikel in den Fokus der
Wolkenforschung. Im Rahmen der jetzt veröffentlichen Studie wurden so
genannte sekundäre organische Aerosolpartikel (SOA-Partikel) in der
CLOUD-Kammer am CERN in Genf während des Experiments CLOUD9 im
Oktober/November 2014 untersucht. Erzeugt wurden diese Partikel durch die
Ozonolyse von Alpha-Pinen bei vier verschiedenen Temperaturen, die typisch
für Prozesse in der freien Troposphäre sind: -10, -20, -20 und -38°
Celsius. Dabei wurde mit Hilfe von UV-Licht die Bildung von Ozon und
Hydroxyl-Radikalen angeregt und es bildeten sich Partikel, die unter
weiterer Zugabe von Alpha-Pinen und Ozon auf Größen von etwa 700 Nanometer
anwuchsen. Die Fähigkeit dieser SOA-Partikel, als Eiskeime zu wirken,
konnte mit einem sogenannten Spektrometer für Eiskeime (SPIN), einem
neuartigen im Rahmen des CLOUD-12-Projektes vom BMBF finanzierten
Messgerätes, nachgewiesen werden.

Mit Hilfe des globalen Aerosolmodells GLOMAP konnte das internationale
Team anschließend die Auswirkungen auf die Atmosphäre abschätzen. Dabei
zeigte sich, dass die aus dem Gas Alpha-Pinen gebildeten SOA-Partikel
tatsächlich zur Eisbildung in Wolken beitragen könnten - nicht nur über
den borealen Nadelwälder der Nordhemisphäre, sondern auch über den
Regenwäldern der Tropen. Dort können sie offenbar sogar zur Bildung der
von Zirruswolken in größeren Höhen, d.h. oberhalb von sieben Kilometern,
beitragen. "Es ist wahrscheinlich, dass ein Teil der aus biogenen
Vorläufergasen gebildeten Partikel in der Atmosphäre Mischungen mit
Sulfaten oder anderen Partikelmaterialien wie Mineralstaub bildet. Dadurch
verändert sich ihre Wirkung als Eiskeim, was es schwer macht, die Wirkung
im Detail abzuschätzen", erklärt Karoliina Ignatius vom TROPOS, die die
Arbeiten in Genf durchgeführt hat.

"Bis heute sind Partikel aus biogenen Vorläufergase als Eiskeime in den
Klimamodellen nicht berücksichtigt. Das ist eines von vielen Beispielen,
die zeigen, weshalb auch im jüngsten Bericht des Weltklimarates IPCC der
Einfluss von Aerosolpartikeln und Wolken immer noch zurecht als der größte
Unsicherheitsfaktor in allen Klimamodellen eingestuft wird", unterstreicht
Dr. Frank Stratmann, Leiter des TROPOS-Wolkenlabors. Dabei ist seit dieser
Studie klar: Nicht nur mineralische oder biologische Partikel können
großen Einfluss auf das Gefrieren von Wolken und damit auf Wetter und
Klima haben. Auch Partikel aus biogenen Vorläufergasen wie Alpha-Pinen
spielen ebenfalls eine Rolle in diesen komplexen Prozessen.




[image: Foto: © Tilo Arnhold, TROPOS]

Eiskeime beeinflussen die Eisbildung in Wolken, welche wiederum der erste
wichtige Schritt in der Entstehung von Niederschlägen in der Atmosphäre
ist.

Foto: © Tilo Arnhold, TROPOS




Publikation:

Karoliina Ignatius, Thomas B. Kristensen, Emma Järvinen, Leonid Nichman,
Claudia Fuchs, Hamish Gordon, Paul Herenz, Christopher R. Hoyle, Jonathan
Duplissy, Sarvesh Garimella, Antonio Dias, Carla Frege, Niko Höppel,
Jasmin Tröstl, RobertWagner, Chao Yan, Antonio Amorim, Urs Baltensperger,
Joachim Curtius, Neil M. Donahue, Martin W. Gallagher, Jasper Kirkby,
Markku Kulmala, Ottmar Möhler, Harald Saathoff, Martin Schnaiter, Antonio
Tomé, Annele Virtanen, DouglasWorsnop, and Frank Stratmann (2016):
Heterogeneous ice nucleation of viscous secondary organic aerosol produced
from ozonolysis of Alpha-pinene. Atmos. Chem. Phys., 16, 6495-6509, 27 May
2016. doi:10.5194/acp-16-6495-2016.

http://www.atmos-chem-phys.net/16/6495/2016/

Die Untersuchungen wurden gefördert durch Europäische Union (Marie Curie
Initial Training Networks MC-ITN CLOUD-TRAIN), das Bundesministerium für
Bildung und Forschung Deutschlands (BMBF-Projekt CLOUD-12), den
Schweizerischen Nationalfonds zur Förderung der wissenschaftlichen
Forschung (SNSF), NordForsk (Nordic Centre of Excellence
"Cryosphere-Atmosphere Interactions in a Changing Arctic Climate"/CRAICC), die
National Science Foundation der USA (NSF), die Akademie Finnlands und den
Europäischen Forschungsrat (ERC).

Links:

Projekt CLOUD (Cosmics Leaving Outdoor Droplets)

http://cloud.web.cern.ch/


Das Leibniz-Institut für Troposphärenforschung (TROPOS) ist Mitglied
der Leibniz-Gemeinschaft, die 88 selbständige Forschungseinrichtungen
verbindet. Ihre Ausrichtung reicht von den Natur-, Ingenieur- und
Umweltwissenschaften über die Wirtschafts-, Raum- und Sozialwissenschaften
bis zu den Geisteswissenschaften.

Leibniz-Institute widmen sich gesellschaftlich, ökonomisch und ökologisch
relevanten Fragen. Sie betreiben erkenntnis- und anwendungsorientierte
Grundlagenforschung, unterhalten wissenschaftliche Infrastrukturen und
bieten forschungsbasierte Dienstleistungen an. Die Leibniz-Gemeinschaft
setzt Schwerpunkte im Wissenstransfer. Sie berät und informiert Politik,
Wissenschaft, Wirtschaft und Öffentlichkeit.

Leibniz-Institute pflegen enge Kooperationen mit den Hochschulen, der
Industrie und anderen Partnern im In- und Ausland. Sie unterliegen einem
transparenten und unabhängigen Begutachtungsverfahren. Aufgrund ihrer
gesamtstaatlichen Bedeutung fördern Bund und Länder die 88 Institute der
Leibniz-Gemeinschaft, an denen rund 18.100 Personen beschäftigt sind;
darunter 9.200 Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler. Der Gesamtetat
der Institute liegt bei 1,64 Milliarden Euro.

http://www.leibniz-gemeinschaft.de


Weitere Informationen unter:

https://www.tropos.de/aktuelles/pressemitteilungen/details/wichtiger-prozess-fuer-regen-und-schnee-erstmals-im-labor-nachgewiesen/

http://www.atmos-chem-phys.net/16/6495/2016/

http://cloud.web.cern.ch/
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FINANZEN/1436: Weltbank legt Axt an soziale und ökologische Standards


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 3. August 2016

Weltbank legt Axt an soziale und ökologische Standards



Zur Abstimmung über den dritten Entwurf der Vergabestandards im Board
der Weltbank am 4. August erklärt Uwe Kekeritz Sprecher für
Entwicklungspolitik:

Deutschland darf dem dritten Entwurf des Umwelt- und
Sozial-Rahmenwerks (Environmental and Social Framework, EFS) nicht
zustimmen. Die verbindlichen Standards der Weltbank werden durch die
Überarbeitung ausgehöhlt. Die Kreditvergaberegeln der größten und
wichtigsten Entwicklungsbank der Welt verkommen zu freiwilligen
Richtlinien und unverbindlichen Absichtserklärungen.

Die Bundesregierung sieht tatenlos dabei zu, wie zentrale Standards
aufgeweicht werden. Die vollmundigen Versprechen zu Beginn der
Verhandlungen sind längst wie eine Seifenblase zerplatzt. An diesem
Beispiel zeigt sich wieder einmal, dass Entwicklungsminister Müller
zwar ein Großmeister der tollsten Ankündigungen ist, für die Umsetzung
dieser jedoch so gut wie nichts unternimmt. Dieses Einknicken ist auch
für die Zivilgesellschaft, die bereits Mitte Juli vor einer
Verwässerung der Standards gewarnt hatte, ein Schlag ins Gesicht.
Während die Bundesregierung erklärte, dass sie die überarbeiteten
Standards mittragen wird, setzen sich die USA weiter für strikte
menschenrechtliche Standards ein.

Der neue Entwurf ist bewusst vage gehalten und lässt ausgerechnet in
Zeiten, in denen die Bank vermehrt Hochrisiko-Projekte auch in
gefährlichen Kontexten finanziert, große Spielräume. So will die
Weltbank Kredite vergeben ohne zu überprüfen, ob
Menschenrechtsstandards und international anerkannte Umweltabkommen
eingehalten werden. Skandalös ist auch, dass Projekte in
Naturschutzgebieten ermöglicht werden - ein fataler umweltpolitischer
Rückschritt. In Frage steht zudem der Zugang von Betroffenen zu
Beschwerdemechanismen der Weltbank. Damit werden die Opfer negativer
Auswirkungen von Weltbankprojekten weiter marginalisiert und können
sich zukünftig noch weniger oder gar nicht mehr zur Wehr setzen.
Besonders verletzliche Gruppen wie Frauen und indigene Völker werden
die Leidtragenden sein. Dabei wurde die Überarbeitung der Standards
als eine Reaktion auf die zunehmenden Umwelt- und
Menschenrechtsverletzungen im Rahmen von Weltbankprojekten angestoßen.
Dieser Reformprozess droht nun Errungenschaften zum Schutz von Mensch
und Umwelt, die über Jahrzehnte hinweg erkämpft wurden, hinwegzufegen.

Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN
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VERKEHR/727: Fernbusmarkt - Wettbewerb Ade


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 3. August 2016

Fernbusmarkt: Wettbewerb Ade



Zur Fusion von Flixbus und Postbus erklären Katharina Dröge,
Sprecherin für Wettbewerbspolitik, und Matthias Gastel, Mitglied im
Verkehrsausschuss:

"Die Fusion der beiden größten Anbieter auf dem Fernbusmarkt verheißt
für die Fahrgäste nichts Gutes. Bei 80 Prozent Marktanteil von Flixbus
kann man schwerlich von fairem Wettbewerb sprechen. Weniger Wettbewerb
führt im Zweifel zu schlechterem Service bei höheren Preisen. Und auch
weniger Auswahl kann die Folge sein. So will Flixbus nun offenbar
Fahrten zwischen München und Berlin streichen. Die Verbraucher sind
die Leidtragenden.

Obwohl sich der Fernbusmarkt immer weiter konzentriert, darf das
Bundeskartellamt die Fusion nicht überprüfen. Grund hierfür ist, dass
die Unternehmen die gesetzlich vorgegebenen Umsatzschwellen nicht
überschreiten. Nicht jede noch so kleine Fusion muss geprüft werden.
Aber das Kartellamt muss handlungsfähig bleiben. Auch auf kleinen
Märkten mit niedrigen Umsätzen können Fusionen schlecht für den
Wettbewerb und die Verbraucher sein.

Bei der Überarbeitung der Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen in
diesem Herbst muss daher auch geprüft werden, ob die Schwellenwerte
für Fusionen zu hoch sind."
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VERKEHR/726: Bundesverkehrswegeplan - Betonmischer haben sich durchgesetzt


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 3. August 2016

Bundesverkehrswegeplan: Betonmischer haben sich durchgesetzt



Zum heutigen im Kabinett verabschiedeten Bundesverkehrswegeplan
erklärt Valerie Wilms, Obfrau im Ausschuss für Verkehr und digitale
Infrastruktur:

Im Kabinett haben sich die Betonmischer durchgesetzt - allen voran
Verkehrsminister Dobrindt. Umweltministerin Hendricks hat lange für
die Berücksichtigung von Klimaschutz und Umweltzielen gekämpft - aber
am Ende auf ganzer Linie verloren. Die Bundesregierung lässt die
Möglichkeit zur Gestaltung einer klima- und umweltverträglichen
Mobilität ungenutzt verstreichen. Der Plan bleibt ein Instrument zur
Beglückung von Wahlkreisen der Koalition. Umweltschutz gibt es nur in
den Erklärungen des Verkehrsministers - wirklich verbindlich ist
nichts davon. Es ist weiterhin völlig offen, welche Projekte
tatsächlich wann kommen und es ist nach wie vor möglich, selbst
unwichtigste Projekte nach vorne zu ziehen.

Sollte die Wünsch-dir-was-Liste die Beratungen im Parlament in dieser
Form überstehen, dann wird sie zur schweren Hypothek.
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WIRTSCHAFT/2695: Bürokratieentlastungsgesetz - Kosmetik und Altlasten statt Innovation


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 3. August 2016

Bürokratieentlastungsgesetz: Kosmetik und Altlasten statt Innovation



Zum heutigen Kabinettsbeschluss des zweiten Bürokratieentlastungsgesetzes
erklärt Thomas Gambke, Mittelstandbeauftragter:

Das Bundeskabinett hat heute den Gesetzentwurf zum zweiten
Bürokratieentlastungsgesetz beschlossen. Anpassungen im
Sozialgesetzbuch, im Steuerrecht sowie in Abgaben- und
Handwerksordnung sollen eine Bürokratieentlastungen in Höhe von
jährlich knapp 360 Mio. Euro schaffen. Davon sollen allein 60% durch
den Wegfall von Aufbewahrungspflichten für Lieferscheine entfallen.
Das zeigt einmal mehr, wie ambitionslos die Bundesregierung die
Einsparpotentiale beim Thema E-Gouvernement anpackt. Der
Normenkontrollrat hatte Einsparpotentiale im Milliardenbereich und
konkrete Handlungsempfehlungen dargelegt.

Einige der steuerrechtlichen Anpassungen sind dennoch Schritte in die
richtige Richtung. So werden gerade Kleinstunternehmen mit zwei bis
drei Beschäftigten durch die höhere Obergrenze für die
vierteljährliche Lohnsteuerabrechnung von bürokratischen Aufwand
erleichtert. Doch diese Schritte sind noch keine Innovation, sondern
lediglich Anpassungen an die allgemeine Preissteigerung. Selbst
hierbei bleibt die Bundesregierung allerdings inkonsequent: Die
Abschreibungsgrenze für Geringwertige Wirtschaftsgüter (GWG) liegt
seit 1965 unverändert bei 410 Euro. Es ist ignorant, wenn die von
allen Experten angemahnte Anhebung der Abschreibungsgrenze jetzt
wieder nicht kommt und kennzeichnend für die erschreckende
Wirtschaftsferne der Schwarz-Roten Bundesregierung, wenn gleichzeitig
die unsinnige und bürokratische Poolabschreibung weitergeführt wird.

Weiteres bürokratisches Ärgernis ist die doppelte Meldepflicht der
Sozialversicherungsbeiträge. Aus Sicht der Bundesregierung soll eine
Ausweitung des erleichterten Beitragsberechnungsverfahrens Abhilfe
schaffen. Die erste Schätzung der Beiträge entfällt bei diesem
Verfahren zwar, gleichzeitig werden Unternehmen mit starken
Schwankungen jedoch erheblich benachteiligt. Wir fordern eine
Pauschalierung der Beiträge, die sich an der Gesamtjahressumme der
Sozialversicherungsbeiträge orientiert. Somit werden Schwankungen
ausgeglichen und die Beiträge müssen im Jahresverlauf nicht mehr
angepasst werden. Langfristig sollten die Abschlagsbeträge
schrittweise abgebaut werden, um wieder zu der Regelung von 2006 zu
kommen.
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WIRTSCHAFT/2694: Gute Personalentscheidungen im Endlagerbereich


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 3. August 2016

Gute Personalentscheidungen im Endlagerbereich



Zur Ernennung des Präsidenten des Bundesamts für kerntechnische
Entsorgungssicherheit und der drei Gründungsgeschäftsführer der
Bundesgesellschaft für Endlagerung erklärt Sylvia Kotting-Uhl,
Sprecherin für Atompolitik:

Diese Personalentscheidungen sind sehr gut und ein erster wichtiger
Schritt für das zukünftige Endlagersuchverfahren.

Wolfram König hat als Präsident des Bundesamts für Strahlenschutz
viele Jahre unter Beweis gestellt, dass beim Umgang mit Atommüll
Sicherheit stets Vorrang hat und dass sich auch auf konfliktreichem
Terrain durch transparentes Vorgehen Vertrauen in die zuständige
Behörde schaffen lässt.

Ursula Heinen-Esser hat sowohl in der letzten als auch in dieser
Wahlperiode wesentlich dazu beigetragen, dass es den längst
überfälligen Neustart bei Endlagersuche gibt, ohne den wir nicht zu
einer verantwortbaren Lösung des Atommüllproblems kommen können.

Hans-Albert Lennartz hat dazu beigetragen, dass nach jahrzehntelangem
verantwortungslosen Umgang mit dem Atommülllager Asse seit 2009 unter
schwierigen Bedingungen an einer verantwortbaren Lösung des
Asse-Problems gearbeitet wird.

Mit Ewold Seeba als drittem Geschäftsführer kommt jemand hinzu, der in
einer schwierigen Situation, als das neue Bundesamt aufgebaut werden
musste, ohne schon agieren zu sollen, diplomatisches Geschick bewiesen
hat.

Ein Wermutstropfen ist, dass die neue Bundesgesellschaft für
Endlagerung wegen Verzögerungen der AKW-Betreiber noch nicht
vollständig aufgebaut werden kann. Als Mehrheitseigner der bisherigen
Endlagerfirma DBE legten sie die Gespräche zu der für die
Neustrukturierung notwendigen Rückverstaatlichung der DBE monatelang
auf Eis. Schon aus Fairness gegenüber den DBE-Mitarbeitern müssen die
Konzerne ihr taktisches Hinhalten endlich aufgeben und den Weg für die
neue Endlagergesellschaft frei machen.
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WIRTSCHAFT/2589: Neue Anreizregulierung stärkt die Verteilernetze


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 3. August 2016

Neue Anreizregulierung stärkt die Verteilernetze

Verteilernetze sind das Rückgrat der Energiewende



Am heutigen Mittwoch hat das Bundeskabinett die Novelle der
Anreizregulierungsverordnung beschlossen. Dazu erklärt der
Energiebeauftragte der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag Thomas
Bareiß:

"Mit der Novelle der Anreizregulierungsverordnung werden die
Verteilernetze gestärkt. Der neue Regulierungsrahmen setzt wichtige
Investitionsanreize für den intelligenten Ausbau und die
Modernisierung der Verteilernetze. Sie haben so die Möglichkeit, sich
fit für die zukünftigen Herausforderungen der Energiewende zu machen.

Rund 95 Prozent der erneuerbaren Energien speisen in die
Verteilernetze ein. Daher braucht es gerade mit zunehmendem Anteil
der dezentralen erneuerbaren Energien starke und moderne
Verteilernetze, die den Strom aufnehmen und abtransportieren können.
Der Investitionsbedarf ist gewaltig und liegt bei bis zu 50
Milliarden Euro.

Der Beschluss schafft Planungssicherheit für Netzbetreiber und
Transparenz für die Verbraucher. Nach langer und intensiver
Diskussion steht nun endlich der dringend erforderliche
Regulierungsrahmen für den Verteilernetzausbau. Denn laut der
Verteilernetzstudie ist drei Viertel des Netzausbaus bereits
innerhalb der nächsten 10 Jahre erforderlich."
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ARBEIT/1646: Krankschreibungen - Zeit für ein neues Normalarbeitsverhältnis statt Burnout-Kapitalismus


DIE LINKE - Presseerklärung vom 3. August 2016

Zeit für ein neues Normalarbeitsverhältnis statt Burnout-Kapitalismus



Die Krankschreibungen in Deutschland haben im ersten Halbjahr 2016 den
höchsten Stand seit rund 20 Jahren erreicht.

Bernd Riexinger, Vorsitzender der Partei DIE LINKE: "Dauerstress,
Überstunden, Unsicherheit und Angst vor Arbeitsplatzverlust sind
Stressfaktoren, die psychisch und körperlich krank machen. Die
Arbeitszeiten driften immer mehr auseinander, die Arbeit ist in dieser
Gesellschaft falsch verteilt. Während die einen unter Überlastung und
Erschöpfung leiden, finden andere keinen Job oder müssen sich
unfreiwillig mit Teilzeit oder schlecht bezahlten Mini-Jobs abfinden.
Prekäre Arbeitsverhältnisse wie Leiharbeit aber auch die überall
spürbare Arbeitsverdichtung durch Personalmangel führen zu steigenden
gesundheitlichen Belastungen. Diesen krankmachenden Burnout-Kapitalismus 
erleben wir in vielen Bereichen, zum Beispiel in
Krankenhäusern und in der Pflege, wo es die Mehrheit der Pflegekräfte
nicht bis zur Rente schafft.

Es ist Zeit für ein neues Normalarbeitsverhältnis: Arbeit muss so
gestaltet werden, dass sie nicht krank macht und dass der Alltag und
die eigene Zukunft geplant werden können. Die Arbeitszeit muss sich
mehr um das Leben drehen und das Leben weniger um die Arbeit. Eine
kürzere und flexible Vollzeit für alle mit Arbeitszeiten zwischen 30-35 
Stunden würde bedeuten, dass weniger Menschen erwerbslos wären oder
aufstocken müssten. Es wäre wieder mehr Zeit für Freunde und Familie,
für die dringend notwendige Erholung - und mehr Zeit, um sich
einzumischen und gemeinsam Demokratie zu gestalten.

Damit kürzere Arbeitszeiten nicht mehr Stress bedeuten, brauchen wir
in vielen Bereichen mehr Personal und eine wirksame 
Anti-Stress-Verordnung beschließen. Der Gesetzgeber muss diese als Bremse gegen
Dauerstress, Burn-Out und Arbeit auf Abruf einbauen. Neben besseren
Arbeitsschutzvorschriften brauchen Beschäftigte wirksame Veto-Rechte
gegen Überlastung und permanente Flexibilitätsanforderungen. Die
betriebliche Mitbestimmung muss gestärkt und zukunftsfähig gemacht
werden: Betriebs- und Personalräte brauchen verbindliche
Mitbestimmungsrechte bei der Gestaltung der Arbeitsorganisation,
Arbeitszeit und personellen Ausstattung des jeweiligen
Arbeitsbereichs."

Berlin, 03. August 2016
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GESUNDHEIT/932: Hoher Krankenstand ist Ausdruck zunehmender Belastung


Presseerklärung - DIE LINKE. im Bundestag vom 3. August 2016

Sabine Zimmermann: Hoher Krankenstand ist Ausdruck zunehmender
Belastung



"Stressbedingte Krankheiten sind Ausdruck der Arbeitsverdichtung und
der zunehmenden Strapazen am Arbeitsplatz. Die gesundheitliche
Belastung der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer nimmt zu, weil die
Anforderungen und der Zeitdruck steigen. Auf der anderen Seite sinkt
die Sicherheit der Arbeitsplätze, und besonders im großen
Niedriglohnbereich stehen die Menschen unter Dauerstress, um eine
Balance zwischen Einkommen und Ausgaben, Familie und Beruf
hinzubekommen", erklärt Sabine Zimmermann, arbeitsmarktpolitische
Sprecherin und stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE,
anlässlich der heute veröffentlichten Zahlen der DAK zum Krankenstand
2015. Zimmermann weiter:

"Der Befristungswahnsinn muss gesetzlich unterbunden werden. Die
Regelungen zur Leih- und Zeitarbeit müssen endlich wieder
sicherstellen, dass diese Beschäftigungsart ausschließlich zur Deckung
kurzfristiger Produktionsspitzen eingesetzt wird. Und das
Hartz IV-System, das den Menschen mit seinen kleinlichen Gängelungen
und Sanktionen ständige Angst vor dem Verlust des Arbeitsplatzes
macht, muss durch eine armutssichere und sanktionsfreie Grundsicherung
ersetzt werden."

 * 
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SICHERHEIT/1765: Leyen verstärkt Reklameoffensive für den Einsatz der Bundeswehr im Inneren


Presseerklärung - DIE LINKE. im Bundestag vom 3. August 2016

Ulla Jelpke: Leyen verstärkt Reklameoffensive für den Einsatz der
Bundeswehr im Inneren



"Die Verteidigungsministerin verstärkt ihre Reklameoffensive für
Bundeswehreinsätze im Inland und setzt damit auf eine faktische
Aushebelung des Grundgesetzes", erklärt die innenpolitische Sprecherin
der Fraktion DIE LINKE, Ulla Jelpke, zum heutigen Auftritt von Ursula
von der Leyen im Kommando Territoriale Aufgaben. Jelpke weiter:

"Ganz offensichtlich will die Verteidigungsministerin weit mehr als
einfache Amtshilfe bei Katastrophenlagen. Die Bereitschaftsanordnung
für die Münchner Feldjäger während des Amoklaufes zeigt, dass die
engen Bestimmungen des Grundgesetzes und des Bundesverfassungsgerichts
gesprengt werden sollen. Die Union setzt darauf, die Bundeswehr als
Polizeitruppe ins Spiel zu bringen. Von der Leyen befindet sich auf
einem Sommerfeldzug für eine weitere Militarisierung der Innenpolitik.
Für Bundeswehreinsätze im Inland besteht weder eine sachliche noch
eine politische Legitimation. Dass bewaffnete Soldaten auf unseren
Straßen mehr Sicherheit vor Terroranschlägen bieten könnten, ist eine
gefährliche Illusion."
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VERKEHR/419: Bundesverkehrswegeplan wird für mehr Abgase sorgen


Presseerklärung - DIE LINKE. im Bundestag vom 3. August 2016

Sabine Leidig: Bundesverkehrswegeplan wird für mehr Abgase sorgen



"Der Bundesverkehrswegeplan mit den Ausbaugesetzen für Straße, Schiene
und Wasserstraße enttäuscht auf ganzer Linie. War die Grundkonzeption
noch recht fortschrittlich, so ist im Ergebnis wenig davon übrig
geblieben. Die Prioritäten sind falsch gesetzt, vorrangig werden
Autobahnen und Bundesstraßen aus- und neugebaut. Jede kleine
Ortsumfahrung mit erwarteten 3000 Autos am Tag wurde aufgenommen,
während regionale Schienenprojekte fehlen", erklärt Sabine Leidig,
verkehrspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, anlässlich des
heutigen Kabinettsbeschlusses zum Bundesverkehrswegeplan. Leidig
weiter:

"Der Bundesverkehrswegeplan mit den Ausbaugesetzen für Straße, Schiene
und Wasserstraße enttäuscht auf ganzer Linie. War die Grundkonzeption
noch recht fortschrittlich, so ist im Ergebnis wenig davon übrig
geblieben. Die Prioritäten sind falsch gesetzt, vorrangig werden
Autobahnen und Bundesstraßen aus- und neugebaut. Jede kleine
Ortsumfahrung mit erwarteten 3000 Autos am Tag wurde aufgenommen,
während regionale Schienenprojekte fehlen", erklärt Sabine Leidig,
verkehrspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, anlässlich des
heutigen Kabinettsbeschlusses zum Bundesverkehrswegeplan. Leidig
weiter:

"Die minimale Aufstockung des Etats für die Schiene reicht bei weitem
nicht aus, es braucht eine deutliche Umverteilung der Mittel von der
Straße zur Schiene sowie die Streichung von Eisenbahn-Großprojekten.
Auch die Wasserstraßen sind völlig unterfinanziert, schon die
laufenden Projekte fressen die Finanzmittel auf.

Von Klimaschutz kann mit diesem Plan keine Rede mehr sein. Er wird für
zunehmende Abgase durch mehr Autoverkehr verantwortlich sein und den
Problemsektor Verkehr in Zukunft noch weniger lösbar machen.

Der Bundesverkehrswegeplan bleibt eine Wunschliste: Die vollständige
Umsetzung der Projekte wird erst weit nach dem Jahr 2050 möglich sein,
denn die Anzahl der Projekte ist viel zu groß. Nicht rund 270
Milliarden Euro, sondern nur 230 Milliarden Euro stehen bis zum Jahr
2030 zur Verfügung. "
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BUNDESTAG/5944: Heute im Bundestag Nr. 458 - 03.08.2016


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 458

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 03. August 2016, Redaktionsschluss: 11.43 Uhr

1. Aufarbeitung des Falls Colonia Dignidad

2. Mehr Schiffe unter deutscher Flagge

3. Bergschäden auf der A 8 im Saarland

4. Förderung von Ladepunkten geplant

5. Bilanz des Verkehrswegeplans 2003

6. Linke fragt nach Ausbildung von MTA

7. Kosten für Ausstellung eines Totenscheins

8. Acht Millionen Euro für Institut



1. Aufarbeitung des Falls Colonia Dignidad

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/EB) Der Bundesnachrichtendienst (BND) hat erstmals 1966
von Verbrechen in der deutschen Sektensiedlung Colonia Dignidad in
Chile erfahren. Das geht aus einer Antwort der Bundesregierung
(18/9261) auf eine Kleine Anfrage (18/8967) der Fraktion Die Linke
hervor. Der BND habe damals Kenntnis von einer Meldung der
chilenischen Presse über "KZ-ähnliche Methoden" in der Colonia
Dignidad gehabt, schreibt die Bundesregierung.

Weiter heißt es, dass das Auswärtige Amt erst ab 1987 Vorwürfen von
Menschenrechtsverletzungen nachgegangen sei. Die damalige
Bundesregierung habe sich zunächst schützend vor die Colonia Dignidad
gestellt, obgleich die Vereinten Nationen und Amnesty International
1976 und 1977 über Folterstätten in der Siedlung berichtet hätten.
Bundesaußenminister Frank-Walter Steinmeier (SPD) habe sich in einer
Rede am 26. April 2016 zur Verantwortung des Auswärtigen Amtes
bekannt. In der Folge sei unter anderem die Schutzfrist der
zugehörigen Akten um zehn Jahre verkürzt worden, schreibt die
Bundesregierung. Alle aktenkundigen Vorgänge zur Colonia Dignidad bis
zur Flucht Paul Schäfers könnten nachvollzogen werden. Für den
Zeitraum ab 1997 seien 88 Archivakten noch nicht freigegeben.

Zur Frage nach Hilfsmaßnahmen für die Opfer der Colonia Dignidad
antwortet die Bundesregierung, dass sie deren Integration in die
chilenische Gesellschaft mit einer zeitlich befristeten Hilfe zur
Selbsthilfe unterstützt habe. 2014 sei die Projektförderung
ausgelaufen. Während ein Großteil der jüngeren Generation inzwischen
ein selbstbestimmtes Leben führen könne, hätten bei der "relativ
großen Gruppe der älteren Bewohner" die Ziele nur ansatzweise erreicht
werden können, bilanziert die Bundesregierung.

 * 

2. Mehr Schiffe unter deutscher Flagge

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/MIK) Die Anzahl der deutschen Handelsschiffe unter
deutscher Flagge ist 2008 kontinuierlich zurückgegangen. Dies geht aus
der Antwort der Bundesregierung (18/9294) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Die Linke (18/9171) hervor.

Deshalb habe sich der Verband Deutscher Reeder (VDR) im Dezember 2015
in einer Vereinbarung mit dem Bundesministerium für Verkehr und
digitale Infrastruktur verpflichtet, dass die Reederschaft ihr
Flaggenverhalten zu Gunsten der deutschen Flagge verändert sowie die
Ausbildung und Beschäftigung deutscher Seeleute stärker betreibt.

Die Wirksamkeit des dazu vereinbarten Maßnahmenpakets werde mit Blick
auf die Einhaltung der Zusagen nach vier Jahren evaluiert, heißt es
weiter.

 * 

3. Bergschäden auf der A 8 im Saarland

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/MIK) Die Regulierung von Bergschäden im Saarland erfolgt
nach den Vorgaben des Bundesberggesetzes und des Bürgerlichen
Gesetzbuchs im Innenverhältnis zwischen den Schäden verursachenden
Bergbauunternehmen und dem jeweiligen Geschädigten. Dies schreibt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (18/9284) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (18/9149). Bergbauliche Auswirkungen
auf die Bundesverkehrsinfrastruktur gebe es nur noch auf der A 8 von
der Anschlussstelle Schwalbach bis zum Autobahnkreuz Saarbrücken,
heißt es weiter. Die Endregulierung dieser Streckenabschnitte sei noch
nicht abgeschlossen und werde im Zuge der Deckensanierung in den
nächsten Jahren durchgeführt.

 * 

4. Förderung von Ladepunkten geplant

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/MIK) Die Bundesregierung will die Richtlinie zur
Förderung der Ladeinfrastruktur für Elektrofahrzeuge und den ersten
Förderaufruf dazu "möglichst" noch 2016 veröffentlichen. Dies geht aus
ihrer Antwort (18/9270) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (18/9139) hervor.

Es sei vorgesehen, die Netzanschlusskosten neben der Förderung von
Ladepunkten zu fördern, heißt es weiter. Die genaue Höhe der
Förderhöchstsätze werde noch geprüft und müsse mit der Europäischen
Kommission abgestimmt werden.

 * 

5. Bilanz des Verkehrswegeplans 2003

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/MIK) Über eine Gesamtbilanz des Bundesverkehrswegeplanes
2003 will sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage
(18/9301) informieren. In insgesamt 39 Fragen soll die Bundesregierung
Auskunft geben, wie viele Kilometer Neu- und Ausbau von Autobahnen und
Bundesstraßen das Fernstraßenausbaugesetz vorsieht und wie viele davon
jeweils realisiert wurden. Zudem interessiert die Abgeordneten unter
anderem, welche Summen im Bundeshaushalt zwischen 2001 bis
einschließlich 2015 jeweils dafür veranschlagt wurden und wie viel
davon tatsächlich ausgegeben wurde.

 * 

6. Linke fragt nach Ausbildung von MTA

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Mit der Ausbildung und Berufspraxis von
Medizinisch-Technischen Assistenten (MTA) befasst sich die Fraktion
Die Linke in einer Kleinen Anfrage (18/9298). Für die Qualität der
medizinischen Versorgung sei die Ausbildung in den einzelnen Berufen
von herausragender Bedeutung. Um die Versorgungsqualität zu erhalten,
müssten die Ausbildungsinhalte regelmäßig überprüft und angepasst
werden. Dies gelte angesichts der enormen Fortschritte in der
Wissenschaft und Medizintechnik gerade für die MTA.

Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung nun Details über die
Ausbildung und berufliche Praxis von MTA erfahren.

 * 

7. Kosten für Ausstellung eines Totenscheins

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die Kosten für die Ausstellung eines Totenscheins
sind Thema einer Kleinen Anfrage (18/9297) der Fraktion Die Linke.
Wenn ein Mensch sterbe, müsse ein Arzt den Tod feststellen und den
Totenschein ausstellen. In der Regel müssten die Angehörigen für diese
ärztliche Leistung bezahlen, die nach der Gebührenordnung für Ärzte
(GOÄ) abgerechnet werde. Viele Angehörige hätten aber keine Erfahrung
mit dieser Art von Abrechnung und seien im Falle des Todes eines
Verwandten auch mit ganz anderen Aufgaben befasst.

Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung nun wissen, was
dagegen spricht, die Ausstellung des Totenscheins als Leistung der
Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) zu organisieren.

 * 

8. Acht Millionen Euro für Institut

Haushalt/Unterrichtung

Berlin: (hib/MIK) Einer überplanmäßige Ausgaben bis zur Höhe von acht
Millionen Euro für die Erstattung der Kosten für Maßnahmen im
Fischereisektor hat der Bundesfinanzminister zugestimmt. Dies geht aus
einer Unterrichtung durch die Bundesregierung (18/9224) hervor. Der
zusätzliche Mittelbedarf beruhe auf der rechtlichen Verpflichtung nach
den Regularien zum Europäischen Meeres- und Fischereifonds,
förderfähige Maßnahme dem Begünstigten (hier: Johann Heinrich von
Thünen-Institut) zu erstatten, heißt es weiter. Mit der Erstattung
seitens der Europäischen Kommission sei erst im Laufe des
Haushaltsjahres 2017 zu rechnen.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1278: Regierungspressekonferenz vom 3. August 2016 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Mittwoch, 3. August 2016

Regierungspressekonferenz vom 3. August 2016

Themen: Kabinettssitzung (Entwurf eines Dritten Gesetzes zur
Änderung des Telekommunikationsgesetzes, Zweites
Bürokratieentlastungsgesetz, Gesetz zur Vergütung psychiatrischer
Leistungen beschlossen, Bundesverkehrswegeplan, Asyl- und
Flüchtlingspolitik), EU-Türkei-Flüchtlingsabkommen, Bundesverkehrswegeplan,
Olympische Spiele in Brasilien, Raketentests in Nordkorea,
völkerrechtswidriger israelischer Siedlungsbau, solidarische
Lebensleistungsrente, Äußerungen von Donald Trump über die Bundeskanzlerin,
Konflikt in der Ostukraine, Schadensersatzforderungen des Freistaats Bayern
gegenüber Volkswagen, Demonstration von Rechtsextremen im
Regierungsviertel, Einsatz der Bundeswehr im Innern, Fusion von Edeka und
Kaiser's Tengelmann, Situation in Aleppo


Sprecher: SRS'in Demmer, Schäfer (AA), Plate (BMI), Fichtner (BMUB),
Ehrentraut (BMAS), Kalwey (BMF), Nannt (BMVg), Braams (BMWi)



Vorsitzender Szent-Iványi eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt SRS'in
Demmer sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

SRS'in Demmer: Im Kabinett wurde heute der Entwurf eines Dritten Gesetzes
zur Änderung des Telekommunikationsgesetzes beschlossen. Mit diesem Gesetz
wird eine EU-Verordnung umgesetzt. Damit wird festgeschrieben, dass ein
freier Zugang zum offenen Internet gewährleistet wird. Internetanbieter
müssen im Sinne der Netzneutralität den gesamten Datenverkehr grundsätzlich
gleichbehandeln.

Die Bundesnetzagentur erhält die Befugnisse, Anbieter zu beaufsichtigen.
Künftig kann sie auch Bußgelder bis zu 100 Euro verhängen, wenn
Internetanbieter ihren Kunden nicht ordnungsgemäß über
Volumenbeschränkungen und Auswirkungen bestimmter Dienste auf die
Internetnutzung informieren. Damit soll für mehr Transparenz gesorgt
werden.

Des Weiteren hat die Bundesregierung heute den Entwurf eines Zweiten
Bürokratieentlastungsgesetzes beschlossen. Mit diesem Gesetz sollen
insbesondere die rund 3,6 Millionen kleinen und mittleren Unternehmen
kurzfristig und spürbar von Bürokratie entlastet werden. Sinn des Gesetzes
ist es, dass sich die Unternehmen mehr mit ihren Geschäften, Innovationen,
Arbeitsplätzen und Ausbildung beschäftigen können.

Mit dem heutigen Beschluss wird ein Vorhaben aus dem Arbeitsprogramm
Bessere Rechtsetzung 2016 umgesetzt. Insgesamt wird so die Wirtschaft um
rund 360 Millionen Euro pro Jahr entlastet. Es ergibt sich zum Beispiel
eine Entlastung von 227 Millionen Euro durch die Verkürzung von
steuerlichen Aufbewahrungsfristen von Lieferscheinen und eine Entlastung
von 43 Millionen Euro durch die Aufhebung der Pauschalierungsgrenzen für
Rechnungen über Kleinbeträge.

Die Bundesregierung arbeitet fortwährend an der Verbesserung des Rechts und
der Reduzierung von Bürokratiebelastungen.

Darüber hinaus hat das Kabinett den Entwurf eines Gesetzes zur Vergütung
psychiatrischer Leistungen beschlossen. Damit sollen psychiatrische und
psychosomatische Einrichtungen leistungsorientierter vergütet werden. Die
Versorgung mit diesen Leistungen soll transparenter werden. Verbindliche
Personalvorgaben sollen gewährleisten, dass Patienten besser versorgt
werden. Eine aufsuchende Krankenhausbehandlung zu Hause durch mobile
Behandlungsteams soll eine stationäre Versorgung vermeiden. Die
Krankenhäuser müssen das neue Entgeltsystem ab 2018 verpflichtend
einführen.

Darüber hinaus wird in dem Gesetz geregelt, dass aus der Liquiditätsreserve
des Gesundheitsfonds in 2017 einmalig 1,5 Milliarden Euro entnommen werden.
Sie werden den gesetzlichen Krankenkassen zusätzlich zur Verfügung
gestellt. Damit sollen die Mehrausgaben für die Versorgung von
Asylberechtigten bestritten werden. Zudem soll durch die einmalige
Investition die Digitalisierung im Gesundheitswesen vorangetrieben werden.

Des Weiteren ging es im Kabinett um den Bundesverkehrswegeplan. Dieser ist
das wichtigste Instrument der Verkehrsinfrastrukturplanung des Bundes. Er
bezieht sowohl anfallende Erhaltungs- und Ersatzinvestitionen als auch Aus-
und Neubauprojekte für Bundesfernstraßen, Bundesschienenwege und
Bundeswasserstraßen in die Planung mit ein.

Der heute beschlossene Bundesverkehrswegeplan 2030 gilt für den Zeitraum
von 2016 bis 2030. Er enthält mehr als 1000 Projekte mit einem
Gesamtvolumen von 269,6 Milliarden Euro. Davon entfallen 49,3 Prozent auf
die Straße, 41,6 Prozent auf die Schiene und 9,1 Prozent auf die
Wasserstraße. Dabei gilt das Prinzip "Erhalt vor Aus- und Neubau". Deshalb
fließen 141,6 Milliarden Euro in den Erhalt beziehungsweise die
Instandsetzung der vorhandenen Netze. Das sind rund 69 Prozent der
Gesamtmittel im Zeitraum von 2016 bis 2030.

Der neue Bundesverkehrswegeplan ist der erste, der unter aktiver
Beteiligung der Öffentlichkeit erarbeitet wurde. Sechs Wochen lang konnten
sich interessierte Bürgerinnen und Bürger, Verbände und Unternehmen dazu
äußern. Die Stellungnahmen sind in den finalen Entwurf mit eingeflossen.

Grundlage für die Realisierung der Fernstraßen-, Schienen- und
Wasserstraßenprojekte im Bundesverkehrswegeplan sind die entsprechenden
Ausbaugesetze des Bundes. Deshalb hat das Kabinett in seiner heutigen
Sitzung auch die entsprechenden Gesetzentwürfe beschlossen. Hierzu gehören
als Anlagen die jeweiligen Bedarfspläne, in denen die als prioritär
festgestellten Projekte fixiert werden.

Zu guter Letzt hat sich das Kabinett auch wieder mit der Asyl- und
Flüchtlingspolitik beschäftigt. Schwerpunkt des Austausches war der Bericht
des Bundesministers Steinmeier und des Parlamentarischen Staatssekretärs
Krings in Vertretung für den Bundesinnenminister. Es ging um die Migration
über die zentral-mediterrane Route.

Gegenwärtig können wir keine Verlagerung der Fluchtbewegungen von der
Westbalkanroute auf die zentrale Mittelmeerroute verzeichnen. Der ganz
überwiegende Teil der Flüchtlinge auf dieser Route stammt weiterhin aus
Ländern Subsahara-Afrikas. Die Anzahl der Flüchtlinge auf dieser Route
bewegt sich ungefähr auf gleicher Höhe wie vergangenes Jahr. Der Großteil
der in Italien ankommenden Flüchtlinge bleibt in Italien und stellt dort
seinen Antrag auf Asyl.

Der Bericht geht davon aus, dass der Migrationsdruck nach Europa über die
zentrale Mittelmeerroute auf absehbare Zeit hoch bleiben wird. Grund dafür
ist, dass die Fluchtursachen in den meisten afrikanischen Ländern - Armut,
Perspektivlosigkeit, hohes Bevölkerungswachstum, schwache staatliche
Strukturen und teilweise auch terroristische Bedrohungen - struktureller
Natur sind. Eine wichtige Schlussfolgerung aus dem Bericht ist daher, dass
neben der Schleuserkriminalität und dem Menschenhandel vor allem die
Fluchtursachen in den Herkunftsländern nachhaltig bekämpft werden müssen.

Frage: Herr Schäfer, wenn ich den Bericht jetzt richtig verstanden habe,
kommen die Menschen, die über das Mittelmeer gen Italien kommen, aus Afrika
und den Sahara-Gebieten. Wie kommen denn die Menschen aus Syrien, Irak und
Afghanistan aktuell nach Europa, haben Sie darüber Erkenntnisse?

Schäfer: Sie haben richtig zugehört bei dem, was Frau Demmer gesagt hat. In
der Tat ist es so, dass über die Route, über die heute im Kabinett
gesprochen worden ist, nicht so sehr Menschen aus Syrien und aus dem Nahen
und Mittleren Osten kommen, sondern Menschen aus Westafrika und aus
Subsahara-Afrika. Die Zahlen der zu uns nach Europa kommenden Flüchtlinge
aus dem Nahen und Mittleren Osten und aus Syrien kennen Sie; ich glaube,
die brauche ich hier jetzt nicht zu wiederholen.

Zusatzfrage: Aber wie kommen die aktuell nach Europa, wie können die
aktuell nach Europa kommen? Gibt es da eine Route?

Schäfer: Ich glaube nicht, dass Sie jetzt von mir ernsthaft verlangen
wollen, dass ich Ihnen jetzt auf einer Landkarte zeige, auf welche Weise
diese Form der Migration nach Europa erfolgen soll. Ich weiß nicht, was Sie
von mir wollen.

Frage: Frau Demmer und Herr Schäfer, noch einmal zu dem
Flüchtlingsabkommen: Die Menschenrechtsbeauftragte der Bundesregierung hat
heute ziemlich massive Kritik geübt und hat, nachdem Griechenland schon
einen Plan B gefordert hat, sinngemäß etwa das Gleiche gesagt, nämlich dass
man in der jetzigen Situation mit der Türkei dieses Abkommen, diesen Deal
nicht mehr weiterführen könne. Was sagen Sie dazu? Das deckt sich ja nicht
unbedingt mit der doch relativ gelassenen Sichtweise, die Sie gerade
präsentiert haben.

SRS'in Demmer: Wir bleiben bei der gelassenen Sichtweise. Die EU und die
Bundesregierung stehen zu der Vereinbarung mit der Türkei. Die
Bundesregierung geht auch nach wie vor davon aus, dass die Türkei die mit
der EU geschlossenen Vereinbarungen weiterhin erfüllt.

Zusatzfrage: Sprechen Sie mit der Frau Kofler und sagen Sie der, dass das
vielleicht ein nicht ganz angemessener Einwurf war, oder buchen Sie das
unter "Meinungsfreiheit" ab?

Schäfer: Frau Kofler ist die Menschenrechtsbeauftragte der Bundesregierung;
es steht ihr frei zu sagen, was sie sagen möchte, und es steht mir und uns
nicht zu, das zu kritisieren. Ich muss es Ihnen überlassen, das zu
bewerten.

Vielleicht nur eine grundsätzliche Bemerkung: Sie haben gerade in Ihrer
Frage auch von einem "Deal" gesprochen, so als wenn das ein Gebrauchtwagen
wäre. Was da passiert ist und was am 18. März vereinbart worden ist, ist
eine von der Europäischen Union, von der Kommission mit der Türkei
getroffene Vereinbarung, die ganz viele Elemente enthält und die in aller
Transparenz und in aller Öffentlichkeit besprochen worden ist. Das ist kein
"Deal", sondern das ist ein Abkommen oder eine Vereinbarung. Das ist
jedenfalls der Sprachgebrauch, den ich hier in Zukunft verwenden werde.

In der Sache ist es genauso, wie Frau Demmer das gerade ausgeführt hat: Wir
glauben, dass das kein perfektes Abkommen ist und dass es bisher hier und
da auch nicht zu einer hundertprozentigen Umsetzung gekommen ist. Ich
erinnere nur daran, dass in der Vereinbarung damals nicht die
Visa-Liberalisierung vereinbart worden ist - die gibt es vielmehr seit 2013
als eine Vereinbarung zwischen der Europäischen Union und der Türkei -,
sondern eine Beschleunigung der Visa-Liberalisierung auf den Monat Juni.
Jetzt sind wir schon im August und das hat nicht geklappt - aus Gründen,
über die wir an dieser Stelle und anderer Stelle schon ganz viel diskutiert
haben. Aber im Grundsatz funktioniert die Vereinbarung, funktioniert der
Interessenausgleich zwischen der Europäischen Union und der Türkei, und wir
stehen in vollem Umfang hinter diesem Abkommen.

SRS'in Demmer: Die Kanzlerin hat hier am Donnerstag der vergangenen Woche
ja auch noch einmal gesagt, "dass es Trennendes und Gemeinsames gibt" - um
sie wörtlich zu zitieren. Insgesamt läuft die Zusammenarbeit im Rahmen des
EU-Türkei-Abkommens - das ist ja gar kein bilaterales Abkommen, sondern das
Abkommen der EU mit der Türkei - aber recht erfolgreich. Gemeinsam haben
wir es inzwischen geschafft, die illegale Migration über die Ägäis
einzudämmen; wir haben es geschafft, dass wir dort viel weniger Ertrunkene
zu verzeichnen haben.

Frage: Direkt daran anschließend: Herr Schäfer, Sie müssen die Aussagen der
Menschenrechtsbeauftragten nicht selber kommentieren, aber Sie hat einen
Punkt angebracht, in dem sie gesagt hat, dass rechtsstaatliche Verfahren
innerhalb der Türkei durch diese besondere neue politische Situation jetzt
nicht mehr gewährleistet werden können und dass deswegen das Abkommen neu
bewertet werden müsse und sie da Probleme sieht. Vielleicht können Sie das
quasi thematisch kommentieren. Sehen Sie diese rechtsstaatlichen Probleme
auf der türkischen Seite bei der Umsetzung auch?

Zweitens. Nachdem der griechische Migrationsminister heute einen Plan B
gefordert hat: Frau Demmer oder Herr Schäfer, gibt es eigentlich in der
Bundesregierung Kritik an Griechenland? Hat man das Gefühl, dass dort all
das, was zur schnellen Umsetzung der Verfahren hätte gemacht werden sollen,
noch nicht erfolgt ist?

SRS'in Demmer: Zu diesen Berichten, dass da nicht genug geliefert werde:
Die Zahlen, die darin genannt werden, sind gar nicht korrekt. Derzeit
befinden sich in der Frontex-Operation Poseidon in Griechenland insgesamt
632 Polizeibeamte aus den Mitgliedstaaten der EU. Für August werden weitere
sechs Beamte angefordert, für September weitere zwei. Die von der
"Bild"-Zeitung genannte Zahl von angeforderten 1580 Kräften entspricht
nicht den aktuellen Unterstützungsgesuchen der EU-Grenzschutzagentur.

Zusatzfrage: Da habe ich mich anscheinend unklar ausgedrückt: Ich meine
nicht, was die EU für Griechenland leistet, sondern was Griechenland bei
der Umsetzung der Asylverfahren und der Aufnahme von Flüchtlingen für die
EU leistet. Gibt es da Kritik?

SRS'in Demmer: Da wird ständig und kooperativ zusammengearbeitet.

Schäfer: Gerade weil wir es mit einer Situation zu tun haben, in der der
Zufluss von Asylbewerbern über das Mittelmeer aus der Türkei im Grunde zu
einem Halt gekommen ist, haben die griechischen Behörden mit Unterstützung
der Europäischen Union und auch mit bilateraler Unterstützung aus
Deutschland die Atempause, die sie gut gebrauchen können, um sich selber
anständig zu sortieren, die Verfahren abzustimmen und die Menschen aus dem
Nahen und Mittleren Osten und auch aus Syrien, die sich zurzeit noch in
Griechenland aufhalten - manche Medien sprechen da ja von etwa 50 -, in
einer mit unseren Werten, Vorstellungen und Regeln konformen Art und Weise
zu behandeln und deren Asylanträge eben abzuarbeiten.

Zu Ihren anderen Fragen, vielleicht nur so viel: Wir haben hier an dieser
Stelle in den letzten zwei Wochen schon ganz viel über Rechtsstaatlichkeit
und die Türkei diskutiert und haben von Ihnen ganz viele Fragen zu diesem
Thema bekommen. Mich veranlasst das noch einmal dazu, Ihnen den anderen
Teil, der, glaube ich, für die Menschen in der Türkei und vielleicht auch
für die Menschen türkischer Abstammung in Deutschland von Bedeutung ist,
herauszustellen.

Was da in der Nacht vom 15. Juli passiert ist, ist ein massiver Angriff auf
die türkische Demokratie gewesen - und zwar ein brutaler, bei dem eine
dreistellige Zahl von Menschen ums Leben gekommen ist. Da ist das
Parlamentsgebäude in Ankara bombardiert worden, da sind türkische Bürger
aus der Luft von den Putschisten angegriffen worden. Dass das etwas ist,
was die Menschen in der Türkei bewegt, dass das etwas ist, was geradezu
ungeheuerlich ist, kann man, glaube ich, ganz gut verstehen. Das ändert
nichts an unserer Haltung, dass wir uns wünschen, dass der Umgang damit auf
eine rechtsstaatliche Art und Weise erfolgt; darüber haben wir ganz häufig
gesprochen.

Nun zu Ihrer konkreten Frage: Mein Eindruck ist, dass sich seit dem 15.
Juli für die Lage der Flüchtlinge, die in der Türkei Zuflucht gefunden
haben, nichts geändert hat. All das, was wir im Zusammenhang mit der Türkei
in Sachen Rechtsstaatlichkeit diskutieren, was im Zusammenhang steht mit
Maßnahmen der türkischen Regierung und der türkischen Justiz gegen Menschen
und Bürger, denen - zu Recht oder zu Unrecht - unterstellt oder
entgegengebracht wird, dass sie an diesem Putsch beteiligt gewesen seien.
Ich kann bei einem Blick auf die Lage in der Türkei nicht erkennen, dass
sich die Lage für die drei Millionen Flüchtlinge verändert hätte.

Ein Blick auf den Fortschrittsbericht der Kommission vom 15. Juni zur
Umsetzung der EU-Türkei-Vereinbarung - der nächste, dritte Bericht ist,
glaube ich, im Oktober, also in zwei Monaten fällig - zeigt mir, wenn ich
das hier lese und ins Deutsche transkribiere, dass die Kommission im
Einklang mit internationalen humanitären Organisationen der Einschätzung
ist, dass die Roadmap, die die Türkei auf den Weg gebracht hat - mit dem
Ziel, die Bearbeitung von Visaanträgen von Drittstaatlern zum Beispiel aus
Afghanistan, aus Pakistan, aus dem Irak zu verbessern -, aus Sicht der
Kommission mit Stand vom 15. Juni auf ganz gutem Weg ist und im Einklang
steht mit den Vereinbarungen, die die Europäische Union mit der Türkei
getroffen hat.

Frage: Herr Schäfer, zu dem, was Frau Kofler an Fakten für ihre Bewertung
voraussetzt: Sie haben jetzt davon gesprochen, was es an Eingriffen in die
Rechtsstaatlichkeit seit dem Putschversuch vom 15. Juli gibt und haben
gesagt, das habe keine Auswirkungen auf die Flüchtlinge. Nun sagt Frau
Kofler selber: "Wir wissen, dass die Bearbeitung der Asylanträge von
Afghanen, Irakern und Iranern in der Türkei nicht nach rechtsstaatlichen
Regeln erfolgt. Darüber kann die EU, darüber können auch wir nicht einfach
hinwegsehen." Das bezieht sich ja ausdrücklich nicht auf die Zeit nach dem
15. Juli, sondern auf das Verfahren als Solches. Ist die fehlende
Rechtsstaatlichkeit, die sie hier konstatiert, eine Faktengrundlage, die
auch im Auswärtigen Amt gesehen wird?

Schäfer: Dazu kann ich im Grunde nur das wiederholen, was ich gerade als
Ende meiner länglichen Antwort auf die Frage von dem Kollegen vorgetragen
habe, nämlich dass dem Fortschrittsbericht der EU-Kommission vom 15. Juni -
aus dem ich gerade nicht zitiert habe, sondern dessen Übersetzung vom
Englischen ins Deutschen ich vorgenommen habe - zu entnehmen ist, dass die
Kommission Mitte Juni der Meinung war, dass die Türkei begonnen hat, eine
Roadmap mit einer Fülle und einem Bündel von Maßnahmen umzusetzen, die im
Ergebnis dem Ziel dienen, genau das zu tun, nämlich die Bearbeitung von
Asylanträgen von Drittstaatlern in der Türkei in einer Weise geschehen zu
lassen, die unseren Werten und Maßstäben sowie den internationalen
Verpflichtungen der Türkei entspricht. Insbesondere geht es hier darum,
dass die Kommission schreibt, dass es das Ziel dieser zusätzlichen
Anstrengungen der türkischen Regierung sei, dass jeder neue Antrag auf
internationalen Schutz, also auf Asyl in der Türkei, innerhalb von sechs
Monaten bearbeitet wird, und dass die Kommission glaube, dass dieses
Maßnahmenpaket dazu auch die richtigen Schritte einleitet.

Zusatzfrage: Dass Sie auf diesen Fortschrittsbericht hinweisen, heißt also:
Sie konstatieren das Bemühen, dass rechtsstaatliche Verfahren in Gang
kommen, aber für den Status quo, für die jetzige Situation gilt das, was
Frau Kofler sagt, nämlich dass die rechtsstaatlichen Maßstäbe noch nicht
eingehalten werden?

Schäfer: Ich habe hier gerade ja nicht meine Meinung vorgetragen, sondern
die Vorstellungen der EU-Kommission. Die mache ich mir jetzt nicht eins zu
eins zu eigen. Ich habe aber auch keinen Anlass, daran zu zweifeln, dass
das zutrifft, was die EU-Kommission am 15. Juni geschrieben hat.

Im Übrigen will ich noch einmal bekräftigen, dass wir den Eindruck haben,
dass die Türkei im Umgang mit den drei Millionen Menschen, die in dem Land
Zuflucht gesucht haben, außerordentlich großzügig vorgegangen ist und dass
all das, was mit der Europäischen Union vereinbart worden ist, nämlich dass
man sich gemeinsam darum bemüht, diesen drei Millionen Menschen in der
Türkei ein menschenwürdiges Leben möglich zu machen - einschließlich der
Möglichkeit, Arbeit aufzunehmen, einschließlich der Möglichkeit, dass die
Kinder dieser Menschen in der Türkei zur Schule gehen können -, das nicht
das Leben in der Heimat ersetzt, aber doch immerhin menschenwürdig ist - -
dass all diese Dinge in der Türkei tatsächlich geschehen und dass dort, wo
es Dinge gibt, an denen man arbeiten muss - wie in dem Bereich, zu dem Sie
gefragt haben -, die Türkei ernstlich bemüht ist, die Standards
einzuhalten, die wir uns vorstellen und die auch Gegenstand der
Vereinbarungen mit der Türkei vom 18. März sind.

SRS'in Demmer: Ich möchte auch noch einmal darauf hinweisen, dass auch die
Kanzlerin hier am vergangenen Donnerstag darauf hingewiesen hat, dass die
Türkei bei der Versorgung der Flüchtlinge in der Türkei Vorbildliches
leistet.

Frage: Sie sprachen eben davon, dass das Abkommen mit der Türkei bindend
sei und man sich deswegen auch keine Überlegungen über einen Plan B machen
müsste. Müsste man sich angesichts dessen, dass es massive Warnungen
beziehungsweise Drohungen aus der Türkei gibt, dieses Abkommen auszusetzen,
und auch angesichts dessen, dass die Roadmap überhaupt nicht eingehalten
wird und zum Beispiel türkische Beamte aus griechischen Hotspots abgezogen
worden sind und seit fast zwei Wochen Flüchtlinge, deren Antrag auf Asyl
abgelehnt worden ist, nicht mehr zurück in die Türkei gebracht werden
können, jetzt nicht tatsächlich einen Plan B überlegen? In der griechischen
Finanzkrise hatte sich das Bundesfinanzministerium ja dafür gerühmt, einen
Plan B zu haben. Muss sich die Bundesregierung nicht auch jetzt um einen
Plan B bemühen?

SRS'in Demmer: Ich kann es nur noch einmal wiederholen: Die EU und die
Bundesregierung stehen zu der Vereinbarung mit der Türkei und gehen davon
aus, dass die Türkei das Abkommen erfüllt.

Schäfer: Darüber hinaus, glaube ich, kann man noch sagen, dass sich die
europäische Migrations- und Flüchtlingspolitik ja nicht darin erschöpft,
eine Vereinbarung mit der Türkei abzuschließen. Vielmehr gibt es auch da
ein ganzes Bündel von Ideen und auch konkret umgesetzten Maßnahmen, mit dem
Ziel, die Außengrenzen der Europäischen Union besser zu schützen, als das
bisher der Fall war - als Lehre aus den Erfahrungen, die man in der
Flüchtlingskrise des vergangenen Jahres und der ersten Hälfte dieses Jahres
gesammelt hat. Dazu gehört eine Stärkung von Frontex, dazu gehört der
Vorschlag, aus Frontex eine wirkliche multinationale europäische
Grenzschutzagentur zu machen. In Europa wird zwar viel diskutiert, und das
braucht vielleicht auch ein bisschen länger, als es sich der eine oder
andere wünscht; aber da kommen dann eben doch konkrete Maßnahmen heraus,
die richtig sind und die den richtigen Zielen dienen. Dazu gehört in diesem
Fall eben die Arbeit an einer europäischen Grenzschutzagentur, die ja
insbesondere in It
alien und in Griechenland - also da, wo die allermeisten Flüchtlinge über
das Mittelmeer gekommen sind oder weiter kommen - helfen soll, die
Probleme, die es dort gibt, zu lösen, und zwar auf eine Art und Weise, die
im Einklang mit unseren Werten und unseren politischen Interessen steht.

Zusatzfrage: Wie ernst nehmen Sie eigentlich die Warnungen aus der Türkei,
das Abkommen auszusetzen?

Schäfer: Wir haben die Äußerungen des türkischen Außenministers vernommen.
Ich glaube, Sie haben eben im Plural gesprochen - vielleicht haben Sie
neben der Aussage des türkischen Außenministers in einer großen deutschen
Tageszeitung aus dem Hessischen von vorgestern noch eine zweite Aussage zur
Hand. Mir ist darüber hinaus nichts bekannt, was in diese Richtung ginge.
Es bleibt bei dem, was Frau Demmer für die Bundesregierung gesagt hat: Wir
glauben, dass beide Seiten gut beraten sind, die Vereinbarung weiter
umzusetzen beziehungsweise sie in den Teilen, in denen das noch nicht zu
hundert Prozent erfolgt ist, vielleicht noch besser umzusetzen.

Ich glaube, es ist auch eine gute Idee, das Thema Visaliberalisierung nicht
allzu sehr zu emotionalisieren und zu politisieren; denn bisher, also seit
2013, seitdem es die Vereinbarung über die Visaliberalisierung gibt - die
ja wohlgemerkt nicht im Zuge der EU-Türkei-Vereinbarung zu
Flüchtlingsfragen und Migrationsfragen erfunden worden ist -, sind wir sehr
gut damit gefahren, die 72 Voraussetzungen, die erfüllt sein müssen, Stück
für Stück, Schritt für Schritt umzusetzen. Jetzt sind wir bei Punkt 67
angekommen, und jetzt wollen wir doch einmal sehen, ob es uns in den
nächsten Monaten nicht gelingt, so schnell das irgend geht auch die übrigen
fünf noch über die Bühne zu bringen. Dazu - das können Sie sich denken -
gibt es jede Menge Kontakte zwischen Brüssel und Ankara, und die
Bundesregierung beteiligt sich, wo immer das wünschenswert und erforderlich
ist, in sehr konstruktiver Weise daran.

Frage: Meine Frage richtet sich an Herrn Plate und Herrn Malachowski und
betrifft im weitesten Sinne die Migration. Herr Spahn hat das
Burka- beziehungsweise Verschleierungsverbot ja wieder aufgebracht. Da wäre
meine Frage: Ist das überhaupt ein Thema, oder ist das gerade ein bisschen
ein Sommerlochthema? Wenn ja, wäre das überhaupt mit unseren Gesetzen
vereinbar oder in Deutschland umsetzbar, Stichwort Religionsfreiheit?

Vorsitzender Szent-Iványi: Den einen Teil der Frage haben wir am Montag,
glaube ich, ausführlichst beantwortet. Gibt es noch irgendetwas dazu
beizutragen? - Nein. Dann belassen wir es auch dabei. Das hatten wir hier
am Montag, wie gesagt, schon länglich diskutiert.

Frage: Herr Schäfer, Sie haben gefragt, ob es außer der Äußerung des
türkischen Außenministers noch weitere Drohungen dieser Art gebe. Ja, die
gab es ja bereits im Mai. Man war, glaube ich, sehr froh, dass man im Mai,
als der Zeitpunkt "Ende Juni" war, noch einmal Zeit kaufen konnte und
diesen Aufschub bis in den Oktober hinein gewinnen konnte - in der
Hoffnung, dass man bis dahin eine gesichtswahrende Lösung finden würde. Nun
kam der Putschversuch vom 15. Juli dazu. Wir sehen, dass sich die
Verhaftungen sehr weitgehend genau auf diesen Anti-Terror-Paragrafen
stützen, der einer von diesen fünf Punkten ist, die noch gelöst werden
müssen. Woher nehmen Sie die Hoffnung, dass die Situation für eine Einigung
jetzt leichter ist, als sie es im Mai war? Kann man noch einmal erneut Zeit
kaufen, oder kann man tatsächlich eine für beide Seiten gesichtswahrende
Lösung finden

Schäfer: Zuerst einmal möchte ich daran erinnern, dass der Vorschlag, den
Termin, der in der Vereinbarung vom 18. März steht, nämlich Ende Juni, zu
verschieben, von türkischer Seite kam, nämlich vom türkischen Präsidenten
selbst. Er hat den Termin im Juni sozusagen für erledigt erklärt und ihn in
den Oktober geschoben. Jetzt ist, glaube ich, Anfang August, der 3. August.
Bis Anfang Oktober sind es noch fast drei Monate. Wenn man in der Politik
nicht mit Zuversicht an die Sache herangeht, lohnt es sich gar nicht,
glaube ich, sie überhaupt anzugehen.

Ich glaube also hinsichtlich eines sozusagen so defätistischen Ansatzes,
wie Sie ihn in Ihrer Frage insinuieren, also wo die Hoffnung herkommen
soll: Es gibt eine Vereinbarung. Es gibt seit 2013 klare Absprachen. Jede
der beiden Seiten weiß, was getan werden muss, um das gemeinsame Ziel der
Visaliberalisierung hinzubekommen. Beide Seiten haben darüber hinaus auch
jenseits der Visaliberalisierung, so glaube ich, ein übergeordnetes, großes
politisches Interesse daran, dass diese Vereinbarung weiterhin als Leistung
und Gegenleistung - do ut des - in Kraft bleibt. Deshalb bin ich und sind
wir, glaube ich, sehr zuversichtlich, dass die von Ihnen oder einigen Ihrer
Kollegen in die Welt gesetzten vorzeitigen Nekrologe auf diese Vereinbarung
sozusagen vielleicht doch ein bisschen früh kommen. Warten wir es doch
einfach einmal ab!

Zusatzfrage: Meinen Sie mit "Defätismus", dass man nachfragt, ob eine
substanzielle Änderung des türkischen Anti-Terror-Gesetzes in der
gegenwärtigen Situation realistisch ist?

Schäfer: Das habe ich damit nicht konkret gemeint, sondern ich - - -

Zusatzfrage: Doch!

Schäfer: Ich habe damit grundsätzlich sagen wollen, dass es fünf
Voraussetzungen von den 72 gibt, die von türkischer Seite noch zu erfüllen
sind. Eine davon ist in der Tat eine Modifikation des
Anti-Terror-Paragrafen. Wo wir dann in zwei Monaten stehen werden, ist eine
völlig andere Frage.

Jetzt sind knapp zweieinhalb Wochen nach einem Putsch in einem großen
Nachbarland der Europäischen Union vergangen, einem Putsch, der mit größter
Brutalität eine demokratische Verfassung in einem befreundeten Land
hinweggefegt hätte. Dass die türkischen politisch Verantwortlichen und die
türkische Bevölkerung darauf in einer bestimmten Weise reagieren, die uns,
die wir ganz weit weg sind und denen solche Arten von Gefahr für
Mitteleuropa oder Kerneuropa geradezu abwegig erscheinen, mag so sein.
Deshalb ist es trotzdem so, dass es ein hohes Maß an Emotionalisierung in
der türkischen Politik gibt, für die ich angesichts dessen, was die
Alternative gewesen wäre, jedenfalls ein ziemlich großes Maß an Verständnis
habe. Man muss sich nur einmal vorstellen, dem türkischen Präsidenten wäre
es nicht gelungen, diesen Putsch zu verhindern oder ihn niederzuschlagen.
Man muss sich überlegen, in welcher Situation wir dann gewesen wären, auch
mit Blick auf die Flüchtlingsvereinbarung. Dann hätte es nämlich überhaupt
keine Verfassung und keine völkerrechtlichen oder internationalen
Verpflichtungen der Türkei mehr gegeben, sondern vielleicht nur eine
Militärregierung, die alle drei Gewalten an sich zieht und tut, was sie für
richtig hält. Das kann ja nun beim besten Willen nicht eine bessere
Alternative sein.

Frage: Gibt es Zahlen dazu, wie viele Asylbewerber aus anderen EU-Staaten
im Rahmen von Dublin im ersten Halbjahr dieses Jahres nach Deutschland
zurückgeführt worden sind, etwa aus skandinavischen Ländern?

Plate: Ja, klar, selbstverständlich gibt es dazu Zahlen. Aber hinsichtlich
einer solchen Detailfrage habe ich die Zahlen jetzt, ehrlich gesagt, nicht
dabei. Die kann ich gerne nachliefern.

Frage: Herr Schäfer, ich habe noch ein paar Verständnisfragen. Wenn sich
die Menschenrechtsbeauftragte der Bundesregierung äußert, dann spricht sie
nicht immer für die Bundesregierung oder auch nicht für das Auswärtige Amt.
Richtig? Ich habe nämlich ein paarmal ins Protokoll geschaut. Es wurde
häufiger vom Auswärtigen Amt betont, dass sie auch für das Auswärtige Amt
spreche. Könnten Sie uns das also vielleicht noch einmal erklären?

Wenn Sie sagen, dass der Putschversuch am 15. Juli ein Angriff auf die
türkische Demokratie war, ist dann das, was seitdem passiert ist, für die
Bundesregierung auch ein Angriff auf die Demokratie?

Frau Demmer, haben Sie keinen Plan B oder wollen Sie uns keinen Plan B
nennen?

Schäfer: Ich habe zu den Aussagen von Frau Kofler eigentlich all das
gesagt, was ich sagen kann und auch sagen wollte. Frau Kofler hat in ihrer
Funktion als Menschenrechtsbeauftragte und Beauftragte der Bundesregierung
für Humanitäre Hilfe eine ganz besondere Rolle und ist in ihrer Rolle
nicht, wie ich es wäre, ein zu eins in die Hierarchie der Bundesregierung
eingebunden. Deshalb kann ich nur das wiederholen, was ich gesagt habe: Es
steht der Menschenrechtsbeauftragten frei, das zu sagen, was sie für
richtig hält.

Sie haben zur Kenntnis genommen, was die Bundesregierung beziehungsweise
was Frau Demmer und ich zu den Aussagen von Frau Kofler gesagt haben, und
es wird Ihnen aufgefallen sein, dass wir dabei nicht hundertprozentig
identisch sind. Das ändert überhaupt nichts an der wichtigen Rolle und der
wichtigen Stimme, die Frau Kofler für die Bundesregierung in
Menschenrechtsangelegenheiten und Angelegenheiten der humanitären Hilfe in
Deutschland und in der Welt erhebt.

Zu Ihrer zweiten Frage: Ich glaube, auch was Demokratie angeht, haben wir
es mit ein wenig unterschiedlichen Narrativen zu tun. Ich erinnere mich an
mein Jurastudium. Da war Demokratie nach den Vorstellungen der Väter und
Mütter des Grundgesetzes so etwas wie die freiheitlich-demokratische
Grundordnung - Demokratie beinhaltete also sozusagen alles, was uns wichtig
ist: Rechtsstaat, Sozialstaat und vieles mehr -, während Demokratie in der
Vorstellung und Definition von anderen im Grunde die Herrschaft der
Mehrheit ist. So ist das ja einmal in Griechenland erfunden worden.

Wenn in der Türkei von einem Angriff auf die Demokratie die Rede ist, dann
ist das, glaube ich, eher in letzterem Sinne gemeint, nämlich so, dass eine
von Verfassungs wegen vorgesehene demokratische Ordnung durch Gewalt von
Militärs hinweggefegt worden sollte. Wenn das das Verständnis der
Verantwortlichen in der Türkei oder derjenigen ist, die in der Türkei ihre
Stimme erheben, dann kann ich das nachvollziehen.

Nach unserem Verständnis von Demokratie gehört ganz viel mehr dazu. Deshalb
würden wir das, was wir in den letzten Tagen und Wochen von dieser Stelle
und von anderer Stelle aus über unsere Sorgen und Nöte im Hinblick auf die
Entwicklung der Rechtsstaatlichkeit in der Türkei gesagt haben, vielleicht
auch unter den Begriff Demokratie subsumieren wollen. Damit ist dann aber
nicht notwendigerweise ein Dissens in der Sache gemeint.

SRS'in Demmer: Ich würde gerne noch einmal auf etwas hinweisen, weil immer
wieder der Eindruck entsteht, es gehe hierbei um ein deutsch-türkisches
Abkommen. Es geht um ein EU-Türkei-Abkommen, und wir gehen weiterhin davon
aus, dass das umgesetzt wird.

Zusatzfrage: Der Plan kommt ja aus dem Kanzleramt. Darum ist die Frage also
berechtigt.

Frau Demmer, Sie sagten am Montag, die Bundeskanzlerin habe erst vor
wenigen Tagen darauf hingewiesen, dass es im gegenseitigen Interesse sei,
dass nicht vor unseren Augen täglich Menschen in der Ägäis ertrinken. Vor
wessen Augen sollen die Menschen denn ertrinken?

Herr Schäfer, Sie haben den Putschversuch ja einen Angriff auf die
Demokratie genannt. Die Frage war: Ist das, was seitdem passiert ist, auch
ein Angriff auf die Demokratie? Das habe ich nicht verstanden.

SRS'in Demmer: Ich gehe davon aus, dass das eine rhetorische Frage war, die
ich jetzt hier nicht beantworte.

Zuruf : Nein!

Schäfer: Ich mache mir Ihre Wortwahl nicht zu eigen. Das, was ich - - -

Zuruf : Das ist Ihre Wortwahl! Die haben Sie vor fünf Minuten benutzt!

Schäfer: Sie haben mich gefragt: Ist das ein Angriff auf die Demokratie?
Meine Antwort lautet: Ich mache mir Ihre Wortwahl nicht zu eigen, sondern
ich habe das dazu gesagt, was ich darauf zu antworten für richtig hielt.

Frage: Herr Fichtner, Ihre Ministerin hat ja den Entwurf des
Bundesverkehrswegeplans als unausgereift bezeichnet. Heute hat sie der
endgültigen Fassung zugestimmt. Heißt das, dass ihre ursprünglichen
Bedenken gegen den Bundesverkehrswegeplan von Minister Dobrindt ausgeräumt
sind?

Fichtner: Vielen Dank für die Frage. Es ist richtig: Die Ministerin hat
heute im Kabinett zugestimmt. Ihr war es besonders wichtig, dass die
Schiene und die Straße bei den Neubaumitteln erstmals gleich ausgestattet
sind. Beide bekommen in der relevanten Kategorie des vordringlichen Bedarfs
jeweils 18,3 Milliarden Euro an Ausbaumitteln. Das haben beide Minister in
der vergangenen Woche im Gespräch erreicht, und das hat es Umweltministerin
Hendricks ermöglicht, heute auch zuzustimmen.

Der zweite Punkt, den wir hervorheben würden, wäre das gemeinsame
Bekenntnis zum Ausbau von Radschnellwegen.

Frage: Herr Fichtner, die Opposition - vor allen Dingen die Grünen - sagt
ja, dieser Verkehrswegeplan sei mit dem Ziel des Klimaschutzes
beziehungsweise des Klimaplans nicht vereinbar. Ist das, was sich die
Bundesregierung an Klimazielen gesetzt hat, aus Sicht der Umweltministerin
mit dem deckungsgleich, was der Verkehrswegeplan jetzt enthält?

Fichtner: In Paris ist mit dem Klimaschutzabkommen ja nicht beschlossen
worden, dass es in Zukunft keine Straßen mehr geben wird. Worauf es jetzt
ankommt, ist, dass beide Systeme, also sowohl die Schiene als auch die
Straße, faire Ausgangsbedingungen haben. Langfristig werden beide
elektrisch sein. Der Bahnverkehr ist es jetzt schon, und auf der Straße
werden in Zukunft eher Elektroautos fahren. Dabei kommt es darauf an, dass
jetzt beide Systeme zeigen, was sie können, um den Verkehr in Zukunft
klimaneutral zu organisieren.

Frage: Ich habe eine Frage zur Kabinettssitzung an sich: Wer hat sie
geleitet, und wer war da?

SRS'in Demmer: Geleitet hat sie Vizekanzler Sigmar Gabriel. Es waren neun
Kabinettsmitglieder anwesend. Frau Hendricks war da, die Familienministerin
war da. Ich werde das nachreichen.

Schäfer: Der Außenminister war auch da!

Zuruf: Der Außenminister ja offenbar nicht!

SRS'in Demmer: Doch, natürlich! Ich habe gesagt, dass neun
Kabinettsmitglieder da waren, habe zwei aufgezählt und wollte hier nicht
herumstottern. Ich werde gleich eine Liste erhalten, und dann kann ich das
ordentlich vorlesen. Ist das gut?

Vorsitzender Szent-Iványi: Dann warten wir noch darauf. - Dann sind wir mit
den Kabinettsthemen erst einmal durch und haben noch zwei aktive
Äußerungen, Frau Demmer und Herr Schäfer!

SRS'in Demmer: Am 5. August beginnen mit der Eröffnungsfeier im
Maracanã-Stadion in Rio de Janeiro die Olympischen Spiele. Sie
dauern bis zum 21. August. Die Paralympischen Spiele finden vom 7. bis zum
18. September ebenfalls in Rio de Janeiro statt.

Rio de Janeiro ist die erste Stadt in Südamerika und die zweite in
Lateinamerika, die Gastgeber der Spiele sein wird. In Rio kämpfen mehr als
10 Athletinnen und Athleten aus mehr als 200 Nationen in 28 Sportarten um
die Medaillen. Für Deutschland gehen rund 420 Sportlerinnen und Sportler an
den Start.

Die Bundesregierung wünscht allen Athletinnen und Athleten erfolgreiche
Wettkämpfe und interessante Begegnungen mit Sportlerinnen und Sportlern aus
aller Welt. Wir freuen uns auf friedliche und faire Olympische und
Paralympische Spiele.

Frage: Welche Mitglieder der Bundesregierung werden während der Olympischen
Spiele vor Ort sein? Wird die Kanzlerin hinfahren, oder ist ihr das wurst?

SRS'in Demmer: Die Kanzlerin wird nicht hinfahren.

Zusatzfrage: Der Sportminister vielleicht?

Plate: Wenn es Termine gibt, die mitzuteilen sind, dann teilen wir sie dann
mit, wenn sie mitzuteilen sind. Bis jetzt sind die Spiele ja jedenfalls
auch noch gar nicht losgegangen.

Schäfer: Bei dem, was ich Ihnen zu sagen habe, geht es leider nicht so
friedlich wie in Rio zu. Ich möchte Ihnen über die heute stattgefundenen
und bekannt gewordenen Verletzungen des internationalen Sanktionsregimes
durch Nordkorea berichten. Die Bundesregierung verurteilte die jüngsten
Raketenstarts Nordkoreas mit aller Deutlichkeit und in aller Schärfe.
Abermals hat sich Nordkorea über ein ganz klares Verbot des Sicherheitsrats
der Vereinten Nationen hinweggesetzt. Mit dem Abschuss einer Rakete in
Richtung Japan und dem Aufkommen des Geschosses nur 250 Kilometer nördlich
der Küste Japans hat Pjöngjang offensichtlich mit voller Absicht die
Sicherheit eines anderen Staates gefährdet. Das ist ein gefährlicher Akt
der Provokation. Damit erreicht die Qualität der nordkoreanischen
Provokationen ein neues Ausmaß.

Ich wiederhole das, was die internationale Gemeinschaft in diesem Jahr
bereits mehrfach betonen musste: Pjöngjang verstößt mit seinen Raketentests
in eklatanter Weise gegen völkerrechtlich bindende Resolutionen des
Sicherheitsrats der Vereinten Nationen. Nordkorea darf keine ballistischen
Raketen testen oder starten. Dieses verantwortungslose Verhalten Nordkoreas
bewirkt vor allem eines, nämlich dass der Druck und die Beharrlichkeit der
internationalen Gemeinschaft zum Widerstand gegen diese untersagten und
gefährlichen Aktivitäten weiter zunimmt. Wir werden dies - dessen können
Sie gewiss sein - den Nordkoreanern auch direkt über die dafür vorhandenen
Kanäle sehr deutlich machen.

Zusatzfrage: Herr Schäfer, wenn Sie von einem neuen Ausmaß sprechen, ist
das dann so zu verstehen, dass es so schlimm wie noch nie ist? Werden Sie
den nordkoreanischen Botschafter wie im Januar einbestellen?

Schäfer: Es ist in der Tat etwas Neues, dass die Nordkoreaner jetzt nicht
mehr davor haltmachen, nach den Regeln des Meeresrechtes Japan zugehörige
Meeresgebiete zu treffen oder jedenfalls in die Nähe davon zu geraten. Das
ist tatsächlich eine neue Qualität, die wir nur verurteilen können.

Sie haben recht: Deutschland gehört zu den wenigen Staaten, die noch
weiterhin diplomatische Beziehungen mit Nordkorea pflegen. Das gibt uns die
Gelegenheit, dem Botschafter Pjöngjangs hier in Berlin zu sagen - so oder
ähnlich, wie ich es Ihnen gerade auch gesagt habe -, was wir von dem
Verhalten seiner Regierung und seines Staates halten.

Zusatzfrage: Aber er wird nicht einbestellt?

Schäfer: Das haben wir jetzt alle zwei Tage. Ich gehe durchaus davon aus,
dass der nordkoreanische Botschafter in absehbarer Zeit - sagen wir
vielleicht morgen früh - zu einem Gespräch ins Auswärtige Amt gebeten
werden könnte. Wenn Sie das dann "Einbestellung" nennen, hätte ich nichts
dagegen.

Frage: Herr Schäfer, ich hätte ganz gerne nach den Konsequenzen gefragt.
Wenn Sie sagen, dass eine neue Qualität erreicht sei, dann ist ja
möglicherweise auch bei der Antwort der internationalen Gemeinschaft eine
neue Qualität nötig. Was wäre die Ihrer Meinung nach?

Sehen Sie Länder wie China in einer besonderen Verantwortung, denen ja
vorgeworfen wird, dass sie Nordkorea immer noch auf die eine oder andere
Weise unterstützen?

Schäfer: Der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen trägt sozusagen die
Hauptverantwortung oder die Hauptlast einer angemessenen Reaktion auf das,
was Nordkorea getan hat. Dabei kommt es dann insbesondere auf die ständigen
Mitglieder des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen an, namentlich China.
Mit Unterstützung Chinas ist es uns gelungen, bei den letzten Verstößen
Nordkoreas das Sanktionsregime gegen Nordkorea zu verschärfen und deutlich
auszuweiten. Das befindet sich jetzt bereits in der Umsetzung.

Ich glaube, dafür, jetzt bereits etwas Konkretes anzukündigen, wäre es zu
früh. Aber Sie können sicher sein, dass sich die Bundesregierung in New
York und anderswo mit ihren Partnern auch darüber ins Benehmen setzen wird -
 im Übrigen auch mit den Partnern in Europa -, um zu überlegen, wie man
Nordkorea deutlich machen kann, wie die internationale Gemeinschaft das
Verhalten Pjöngjangs einschätzt.

SRS'in Demmer: Zur Kabinettssitzung verlese ich die Namen flüssig und in
der Reihenfolge: Steinmeier, von der Leyen, Schwesig, Gröhe, Dobrindt,
Hendricks, Wanka, Altmaier und Özoguz.

Frage: Die israelische Regierung hat den Bau von neuen Siedlungen
beziehungsweise die Vergrößerung von alten illegalen Siedlungen
angekündigt. Der amerikanische Außenminister Kerry hat das scharf
verurteilt. Wie schätzt die Bundesregierung solch einen schweren Schlag für
die angekündigten Friedensgespräche ein?

Schäfer: Wir haben es in den letzten Wochen mehrfach erlebt, dass die
zuständigen israelischen Behörden auch mit Zustimmung der israelischen
Regierung Bauprojekte jenseits der grünen Grenze genehmigt oder ins Werk
gesetzt haben. Sie haben, wenn Sie die Haltung der Bundesregierung
aufmerksam verfolgen, jedes Mal gesehen, dass die Bundesregierung nicht
müde wird, gemeinsam mit Partnern - auch unseren Partnern in Washington -
darauf hinzuweisen, dass diese Aktivitäten aus unserer Sicht nicht nur
völkerrechtswidrig sind, sondern auch ein zusätzliches Hindernis für die,
wie Sie richtig sagen, notwendigen und erforderlichen Friedensgespräche
zwischen Israel und den Palästinensern sind. Sie können ganz gewiss sein,
dass das auch unsere Botschaft in unseren Kontakten mit der israelischen
Regierung sein wird.

Frage: Wie laufen die Kontakte zur israelischen Regierung denn ab?
Netanjahu ist dort doch immer noch Außenminister. Gibt es da also eine
Gesprächsbereitschaft? Bestellt man da auch einmal den israelischen
Botschafter ein?

Schäfer: Von einer Einbestellung kann ich Ihnen nichts berichten. Aber es
ist tagtägliches Geschäft in den grundsätzlich guten, vertrauensvollen und
engen Beziehungen zwischen Deutschland und Israel, dass es zwischen
verantwortlichen Politikern der jeweiligen Regierung, aber natürlich auch
tagtäglich zwischen den diplomatischen Vertretern beider Länder intensive
und sehr engagierte Kontakte gibt, im Übrigen weit über die Frage des
Siedlungsbaus hinaus. Das ist ein ganz wichtiges Thema, aber im Umgang und
in den Kontakten, Gesprächen und Beratungen mit der israelischen Regierung
gibt es eine Fülle von Themen, die wir gerne und immer wieder besprechen.

Zusatzfrage: Ein Thema ist immer die Zwei-Staaten-Lösung, die Sie ja
präferieren. Warum ist die Bundesregierung nicht bereit, den
palästinensischen Staat dafür anzuerkennen?

Schäfer: Die Zwei-Staaten-Lösung wird ja nicht nur von der Bundesregierung
präferiert, sie wird auch von den Konfliktparteien präferiert. Das ist in
diesem Fall, glaube ich, das Entscheidende.

Aber richtig ist, dass es in den letzten Jahren nicht gelungen ist, neue
Initiativen aufs Gleis zu setzen, die die Konfliktparteien - Israel und die
Palästinenser - tatsächlich zusammenbringen. Der französische Außenminister
bemüht sich mit Unterstützung der Bundesregierung zurzeit darum, ein neues
Momentum zu schaffen. Der amerikanische Außenminister und die amerikanische
Außenpolitik haben das in den letzten Jahren auch versucht,
bedauerlicherweise ohne großen Erfolg. Das ist aber kein Grund dafür, dabei
nachzulassen, weil, glaube ich, alle der Meinung sind - wir sind es
jedenfalls -, dass der Status quo der Lage, wie sie jetzt ist, auf Dauer
nicht haltbar ist. Wir bleiben dabei, dass nur eine Zwei-Staaten-Lösung,
nämlich eine Lösung, die einen vollwertigen und voll funktionsfähigen
palästinensischen Staat in den zurzeit besetzten Gebieten vorsieht,
wirklichen Frieden zwischen Israel und den Palästinensern und der ganzen
Region befördern kann. Wir werden nicht müde, das auch immer wieder mit den
Konfliktparteien zu besprechen und in der internationalen Gemeinschaft nach
Wegen zu suchen, auf denen man in dieser Richtung vorgehen kann.

Was die Anerkennung Palästinas als Staat angeht, so gibt es da ziemlich
einfache Regelungen. Eine Anerkennung eines Staates erfolgt nach der
Drei-Elemente-Theorie, wenn die Voraussetzungen dafür gegeben sind. Eine
Entscheidung darüber wird die Bundesregierung dann treffen, wenn dieser
Moment gekommen sein wird, dass es tatsächlich einen voll funktionsfähigen
palästinensischen Staat gibt, der auch faktisch die Kontrolle über sein
Staatsgebiet ausüben kann.

Frage: Ich habe eine Frage zu dieser möglicherweise unendlichen Geschichte
des Troubleshootings aus München, Stichwort CSU. Es geht diesmal um die
Rente. Deshalb habe ich eine Frage an das Arbeitsministerium. Bayerns
Sozialministerin Müller sagt, dass die CSU von der Lebensleistungsrente,
also einem Projekt dieser Koalition, nichts wissen will. Wörtliches Zitat:
"Wir lehnen sie ab." Was sagen denn das Arbeitsministerium und Frauen
Nahles dazu?

Ehrentraut: Ich danke Ihnen für die Frage und bitte gleichzeitig um
Verständnis dafür, dass ich hier nicht jede einzelne Kommentierung für oder
gegen die solidarische Lebensleistungsrente kommentiere. Wir bleiben dabei:
Die Einführung der solidarischen Lebensleistungsrente ist im
Koalitionsvertrag vereinbart worden. Wir arbeiten derzeit an einem Entwurf
der Regelung zur Umsetzung des Vorhabens, und diese Arbeiten sind noch
nicht abgeschlossen. Wir planen weiterhin, dass wir noch in diesem Jahr
einen entsprechenden Vorschlag vorlegen werden.

Zusatzfrage: Heißt das, Frau Müller in München kann sagen, was sie will,
und Sie hier in Berlin ziehen das durch, oder wie muss ich mir das
vorstellen?

Ehrentraut: Wir halten uns an das, was im Koalitionsvertrag steht, und
darin steht, dass wir einen entsprechenden Vorschlag machen werden. Daran
werden wir uns halten.

Frage: Frau Demmer, Donald Trump hat sich zur Bundeskanzlerin geäußert und
erklärt, dass er erwarte, dass sie nicht wieder gewählt werde. Sehen Sie
solche Äußerungen allein im Kontext des US-Wahlkampfes, oder wie bewerten
Sie solche Äußerungen?

SRS'in Demmer: Wir kommentieren den Wahlkampf in den USA nicht.

Frage: Herr Schäfer, zur Ukraine: Die UN haben heute bekannt gegeben, dass
in der Ostukraine im Juli so viele Zivilisten wie seit einem Jahr nicht
mehr getötet wurden. Dazu hätte ich ganz gerne eine Bewertung.

Ich hätte dann auch ganz gerne gewusst, woher Ihr Minister dann dennoch den
Optimismus nimmt, dass man vielleicht bis September bei den Gesprächen der
Konfliktparteien ein entscheidendes Stück vorankommen könne.

Schäfer: Die Lage und der Konflikt in der Ostukraine sind in den letzten
Monaten - verständlicherweise angesichts dessen, was überall sonst wo auf
der Welt los ist - etwas aus der Öffentlichkeit, jedenfalls aus den
Tageszeitungen verschwunden.

Die Lage und der Konflikt in der Ostukraine sind allerdings nicht von der
Agenda des Außenministers und des Auswärtigen Amtes verschwunden. In den
letzten zwölf Wochen hat es wirklich intensivste diplomatische Bemühungen
im Normandie-Format mit Kiew und Moskau an der Seite unserer Partner in
Paris gegeben, um Fortschritte zu erzielen. Weil ohne Sicherheit im Grunde
alles nichts ist, bleibt die vielleicht wichtigste Baustelle die
Herstellung von Sicherheit und ein Ende der Gewalt im Osten der Ukraine.

Wir erleben es immer wieder - die täglichen Berichte der
OSZE-Beobachtermission zeigen das in aller Dramatik -, dass wir wirklich
weit davon entfernt sind, von einem tragenden, nachhaltigen und dauerhaften
festen Waffenstillstand ausgehen zu können. Sondern wir erleben tagtäglich,
dass es Verletzungen der Verpflichtungen der Minsker Vereinbarungen mit der
Folge gibt, dass nicht nur Zivilisten, sondern auch Kämpfende auf beiden
Seiten tagtäglich zu Schaden kommen. Das ist furchtbar; das ist dramatisch.
Es zeigt, dass alles andere als ein Nachlassen unserer Bemühungen das
völlig Falsche wäre. Ich kann Ihnen versichern: Es hat viele Reisen und
auch viele Gespräche in Minsk, Moskau, Kiew, Paris und anderswo mit dem
Ziel gegeben, die Konfliktparteien und insbesondere Moskau und Kiew dazu zu
bringen, sich zu bewegen, die festgefahrenen Positionen aufzugeben, die
einer Umsetzung von Minsk im Wege stehen. Dabei werden wir auch nicht
nachlassen.

Das ist der Grund dafür, dass Herr Steinmeier, der selber immer sagt, dass
er ganz sicher nicht aufgeben und jedes Steinchen umdrehen wird, wenn es
dabei hilft, den Konflikt in der Ostukraine zu überwinden, der Meinung ist,
dass es überhaupt keinen Grund gibt aufzugeben. Sondern im Gegenteil: Das,
was da passiert, und auch die Waffenstillstandsverstöße sind Ansporn für
ihn und die Bundesregierung, weiter mit aller Kraft dafür zu arbeiten, dass
wir diesen Konflikt im Herzen Europas, wie man sagen kann, tatsächlich
irgendwann zunächst eindämmen und dann auch überwinden.

Zusatzfrage: Wenn es eine steigende Zahl von Toten und auch von toten
Zivilisten gibt, stellt sich ja die Frage nach der Verantwortung. Da Sie
mit beiden Konfliktparteien reden, welche Seite ist denn nach Ihren
Erkenntnissen dieses Mal für diesen starken Anstieg der Toten
verantwortlich?

Schäfer: Sie können sich sicher denken, dass es dazu in Moskau und in Kiew
durchaus unterschiedliche Vorstellungen gibt. Wir halten uns an diejenigen,
die dazu berufen sind, aus neutraler Position ein gutes und vor allen
Dingen ein Urteil zu fällen, das auf tatsächlichen Beobachtungen vor Ort
beruht. Das ist die OSZE-Beobachtermission, die ja für die Öffentlichkeit
zugänglich regelmäßig, ja tagtäglich Berichte verfasst. Eine aufmerksame
Lektüre der täglichen Berichte der OSZE-Beobachtermission lässt erkennen,
dass keine der Seiten unschuldig ist und die Waffenstillstandsverletzungen
letztlich von beiden Seiten kommen.

Ich glaube, es bringt nichts, hier miteinander Prozentzahlen abzuwägen,
weil es furchtbar schwierig ist, das wirklich im Detail sagen zu können. Es
gibt, glaube ich, wenig Zweifel daran, dass beide Seiten - die Separatisten
in Donbass, aber auch die ukrainischen Sicherheitskräfte - immer wieder
Waffenstillstandsverletzungen beginnen.

Frage: Eine Frage an das Bundesfinanzministerium. Wir haben gestern gehört,
dass Bayern Volkswagen verklagen will. Erwägt auch das
Bundesfinanzministerium rechtliche Schritte gegen VW?

Kalwey: Vielen Dank. - Wir haben uns gestern schon dazu geäußert. Der Bund
plant keine rechtlichen Schritte gegen Volkswagen. Der Bund hat für seine
Beschäftigen unter anderem einen Versorgungsfonds, der durch die Deutsche
Bundesbank nach Maßgabe der Anlagerichtlinien verwaltet wird, die
federführend vom BMI gemeinsam mit dem BMF erlassen werden. Demnach dürfen
bis zu 10 Prozent der Mittel in Aktien investiert werden. Diese Mittel
werden nicht in einzelne Aktien, sondern in Indexfonds investiert.

Zusatzfrage: Es ist durch VW-Aktien zu keinen Schäden gekommen?

Kalwey: Mir liegen dazu keine Erkenntnisse vor. Wie gesagt, wir
beabsichtigen nicht, rechtliche Schritte einzuleiten. Wir haben, wie
gesagt, auch nicht in einzelne Aktien, sondern über Indexfonds höchstens
indirekt investiert.

Frage: Herr Nannt, erst einmal die Erinnerung, dass Sie uns seit Montag
noch nicht gesagt haben, warum die Bundeswehr-Redaktion am Wochenende Angst
vor rechten Demonstranten hatte.

Meine Frage bezieht sich aber jetzt auf die Definition des Begriffs
"terroristische Großlage". Sie konnten uns keine Definition nachreichen.
Sie haben geschrieben: "Ob ein Terrorangriff eine katastrophische Dimension
hat und damit einen besonders schweren Unglücksfall darstellt, kann nur
anhand der konkreten Umstände im jeweiligen Einzelfall bewertet werden."
Beim Amoklauf in München wurde die Bundeswehr in Bereitschaft gesetzt. Ist
Ihr Verteidigungsministerium davon ausgegangen, dass in München eine
katastrophische Dimension vorlag? Woran haben Sie das gemessen?

Nannt: Die Frage hatten wir schon letzte Woche Montag ausführlich
behandelt. Es war am Freitag, wie gesagt, eine sehr unklare Lage. In den
ersten Stunden war überhaupt nicht klar, welche Dimension das hatte. Erst
später hat sich herausgestellt, dass es zum Glück ein Amoklauf war.
Ansonsten kann ich auf meine Antwort verweisen. Ich habe in der letzten
Woche am Montag wirklich ausführlich dazu Stellung genommen. Es war in der
vorletzten Woche ein Amoklauf.

Zusatz: Das heißt, Sie sind vom Schlimmsten ausgegangen und dachten: Okay,
wir wissen nicht, was los ist, also gehen wir sofort von einer Katastrophe
aus.

Nannt: Lesen Sie bitte die Protokolle.

Zusatz: Sie haben uns jetzt erst die Definition geliefert. Darauf basierend
habe ich noch einmal die Frage gestellt.

Nannt: Ich sehe jetzt aber keine Weiterführung der Aussagen, die ich letzte
Woche Montag gemacht habe.

Zuruf : Das ist eine Verständnisfrage!

Nannt: Ich habe es Ihnen gerade gesagt: Es war an dem besagten Freitag
völlig unklar, um was für eine Dimension es sich gehandelt hat.

Zusatzfrage: Deshalb sind Sie vom Schlimmsten ausgegangen?

Nannt: Deswegen haben wir vorsorglich die Kräfte in Bereitschaft gesetzt,
um gegebenenfalls - ich wiederhole jetzt das mit den gleichen Worten, was
ich letzte Woche Montag gesagt habe; Sie können das alles nachlesen -,
genauso und möglichst schnell zu handeln. In einer gefährlichen Situation
hat man keine Chance, Zeit zu verschwenden. Es geht hier um den Schutz der
Bevölkerung. Wenn dort ein Handeln notwendig wäre, wenn es sich um eine
ganz andere Dimension gehandelt hätte und die Polizei überhaupt den Bedarf
erklärt hätte - das ist der wesentliche Punkt: die Polizei ist entscheidend
und kann nur werten, ob sie Unterstützung braucht -, dann wäre es
vielleicht bei einer anderen Dimension zu einem Einsatz gekommen. Aber es
war nicht dieser Fall.

Zusatzfrage : Wann gibt es die Antwort zur Bundeswehr-Redaktion?

Nannt: Auch dazu habe ich Ihnen an diesem Antwort gegeben.

Zuruf : Ne!

Nannt: Ich bin nicht Sprecher der Bundeswehr - das ist ein Missverständnis -
, ich bin Sprecher des Verteidigungsministeriums. Ich sitze hier in der
Bundespressekonferenz, um ministerielles Handeln zu (erläutern). Das heißt,
einfach einmal platt ausgedrückt: Ich weiß nicht, was in 1500
Liegenschaften der Bundeswehr passiert. Dafür gehe ich nicht jeden Tag da
durch. Trotzdem haben wir als Serviceleistung für Sie, weil Sie ja gefragt
hatten, nachgehakt: Es war eine Absicherungsmaßnahme.

Zusatzfrage : Wofür?

Nannt: Dazu, wofür und wie wir etwas in Bezug auf Absicherungsmaßnahmen
machen, sage ich hier in dieser Runde nichts. Das ist Usus. Das wissen Sie
auch.

Frage: Eine Frage an das Wirtschaftsministerium. Ich wollte nur fragen, ob
Sie uns den Termin nennen können, wann im Wirtschaftsministerium
entschieden wird, ob Rechtsmittel in der Tengelmann-Affäre eingelegt
werden.

Braams: Vielen Dank für die Frage. - Ich kann Ihnen derzeit sagen, dass wir
prüfen, welche Rechtsmittel wir einlegen werden. Diese Prüfung läuft noch.
Wir werden natürlich ordnungsgemäß und fristgerecht in dieser bestimmten
Frist antworten. Die Frist beträgt einen Monat, und der Fristablauf ist der
12. August.

Vorsitzender Szent-Iványi: Herr Plate hat noch eine Nachlieferung.

Plate: Es kam gerade die Frage auf, wie viele Dublin-Rücküberstellungen es
aus anderen EU-Staaten nach Deutschland gegeben hat. Die Gesamtzahl der
nach Deutschland überstellten Personen betrug im ersten Halbjahr 6657. Ich
habe einfach einmal darum gebeten, nur die top Fünf herauszusuchen, weil
das eine Riesentabelle ist. Die meisten waren aus Schweden: 2200,
Niederlande: 803, Schweiz: 961, Finnland: 536, Norwegen: 520.

Frage: Ich wollte zur Situation in Aleppo kommen. Herr Schäfer, wie ist die
Situation vor Ort aus Sicht der Bundesregierung? Wer kämpft da gegen wen?

Schäfer: Es gibt in die Teile der Stadt Aleppo, die von der dem
Assad-Regime nicht genehmen Opposition bewohnt und belebt werden, zurzeit
keinen freien Zugang nach außen. Deshalb hat Herr Steinmeier bereits am
vergangenen Freitag darauf hingewiesen, dass eine furchtbare humanitäre
Katastrophe droht, wenn es nicht der internationalen Gemeinschaft gelingt,
Druck auf das Assad-Regime und andere, die das bislang verhindern,
auszuüben, um einen solchen humanitären Zugang in die Teile der Stadt
Aleppo sicherzustellen, die belagert, eingeschlossen und eingekesselt sind.

Er hat sich in dem Zusammenhang auch ausdrücklich an Moskau gewandt und
Moskau aufgefordert, das Seine zu tun, um die öffentlich angekündigten
sogenannten humanitären Korridore, die eher so etwas wie von der syrischen
Armee und den Russen kontrollierte Fluchtwege sind, in die Hände der
Vereinten Nationen zu geben, damit die Vereinten Nationen das tun können,
was ihre Aufgabe ist und wozu sie auch bereit und in der Lage sind, nämlich
die Menschen in Aleppo zu versorgen.

Was die Kämpfe angeht, so haben wir es auf der einen Seite mit der
syrischen Armee und auch der Luftwaffe und auf der anderen Seite mit im
eingekesselten Teil von Aleppo vielleicht bis zu 300 Menschen zu tun, von
denen man einige Tausend wohl als Kämpfer unterschiedlicher Couleur
bezeichnen kann. Da gibt es solche, die sich vormals Al-Nusra zugehörig und
loyal fühlten und zum Teil von Al-Qaida waren. Da ist es vor Kurzem zu
Abspaltungen gekommen, bei denen man davon ausgehen kann, dass sie eher
politischer und nicht so sehr religiöser oder militärischer Natur gewesen
sind. Es gibt auch andere Kräfte, die dagegen auch mit der Verwendung
militärischer Mittel bereit und in der Lage sind, sich gegen die Angriffe
der syrischen Armee und ihrer Verbündeten zur Wehr zu setzen.

Zusatzfrage: Welchen Kräften drückt die Bundesregierung in Aleppo die
Daumen?

Schäfer: Wir stehen an der Seite derjenigen, die in großer humanitärer
Gefahr sind. Wir arbeiten wirklich sehr intensiv seit vielen Tagen mit all
denjenigen zusammen - zum Beispiel in der humanitären Taskforce in Genf -,
die genau wie wir echte Sorge darum haben, dass die Hundertausende von
Menschen in Aleppo ein furchtbares Schicksal erleiden könnten. Wir arbeiten
daraufhin und sind selbstverständlich auch bereit, dafür finanzielle oder
sonstige Mittel bereitzustellen, dass eine humanitäre Versorgung dieser
eingekesselten Menschen dort tatsächlich erfolgen kann.

Dabei gilt dann unser Aufruf noch einmal an all diejenigen, die tatsächlich
handlungsfähig sind - dazu gehört ganz sicher das Assad-Regime und sein
Militärapparat, dazu gehört aber auch Russland -, alles zu tun, dass es die
von mir beschriebene mögliche furchtbare humanitäre Katastrophe nicht gibt.

SRS'in Demmer: Ich möchte das gerne unterstreichen. Die Lage in Aleppo ist
dramatisch. Zu den ungefähr 300 Menschen, die von der Versorgung
abgeschnitten sind, gehören auch jede Menge Kinder. Es droht eine
humanitäre Katastrophe. Eine Lösung wird natürlich nur mit Russland möglich
sein, und deshalb steht Russland hier in besonderer Verantwortung. Das
Anbieten von ungesicherten Fluchtkorridoren durch Russland bei
gleichzeitiger fortgesetzter Bombardierung der Stadt, die ja immer auch
wieder Krankenhäuser trifft, ist inakzeptabel und zynisch.

Die Bundesregierung verurteilt die drohende Belagerung von Aleppo auf das
Schärfste und fordert die Kriegsparteien, insbesondere die syrische und die
russische Regierung, zu einem sofortigen Waffenstillstand im ganzen Gebiet
von Aleppo auf.

Mittwoch, 3. August 2016

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 3. August 2016

https://www.bundesregierung.de/Content/DE/Mitschrift/Pressekonferenzen/2016/08/2016-08-03-regpk.html

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Dorotheenstr. 84, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 272-0, Fax: 030 18 10 272-25 55

E-Mail: internetpost@bpa.bund.de

Internet: www.bundesregierung.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. August 2016 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FDP





EUROPA/1502: Den Beitrittsprozess der Türkei zur EU endlich beenden


fdk - freie demokratische korrespondenz - 4. August 2016

LAMBSDORFF: Den Beitrittsprozess der Türkei zur EU endlich
beenden



Berlin. Zu den Türkei-Äußerungen des österreichischen Bundeskanzlers
Christian Kern erklärt das FDP-Präsidiumsmitglied und Vizepräsident
des Europäischen Parlaments ALEXANDER GRAF LAMBSDORFF:

"Bundeskanzlerin Merkel sollte den österreichischen Bundeskanzler
unterstützen und sich ebenfalls dafür einsetzen, den Beitrittsprozess
der Türkei zur EU endlich zu beenden. Nach dem Putschversuch und den
überzogenen Gegenmaßnahmen von Präsident Erdogan ist der
Beitrittsprozess endgültig zu einem diplomatischen Zombie geworden:
Er ist längst tot und findet dennoch keine Ruhe. Kein ernst zu
nehmender Akteur glaubt noch daran, dass die Türkei eines Tages Teil
der EU werden kann - weder in Ankara noch in Brüssel.

Die Freien Demokraten rufen Präsident Erdogan dazu auf, zu
Rechtsstaatlichkeit, Pluralismus und demokratischer Regierungsführung
zurückzukehren. Dann müssen beide Seiten anstelle eines gescheiterten
Prozesses eine auf gegenseitigem Respekt und gemeinsamen Interessen
gründende Agenda für die Zusammenarbeit entwickeln. Europa und die
Türkei sind und bleiben Nachbarn, auch in schwierigen Zeiten sind
unsere Schicksale miteinander verwoben."
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EUROPA/1501: Jagland hat dem Europarat und der Staatengemeinschaft einen Bärendienst erwiesen


fdk - freie demokratische korrespondenz - 4. August 2016

BEER: Jagland hat dem Europarat und der Staatengemeinschaft einen
Bärendienst erwiesen



Berlin. Zu den Äußerungen des Generalsekretärs des Europarats
Thorbjørn Jagland erklärt die FDP-Generalsekretärin NICOLA
BEER:

"Mit seinen Äußerungen in Ankara hat Thorbjørn Jagland dem
Europarat und der internationalen Staatengemeinschaft einen
unfassbaren Bärendienst erwiesen. Statt als Hüter der europäischen
Menschenrechtskonvention aufzutreten, zeigt er Verständnis für die
?Säuberungsaktionen? durch Erdogan. Das ist eine unverantwortliche
Verletzung seiner Amtspflichten, ist doch der Europarat die einzige
europäische Organisation mit verbindlichen rechtlichen Regeln und
eigenem Menschenrechtsgerichtshof.

Für die Freien Demokraten ist es unerlässlich, dass die Prozesse
gegen die Putschisten von internationalen Organisationen, wie
beispielsweise der OECD beobachtet werden. Die Einleitung dieser
Beobachtermission hätte Jagland unbedingt voranbringen und auf die
dazu nötige Einladung seitens der Türkei beharren müssen. Ebenso
wichtig wäre es gewesen, angesichts der Bilder von misshandelten und
gedemütigten Verhafteten in Ankara deutlich gegen die Folter und die
Todesstrafe einzutreten."
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BAYERN/4647: SPD begrüßt finanzielle Besserstellung von hochgradig sehbehinderten Menschen (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 4. August 2016

SPD begrüßt finanzielle Besserstellung von hochgradig sehbehinderten
Menschen

Sprecherin für Menschen mit Behinderung Waldmann: Ausdauernder Einsatz von
SPD und Verbänden brachte den Erfolg



Die SPD-Sprecherin für Menschen mit Behinderung, Ruth Waldmann, begrüßt,
dass künftig auch hochgradig sehbehinderte Menschen in Bayern Blindengeld
erhalten sollen. "Hochgradig sehbehinderte Menschen sind in ihrem Alltag
oft ebenso stark eingeschränkt wie Blinde, haben aber bisher keinen
Ausgleich erhalten. Ich freue mich, dass der ausdauernde Einsatz von SPD,
Verbänden und vielen wohlmeinenden Menschen Erfolg hatte", erklärt
Waldmann. Die Münchner Abgeordnete hatte sich mehrfach dafür eingesetzt,
das Blindengeld auszuweiten, unter anderem 2014 mit dem Gesetzentwurf zur
Änderung des Blindengeldgesetzes (PDF, 367 kB)

Die Staatsregierung hat auf ihrer Klausurtagung in St. Quirin beschlossen,
ab 2018 jährlich zwölf Millionen Euro für diese Personengruppe in den
Haushalt einzustellen. Derzeit leben in Bayern 6200 sehbehinderte Menschen.
Das Blindengeld beträgt 629,99 Euro pro Monat.

Eine weitere Personengruppe darf aus der Sicht von Waldmann nicht vergessen
werden: Menschen mit hochgradiger Sehbehinderung (höchstens fünf Prozent
Sehschärfe auf dem stärkeren Auge) sowie damit verbundener Taubheit oder an
Taubheit grenzender Schwerhörigkeit. Sie erhalten derzeit keine
Ausgleichsleistungen. Auch das sollte sich nach Meinung von Waldmann
ändern.
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HAMBURG/3711: "Feindstrafrecht" - Oberlandesgericht Hamburg verurteilt kurdischen Politiker (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 3. August 2016

"Urteil des OLG Hamburg beruht auf Feindstrafrecht"



Das Oberlandesgericht Hamburg hat heute den kurdischen Politiker
Bedrettin Kavak, der bereits in der Türkei 24 Jahre inhaftiert war und
vielfach schwer gefoltert wurde, zu drei Jahren Haft verurteilt.
"Dieses Urteil hat wenig mit Gerechtigkeit zu tun", erklärt dazu
Martin Dolzer, justizpolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE in
der Hamburgischen Bürgerschaft. "Faktisch wurde Kavak keine Straftat
in der Bundesrepublik vorgeworfen, sondern zur Last gelegt, dass er
Demonstrationen organisierte und Konflikte in der kurdischen Community
schlichtete. Die Richter teilen zwar die Einschätzung der
Verteidigung, dass in der Türkei staatliche Kräfte systematische
Menschenrechtsverletzungen und Kriegsverbrechen gegen Kurd_innen
begehen und mit dem Islamischen Staat zusammenarbeiten. Trotzdem
sprechen sie der kurdischen Bevölkerung - anders als zum Beispiel dem
ANC in Südafrika zu Zeiten der Apartheid - das Recht ab, sich dagegen
zu verteidigen. Das ist absurd."

Grundlage des Urteils ist § 129b StGB, wofür das
Bundesjustizministerium eine Verfolgungsermächtigung erteilen musste.
"Hier werden durch die Aufhebung der Gewaltenteilung Strafrecht und
Gerichte im Rahmen eines Feindstrafrechts für politische Interessen
missbraucht", kritisiert Dolzer. "Statt weiter auf ein
geostrategisches Bündnis mit dem Despoten Erdogan zu setzen, der nach
dem Putschversuch jegliche Opposition ausschalten will, muss die
Bundesregierung anerkennen, dass die Selbstverwaltungsstrukturen in
Rojava (Nordsyrien), die HDP und die PKK diejenigen Kräfte im
Mittleren Osten sind, die am wirksamsten gegen den Islamischen Staat
kämpfen und für Frieden, Demokratie und ein respektvolles Miteinander
aller Bevölkerungsgruppen sowie gegen systematisches staatliches
Unrecht eintreten."

DIE LINKE fordert deshalb die Aufhebung des PKK-Verbots und die
Aufhebung der Verfolgungsermächtigung gemäß § 129b StGB. "Sämtliche
wegen § 129b inhaftierten Kurd_innen sollten sofort frei gelassen
werden", so Dolzer.

Zum Hintergrund

Im Prozess gegen Bedrettin Kavak hatte die Staatsanwaltschaft vier
Jahre Haft gefordert, die Verteidigung Freispruch. Ihm wurde keine
konkrete Straftat in Deutschland vorgeworfen. Mit § 129b StGB machte
ihn die Bundesanwaltschaft für das Agieren der PKK in der Türkei
verantwortlich. Die Verteidigung hatte während des Prozesses die
Menschenrechtsverletzungen und Kriegsverbrechen der türkischen
Staatsorgane minutiös aufgezeigt. Die drei Richter erkannten als
Tatsache an, dass es in der Türkei systematisches Unrecht gibt,
trotzdem hätten die Kurd_innen nicht das Recht, sich bewaffnet zu
verteidigen. Im Verlauf des Verfahrens lehnten sie nahezu jeden Antrag
der Verteidigung ab.

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 3. August 2016

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/2810: Bundesweiter Masterplan für den Stromnetzausbau notwendig (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom Donnerstag, 04. August
2016

Bundesweiter Masterplan für den Stromnetzausbau notwendig

Dr. Norbert Nieszery: Konsequenter Ausbau der Erneuerbaren Energien zahlt
sich für M-V aus



Mecklenburg-Vorpommern war im Jahr 2014 das Bundesland mit dem höchsten
Anteil Erneuerbarer Energien an der Stromerzeugung. Hierzu erklärt der
Vorsitzende der SPD-Landtagsfraktion, Dr. Norbert Nieszery:

"Wir segeln vor dem Wind. Weit vor der Reaktorkatastrophe in Fukushima 2011
haben wir die Weichen für den konsequenten Ausbau der Erneuerbaren Energien
in Mecklenburg-Vorpommern gestellt. Das zahlt sich aus. Mittlerweile
besteht der bei uns erzeugte Strom zu über 63 Prozent aus Ökostrom (2014).
Diese Quote dürfte sich im letzten Jahr noch einmal erhöht haben.

Wir haben trotz allem einen Ausbau mit Augenmaß vorgenommen. Vorgetragene
Bedenken von Bürgern und Gemeinden sind abgewogen worden und wir haben
stets ein vernünftiges Planungs- und Beteiligungsverfahren durchgeführt.
Mit dem Beteiligungsgesetz sorgen wir bundesweit erstmalig dafür, dass
betroffene Gemeinden und Bürger an den Gewinnen von Windkraftanlagen an
Land beteiligt werden müssen.

Die SPD-geführte Landesregierung hat die Energiewende immer auch als große
wirtschaftspolitische Chance für unser Land gesehen und entsprechend
gehandelt. Ich bin stolz darauf, dass mittlerweile rund 15.000 Jobs in M-V
im Bereich der regenerativen Energien entstanden sind. Auch hier ist die
Tendenz steigend.

Für die erfolgreiche weitere Gestaltung der Energiewende muss jetzt
schleunigst der Ausbau des Stromnetzes forciert werden, um den Strom aus
dem windreichen Norden in die industriellen Kerne im Westen und Süden
Deutschlands transportieren zu können. Ich erwarte deshalb von der
Bundesregierung, umgehend einen Masterplan für den Trassenausbau
vorzulegen. Wenn der Strom nicht zu den Industrieunternehmen kommt, müssen
ansonsten die Industrieunternehmen zum Strom kommen. Wir werden jedenfalls
zügig und unbürokratisch Flächen ausweisen, um stromintensive Firmen nach
Mecklenburg-Vorpommern zu holen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin
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AGRAR/214: Einsatz von besonders wirksamen Antibiotika muss reduziert werden


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 4. August 2016

Arbeitsgruppe: Ernährung und Landwirtschaft

Einsatz von besonders wirksamen Antibiotika muss reduziert werden



Wilhelm Priesmeier, agrarpolitische Sprecher:

Nach Angaben des Bundesamtes für Verbraucherschutzes und
Lebensmittelsicherheit hat sich die Abgabemenge von Antibiotika in der
Tierhaltung zwischen 2011 und 2015 von 1.706 auf 837 Tonnen halbiert,
jedoch stieg gleichzeitig die verabreichte Menge von Reserveantibiotika
drastisch an. So wurden zum Beispiel letztes Jahr 82 Prozent mehr
Fluorchinolone verordnet als noch in 2011 und der Einsatz von
Cephalosporinen ist alleine von 2014 auf 2015 um 52 Prozent gestiegen.

"Die Zahlen verdeutlichen, dass wir bei der Antibiotikareduktion in der
Tiermedizin auf dem richtigen Weg sind. Doch wir haben nichts gewonnen,
wenn zwar in der Summe die Menge der verabreichten Antibiotika sinkt,
gleichzeitig aber Reserveantibiotika häufiger verordnet werden. Wir
brauchen daher effektivere Maßnahmen und Regelungen, um gezielter die
Abgabe von Antibiotika auf das tatsächlich notwendige Maß zu reduzieren.
Hier sind Tierhalter, Veterinäre und Politik gleichermaßen gefragt. So sind
weitere Anstrengungen für ein besseres Hygiene- und Gesundheitsmanagement
in den Ställen, eine effektivere Arzneimittelüberwachung und ein klarerer
Rechtsrahmen dringend notwendig.

Vor diesem Hintergrund muss zukünftig über die Tierärztliche
Hausapotheken-Verordnung geregelt werden, dass Tierärzte Reserveantibiotika
im Rahmen der Umwidmung nur in begründeten Ausnahmefällen einsetzen dürfen
und Antibiogramme erstellen. Hier dürfen sich Bund und Länder nicht länger
gegenseitig blockieren. Mehr als zwei Jahre Verhandlungen sind genug.

Außerdem müssen auch die Mortalitätsraten der Nutztierbestände in die
Gesamtbewertung der Betriebe mit einfließen. Nur so bekommt man ein klares
Bild über die tatsächliche Situation im Tierbestand. Darüber hinaus muss
die Bundesregierung zügig EU-Recht umsetzen und eine verpflichtende,
tierärztliche Bestandsbetreuung gesetzlich vorgeben. Wir brauchen pro
Betrieb einen verantwortlichen Tierarzt, der den Überblick hat."

Copyright 2016 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 473 vom 4. August 2016
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FORSCHUNG/1028: Innovative Ansätze zur Verarbeitung lokaler Lebensmittel in Subsahara-Afrika und Südostasien (idw)


Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung (BLE) - 03.08.2016

Innovative Ansätze zur Verarbeitung lokaler Lebensmittel in Subsahara-Afrika 
und Südostasien



Das Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) fördert
Forschungskooperationsprojekte mit innovativen Ansätzen zur
Lebensmittelverarbeitung von deutschen Agrar- und
Ernährungsforschungseinrichtungen mit Partnern in Subsahara-Afrika und
Südostasien. Die BLE betreut die Projekte als Projektträger (ptble).

Die Forschungsvorhaben zum Thema "Innovative Ansätze zur Verarbeitung
lokaler Lebensmittel in Subsahara-Afrika und Südostasien, die zu einer
verbesserten Ernährung beitragen sowie qualitative und quantitative
Verluste reduzieren" sollen sich vor allem mit leicht verderblichen
Lebensmitteln pflanzlichen, tierischen und pilzlichen Ursprungs sowie mit
saisonalen Überschüssen beschäftigen.

Der Schwerpunkt liegt bei lokalen Früchten, Gemüse und Eiweiß
(pflanzlichen und tierischen Ursprungs). Dabei soll unter anderem auch das
Potential von vernachlässigten Kulturarten oder traditionell genutzten
Produkten und Kombinationen der genannten Kategorien für Innovationen
genutzt werden.

Gefördert wird die Erforschung von Lösungsansätzen, die zu folgenden
Zielen beitragen:

• Erhalt von Nährstoffgehalt, Haltbarkeit und Sicherheit von Lebensmitteln,
Endprodukte sind gesunde, nährstoffreiche Lebensmittel;

• Reduktion von saisonbedingter Ernährungsunsicherheit und Lebensmittel- und
Nährstoffverlusten;

• effizientere, insbesondere zeitsparende, Zubereitung gesunder Mahlzeiten.

Sowohl technologische als auch organisatorische, sozio-kulturelle und/oder
sozio-ökonomische Fragestellungen sowie Kombinationen davon können durch
die vorliegende Förderbekanntmachung bearbeitet werden.

Die Skizzen können bis zum 1. Dezember 2016 bei der BLE eingereicht
werden. Weitere Informationen zu der Bekanntmachung sowie die Unterlagen
gibt es unter folgendem Link:

http://www.ble.de/DE/05_InternationaleZusammenarbeit/09_InternationaleForschungszusammenarbeit/01_Forschungskooperationen_Welternaehrung/Bekanntmachung.html?nn=2303656

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1079

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung (BLE),

Tassilo Frhr. v. Leoprechting, 03.08.2016
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MELDUNG/095: Trotz Anschlagsserie - freiwillige Flüchtlingshelfer lassen nicht nach (idw)


Bertelsmann Stiftung - 04.08.2016

Trotz Anschlagsserie: freiwillige Flüchtlingshelfer lassen nicht
nach



Die Gewalttaten in mehreren deutschen Städten erschüttern das Land. Die
Täter sind junge Männer, drei von ihnen Flüchtlinge. Jetzt umso wichtiger:
Das freiwillige Engagement in Deutschland ist weiterhin stark und
entscheidend für die Integration der Geflüchteten in die Gesellschaft. Die
vielfach spontan entstandenen Initiativen vor Ort gründen Vereine und
strukturieren sich professioneller.

Gütersloh, 04. August 2016. Durch die wachsende Zahl an Geflüchteten hat
in Deutschland das freiwillige Engagement deutlichen zugenommen.
Insbesondere 2015 sind zahlreiche neue Initiativen entstanden. Laut der
qualitativen Studie "Koordinationsmodelle und Herausforderungen
ehrenamtlicher Flüchtlingshilfe in den Kommunen" sind die Helfer weiterhin
im Einsatz und hoch motiviert. Die Studie wurde vom Berliner Institut für
empirische Integrations- und Migrationsforschung (BIM) an der Berliner
Humboldt-Universität im Auftrag der Bertelsmann Stiftung durchgeführt.

"Die Studie zeigt, dass viele Initiativen inzwischen dabei sind, sich zu
institutionalisieren und beispielsweise Vereine gründen. Das ist wichtig,
damit Engagement langfristig wirkt", sagt Brigitte Mohn, Vorstand der
Bertelsmann Stiftung. Die engagierten Helfer in Deutschland übernehmen in
der Flüchtlingsarbeit unter anderem Aufgaben, die normalerweise der Staat
leisten müsste, wie zum Beispiel die Versorgung mit Lebensmitteln,
Kleidung und Wohnraum. Weiterhin besonders wichtig bleibt ihr Einsatz als
Brücke zwischen den Geflüchteten und den Behörden. Beispielsweise
übernehmen sie wichtige Lotsen-Funktionen, begleiten Geflüchtete bei
Behördengängen, bei ersten Schritten in Schulen und Praktika oder führen
frühzeitige Sprachförderung unabhängig vom Status der Flüchtlinge durch.
So sorgen sie dafür, dass geflüchtete Menschen Angebote zur Integration
überhaupt wahrnehmen können.

Freiwillig Engagierte brauchen Unterstützung von Kommunen

Gleichzeitig brauchen die freiwillig Engagierten die Unterstützung durch
hauptamtliche Mitarbeiter auf Seiten der Kommunen, um sich auf die
Integration konzentrieren zu können und eine Entlastung bei den zentralen
Personen zu erreichen. "Das vielfältige Engagement ist und bleibt zentral
für die Integration der geflüchteten Menschen", sagt Bettina Windau,
Leiterin des Bereiches "Zukunft der Zivilgesellschaft" bei der Bertelsmann
Stiftung. Windau weiter: "Damit dies langfristig gelingt, müssen Wege
gefunden werden, um vor Ort das Engagement koordinierend zu unterstützen.
Gleichzeitig müssen Autonomie und Mitsprache der Engagierten und der
Geflüchteten geachtet werden."

Wie Hilfe vor Ort funktioniert

Die Forscher haben in der Studie drei Formen, wie die Zusammenarbeit
zwischen Stadt und Initiativen vor Ort organisiert wird, identifiziert:
Nach dem ersten Modell übernehmen vor allem einzelne Menschen ehrenamtlich
die Koordination in den Städten oder Stadtteilen. Ihre Aufgaben reichen
von der Einführung neuer Engagierter in die Initiativen über die
Vermittlung konkreter Hilfsangebote bis zur Beantragung von Fördermitteln.
Diese Koordination zwischen Behörden und Geflüchteten ist oft ein
Vollzeitjob. Der Vorteil: Der Koordinator weiß genau, was Geflüchtete und
Engagierte brauchen. Der Nachteil: Schnell kann es hierbei zu einer
Überlastung einzelner Personen kommen.

Beim zweiten Modell handelt es sich um eine Netzwerk-Koordination. Hierbei
gibt es keinen einzelnen, zentralen Akteur, sondern die Aktiven treffen
ihre Entscheidungen an runden Tischen. Der Vorteil: Die
Netzwerkkoordination ermöglicht Austausch auf Augenhöhe. Der Nachteil: Es
gibt keinen zentralen Ansprechpartner. Entscheidungen brauchen viel Zeit
und Geduld. Hinzu kommt, dass die Augenhöhe zwischen Freiwilligen und 
Behörden-Mitarbeitern selten erreicht wird. Vor allem Engagierte, aber auch
Geflüchtete erleben ihre Teilnahme nicht selten als Alibi.

Das dritte Modell bildet die zentrale Koordinationsstelle in der
Kommunalverwaltung. Hier gibt es einen hauptamtlichen Ansprechpartner, dem
entsprechend Kompetenzen und Mittel zur Verfügung stehen. Seine
Hauptaufgaben: Bedarfe und Angebote zusammenbringen, Informationen
bündeln, Fördermittel, Austausch und Fortbildungen organisieren. Damit die
Arbeit der zentralen Koordinierungsstelle wirkt, muss sie unabhängig
arbeiten können und von den Initiativen akzeptiert sein. Außerdem sollte
sie auf die Unterstützung der Initiativen ausgerichtet sein.

Freiwilliges Engagement ist der Kitt der Gesellschaft

Die Studie gibt einen Hinweis darauf, dass anscheinend viele Initiativen
in Deutschland nicht nur als Hilfe für die Geflüchteten entstanden sind,
sondern auch, um die Willkommenskultur zu stärken und als Zeichen
gegenüber Andersgesinnten zu demonstrieren. "Gerade jetzt nach den
Gewalttaten der vergangenen Wochen, an den offenbar auch Flüchtlinge
beteiligt waren, sind die engagierten Freiwilligen eine zentrale Stütze.
Denn: Durch ihre Arbeit wird in den Kommunen eine positive Stimmung
gegenüber Geflüchteten erhalten. Diese Dimension des Engagements hat
politische Wirkung gegen rechte Stimmungsmache. Die Gruppen und Vereine
stärken somit den Zusammenhalt der Gesellschaft", sagt Windau. Städte und
Gemeinden sind gut beraten, auch künftig Koordinationsstellen aufzubauen
und freiwilliges Engagement öffentlich mehr anzuerkennen. Denn
ehrenamtliche Helfer leisten einen wichtigen Beitrag für das Zusammenleben
in Deutschland. Koordinationsstellen stärken das Potenzial und die
Wertschätzung der Zivilgesellschaft insgesamt.

Zusatzinformationen

Die Studie "Koordinationsmodelle und Herausforderungen ehrenamtlicher
Flüchtlingshilfe in den Kommunen" wurde vom Berliner Institut für
empirische Integrations- und Migrationsforschung (BIM) an der 
Humboldt-Universität zu Berlin im Auftrag der Bertelsmann Stiftung durchgeführt.
Dabei sind in 17 Kommunen deutschlandweit 25 qualitative Interviews
geführt, sowie ein Workshop mit ehrenamtlichen und hauptamtlichen
Koordinatoren umgesetzt worden. Die Erhebung fand zwischen Januar und März
2016 statt.

Weitere Informationen unter:

http://www.fluechtlingsdialoge.de

http://www.bertelsmann-stiftung.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution605

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bertelsmann Stiftung, Jochen Lange, 04.08.2016
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E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. August 2016 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





INTERNATIONAL/299: Peru - Welche Großprojekte bevorzugt der neue Präsident? (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Peru

Welche Großprojekte bevorzugt der neue Präsident?



(Lima, 13. Juli 2016, servindi) - Vor kurzem wurde eine Liste mit
Großprojekten für die Infrastruktur veröffentlicht, in welche die
Regierung von Pedro Pablo Kuczynsky in den kommenden fünf Jahren
investieren wird. Es handelt sich insgesamt um 17 Vorhaben - sechs
davon sind Direktinvestitionen des Staates; in elf Fällen werden
Konzessionen an den Privatsektor vergeben. Das Gesamtvolumen der
Projekte liegt bei 79,15 Milliarden US-Dollar. Die staatlichen
Investitionen werden auf 47,85 Milliarden US-Dollar geschätzt, während
die des privaten Sektors auf 31,3 Milliarden US-Dollar geschätzt
werden. Man erhofft sich durch diese Maßnahmen mehr als 1,5 Millionen
zusätzliche Arbeitsplätze.

Dies legte das Dokument "Der Wandel beginnt. Der Traum der kommenden
Generationen" dar, das "Centrum", das Business Center der Päpstlichen
Katholischen Universität Perus, erstellt hat. Es skizziert die
wichtigsten Pläne, die die Partei "Peruanos Por el Kambio
(Peruaner*innen für den Wechsel)" in den kommenden fünf Jahren ihrer
Regierungstätigkeit umzusetzen plant. So die Informationen der
Tageszeitung Peru 21.


Die umfangreichsten Projekte

Betrachtet man die Investitionsvolumen, so sind die teuersten Vorhaben
sowohl der Wiederaufbau von staatlichen Schulen und Sportzentren als
auch die Gaspipeline des Südens - beide kosten jeweils etwa 15
Milliarden US-Dollar. Es folgen Bauprojekte zur Anbindung von vier
Millionen Familien an Trinkwasser und Kanalisationssysteme; diese
belaufen sich auf etwa 10 Milliarden US-Dollar. Bei allen handelt es
sich um staatliche Investitionen.

Auf der anderen Seite sollen für die zehn wichtigsten
Wasserkraft-Projekte etwa 15 Milliarden US-Dollar im privaten Sektor
investiert werden.


Welche Regionen werden beteiligt?

Aufgrund ihrer Größe umfassen sowohl die staatlichen als auch die
privaten Projekte mehrere Regionen. Im Süden stehen
Wasserkraft-Projekte sowie die südliche Gaspipeline im Vordergrund und
betreffen die Regionen von Cusco, Puno, Arequipa, Moquegua und Tacna.

Im Norden sind hauptsächlich die Region von Cajamarca und das
Amazonasgebiet für Wasserkraft-Projekte vorgesehen. Außerdem soll es
mehrere Bauprojekte für Zufahrtsstraßen geben, wie das "Programm für
Straßen zwischen Küste und Bergen" (welches 30 Täler und die
Küstenregion umfasst). Für letztgenanntes Projekt sollen 500 Millionen
US-Dollar an Investitionen aus dem privaten Sektor bereit gestellt
werden.

Bei einigen Projekten handelt sich sich um neue Vorhaben, an anderen -
wie dem letztgenannten - hat man bereits gearbeitet und sie werden
jetzt reaktiviert. Diesbezüglich erklärte der neue Premierminister
Perus, Fernando Zavala: "Wir müssen Projekte sicherstellen, die
Investitionen fördern. Aber innerhalb eines legalen Rahmens und einer
sozialen Verantwortung".

Eine Liste aller Projekte:

http://peru21.pe/multimedia/imagen/t-387557

und ihre Lage:

http://peru21.pe/multimedia/imagen/t-387560


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/welche-grossprojekte-bevorzugt-der-neue-praesident/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.
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MELDUNG/658: Die Güteklasse chinesischer Patente sinkt im internationalen Vergleich (idw)


Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung GmbH (ZEW) - 03.08.2016

Die Güteklasse chinesischer Patente sinkt im internationalen
Vergleich



China präsentiert sich bei Patentanmeldungen als Enfant Terrible. War
das Reich der Mitte lange als Kopierweltmeister ausländischen geistigen
Eigentums berüchtigt, so nutzt das Land seit der Jahrtausendwende immer
stärker Patente zum Schutz eigner Erfindungen und gehört heute zu den
weltweit führenden Patentnationen. Das Zentrum für Europäische
Wirtschaftsforschung (ZEW), Mannheim, und die German Graduate School of
Management and Law (GGS), Heilbronn, haben gemeinsam einen Qualitätsindex
entwickelt, der internationale Vergleiche ermöglicht.

Der weltweite Weg, ein Patent anzumelden, führt über den Vertrag über die
Internationale Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Patentwesens oder "Patent
Cooperation Treaty" (PCT). China hat bei PCT-Anmeldungen weltweit
mittlerweile Platz drei erreicht und damit Deutschland überholt. Da der
Patentanstieg einerseits durch steigende Forschungs- und
Entwicklungsausgaben von Unternehmen flankiert ist, aber andererseits auch
durch Subventionen oder politische Zielvorgaben getrieben sein könnte,
fragt sich: Was sind chinesische Patente tatsächlich wert?

Die Studie hat nun mit dem sogenannten ISR-Index ein Qualitätsmaß
entwickelt, das internationale Vergleiche ermöglicht. Grundlage dafür sind
die Patentzitationen bei PCT-Anmeldungen. Diese Zitationen werden in
internationalen Prüfberichten ("International Search Reports, ISR")
gelistet. Der Qualitätsvergleich findet anhand dieser Berichte zwischen
chinesischen und nicht-chinesischen PCT-Anmeldungen statt, wobei die
nicht-chinesischen Anmeldungen fast ausschließlich aus Ländern mit hohem
Einkommen stammen, also den führenden Technologienationen. Dabei zeigt der
ISR-Index, dass Chinas Patentqualität nicht an die der
Hocheinkommensländer herankomm: Chinesische Patente weisen neben einer
Qualitätslücke im Vergleich zu Hocheinkommensländern auch einen
Qualitätsrückgang über die Zeit auf.

"Für den Zeitraum von 2001 bis 2009 erreichen die chinesischen 
PCT-Anmeldungen nur 34 Prozent des Qualitätsniveaus von nicht-chinesischen
Anmeldungen", erläutert Dr. Philipp Böing, Wissenschaftler am ZEW und
Autor der Studie. Darüber hinaus sinke die Qualität im
Untersuchungszeitraum deutlich. "Die chinesische Patentexpansion geht klar
zu Lasten der Qualität", fasst Böing die Ergebnisse der Studie zusammen.


Weitere Informationen unter:

http://www.zew.de/PM4638

Link zur Pressemitteilung

http://ftp.zew.de/pub/zew-docs/dp/dp16048.pdf

Direktdownload der Studie in englischer Sprache

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution857
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung GmbH (ZEW), 

Felix Kretz, 03.08.2016

WWW: http://idw-online.de
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UNTERNEHMEN/2586: "INVEST" - Förderprogramm für Wagniskapital bisher erfolgreich (idw)


Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung GmbH (ZEW) - 03.08.2016

"INVEST" - Förderprogramm für Wagniskapital bisher erfolgreich



Das vom Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWi) gestartete
Förderprogramm "INVEST - Zuschuss für Wagniskapital" ist mit insgesamt
fast 29 Millionen Euro aktiviertem Beteiligungskapital durchaus eine
Erfolgsgeschichte. Seit dem Programmstart im Mai 2013 haben insgesamt
1.253 Privatinvestoren 536 junge innovative Unternehmen mit einer
Wagniskapitalinvestition in Höhe von 104 Millionen Euro gefördert. Die
Vorteile des Programms liegen dabei in der Marktorientierung und dem
klaren Fokus auf Privatinvestoren und junge Unternehmen. Zu diesen
Ergebnissen kommt ein Gutachten des Zentrums für Europäische
Wirtschaftsforschung (ZEW) im Auftrag des BMWi.

Mit INVEST soll mehr privates Wagniskapital von Privatinvestoren
mobilisiert werden, um junge Unternehmen in Deutschland bei der
Finanzierung in der schwierigen Frühphase zu unterstützen. Die Investoren
erhalten einen steuerfreien Zuschuss in Höhe von 20 Prozent der von ihnen
eingebrachten Investitionssumme, die sich auf eine Obergrenze von 250.000
Euro pro Jahr und Investor oder insgesamt einer Million Euro pro Jahr und
Unternehmen beläuft.

Dabei hat INVEST auch einen signifikanten Mobilisierungseffekt auf der
Angebotsseite des Beteiligungsmarktes für Wagniskapital. So kann bei rund
einem Fünftel der geförderten Erstinvestoren davon ausgegangen werden,
dass sie erst durch INVEST zu einer Beteiligungsinvestition in ein junges
Unternehmen angeregt wurden. So investierten diese Investoren eine
zusätzliche Wagniskapitalsumme von insgesamt rund 14 Millionen Euro in
junge Unternehmen. Aber auch bereits aktive private
Wagniskapitalinvestoren wurden durch das Programm zu zusätzlichen
Investitionen von insgesamt 14,5 Millionen angeregt.

Die Zahlen verdeutlichen, dass die steuerfreie Förderung durch INVEST die
Investitionskalkulation potenzieller Anleger so verändert, dass mehr und
höhere Investitionen lohnend erscheinen. Zu diesem positiven Effekt trug
auch die Lage auf den Finanzmärkten bei, da sich Anlagen in Finanztitel
oder Schuldverschreibungen gegenwärtig nicht rentieren, sodass
Investitionen in Realkapital relativ günstiger geworden sind.

Im Unterschied zu vielen öffentlichen Förderprogrammen findet die Auswahl
der Unternehmen ausschließlich durch die Privatinvestoren statt. "Dieser
marktgerechte Mechanismus hat sich bewährt", sagt Dr. Sandra Gottschalk,
Wissenschaftlerin am ZEW und Mitautorin des Gutachtens. So zeichnen sich
die geförderten Unternehmen durch deutlich überdurchschnittliche
Innovationsaktivitäten sowie eine stark auf Wachstum ausgerichtete
Unternehmensstrategie aus.

Somit fließen die Investitionen in eben solche Jungunternehmen, von denen
am wahrscheinlichsten ein hohes Wachstum und deutliche Beiträge zur
Beschäftigung zu erwarten sind. "Dadurch haben die beteiligten Unternehmen
gute Chancen, weiteres Wagniskapital durch andere private Anleger zu
erhalten und sind in der Lage, den immensen Kapitalbedarf im Zeitraum der
Forschung und Produktentwicklung zwischen Gründung und Marktreife und die
daran anschließende Wachstumsphase zu finanzieren", erklärt Gottschalk.

Die positiven Effekte sind auch dem klaren INVEST-Konzept zu verdanken. So
zeichnet sich das Programm durch eine Konzentration auf Privatinvestoren
und nicht auf institutionelle Anleger aus. Im Fokus stehen junge
Unternehmen. Und die Auswahl wird ausschließlich durch "den Markt"
gesteuert. Es ist zu wünschen, dass diese klare Konzeption beibehalten
wird und nicht eine zu große Öffnung des Programms vorgenommen wird.


Weitere Informationen unter:

http://www.zew.de/PM4644 

- Link zur Pressemitteilung

http://ftp.zew.de/pub/zew-docs/gutachten/Evaluation_INVEST_20160616.pdf

- Direktdownload des Gutachtens

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution857
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung GmbH (ZEW), Felix Kretz, 03.08.2016
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VERKEHR/1448: Höhere Benzinpreise animieren zum Umstieg auf das Rad - aber nur in Städten (idw)


Rheinisch-Westfälisches Institut für Wirtschaftsforschung e.V.
- 03.08.2016

Höhere Benzinpreise animieren zum Umstieg auf das Rad - aber nur in
Städten



Ein Anstieg der Benzinpreise um einen Euro würde die Nutzung von
Fahrrädern in privaten Haushalten um 14,4 Prozentpunkte erhöhen,
allerdings nur in urbanen Räumen. In ländlichen Räumen ist dagegen kein
signifikanter Effekt zu erwarten. Das ist eines der zentralen Ergebnisse
einer aktuellen RWI-Studie, der rund 16 300 Beobachtungen zum
Mobilitätsverhalten deutscher Haushalte für die Jahre 1999 bis 2013
zugrunde liegen.

Der Radverkehr ist ein wichtiger Bestandteil einer nachhaltigen
Verkehrspolitik. In einer aktuellen Studie hat sich das RWI Leibniz
Institut für Wirtschaftsforschung deshalb mit der Frage beschäftigt,
welche Ansatzpunkte es gibt, die Fahrradnutzung in privaten Haushalten
weiter zu stärken.

Radwegeangebot wird genutzt

Ein zentrales Ergebnis der Studie ist, dass ein Anstieg der Benzinpreise
um einen Euro die Nutzung von Fahrrädern bei privaten Haushalten um 14,4
Prozentpunkte erhöhen würde, allerdings nur in urbanen Räumen. In
ländlichen Regionen würde nicht signifikant stärker auf das Rad
umgestiegen. Ein Grund dafür ist vermutlich, dass dort die Entfernungen
größer sind. Ein weiteres bedeutendes Ergebnis zeigt, dass mit wachsendem
Radwegeangebot die Zahl der zurückgelegten Radkilometer auch statistisch
signifikant höher ausfällt.

Die Politik sollte die Kraftstoffsteuern weiter erhöhen, um den Umstieg
auf das Rad zu fördern

"Auf Basis dieser Ergebnisse schlagen wir vor, die Kraftstoffpreise weiter
zu erhöhen", so die Autoren der Studie, Prof. Manuel Frondel und Prof.
Colin Vance. Dies würde nicht nur die Autofahrer zum Umstieg auf das Rad
bewegen, sondern auch zu zusätzlichen Steuereinnahmen führen. "Diese
Einnahmen könnte die Politik dazu benutzen, das Radfahren sicherer und
angenehmer zu machen, indem sie zum Beispiel in zusätzliche, gut markierte
Radspuren auf den Fahrbahnen investiert, die die Radfahrer deutlich von
den Autofahrern trennen."

Ökologische und gesellschaftliche Vorteile durch mehr Radverkehr


Der Umstieg vom Auto auf das Fahrrad bringt ökologisch wie
gesellschaftlich viele Vorteile: weniger Luftverschmutzung, weniger
Treibhausgase, weniger Lärm, weniger Verkehrsstaus. Radfahren trägt
darüber hinaus zur Verbesserung der Gesundheit bei, erhöht die Mobilität
und ist nicht zuletzt eine Möglichkeit, dem Anstieg bei Benzinpreisen zu
begegnen. Angesichts dieser Vorteile überrascht es nicht, dass sich die
Bundesregierung zum Ziel gesetzt hat, den Anteil der Fahrradnutzung an der
Zahl aller zurückgelegten Wege von heute 10% auf 15% im Jahr 2020 zu
erhöhen. Dies ist ein ambitioniertes Ziel angesichts der Tatsache, dass
sich die insgesamt mit dem Rad zurückgelegte Strecke zwischen 2000 und
2012 bereits um knapp 50% erhöht hat.

Für die Studie haben die Wissenschaftler des RWI die Daten von 14
Jahrgängen des Deutschen Mobilitätspanels (MOP) für die Jahre 1999 bis
2013 ausgewertet. Das Panel ist eine vom Bundesministerium für Verkehr und
digitale Infrastruktur (BMVI) finanzierte, repräsentative Erhebung unter
deutschen Haushalten.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution145
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Rheinisch-Westfälisches Institut für Wirtschaftsforschung e.V.,

Jörg Schäfer, 03.08.2016
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SCHACH-SPHINX/05918: Und die alte Garde trat ab (SB)


Baden-Baden, die schmucke Bäderstadt an der Oos, war mehrmals im 20.
Jahrhundert Schauplatz spannender Schachkämpfe gewesen. Nach 56 Jahren
schachlicher Abstinenz trafen dort 1981 erneut zwei Generationen von
Schachmeistern aufeinander. Aus der alten Garde war es insbesondere
Kortschnoj, dem die Favoritenrolle zuerkannt worde, während aus der
Schar der jüngeren Kaliber vor allem der Engländer Miles und der Ungar
Ribli hervorstachen. Die Geschichte wiederholte sich in Baden-Baden.
Das alte Blut mußte dem frischeren und ungetrübteren weichen.
Kortschnoj verlor gleich zwei Partien, und zwar gegen den Saarländer
Bastian und den Amerikaner Firmian, was ihm in früheren Tagen nie und
nimmer passiert wäre. Miles, der wie Ribli 9,5 Punkte aus 13 Partien
erwirtschaftete, jedoch in der Feinbewertung vorne lag, konnte mit
einem nagelneuen Mercedes 200, das war nämlich der Hauptpreis, nach
Hause fahren. Für Ribli, der sich hervorragend geschlagen hatte, soll
es nachträglich einen Trostpreis geben. Im heutigen Rätsel der Sphinx
soll seine Partie gegen den jungen jugoslawischen Meister Stajcic
gewürdigt werden. Ribli hatte zuletzt 1.Ld4xf6 gespielt und sah sich
plötzlich mit dem Zwischenzug 1...Sc4-a5 konfrontiert. Ob der
Jugoslawe da weise entschieden hatte, Wanderer?






[image: SCHACH-SPHINX/05918: Und die alte Garde trat ab (SB)]



Ribli - Stajcic

Baden-Baden 1981


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Die Rache ging nach hinten los, und so wie Timoschtschenko erlitt auch
Dorfman mit der Klaus-Junge-Variante Schiffbruch: 30...Ld6-e5 31.Tc3-
c5! Td5xc5 32.La7xc5! widerlegt die schwarze Neuerung. Dorfman spielte
noch 32...Sa5-c6 33.Dc2-d3+ Kd7-c8 34.Tb1-d1 Sc6-b8 - Rückzug auf
ganzer Linie - 35.Td1-c1 Dg4-a4 36.Lc5-d6+ Sb8-c6 37.Ld6xe5 Th8-d8
38.Dd3-b1 Td8-d5 39.Db1-b8+ Kc8-d7 40.Db8-c7+ Kd7-e8 41.Dc7xc6+ Da4xc6
42.Tc1xc6 Td5xe5 43.Tc6-c8+, gab dann die hoffnungslose Partie auf und
ging erst einmal schlafen.



Erstveröffentlichung am 17. August 2003

04. August 2016
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MELDUNG/2020: Auch das Kleingedruckte gilt (SB)




Santa Cruz drängt auf sofortige Revanche gegen Frampton

Seit wenigen Tagen ist Carl Frampton neuer WBA-Weltmeister im
Federgewicht. Der in 23 Kämpfen ungeschlagene Nordire setzte sich im
Barclays Center in Brooklyn nach Punkten gegen Leo Santa Cruz durch,
der erstmals in seiner Profikarriere den kürzeren gezogen hat. Als
aufmerksamer Beobachter saß Lee Selby am Ring, der im Mai 2015 den
IBF-Titel gewonnen und seither zweimal erfolgreich verteidigt hat. Der
Waliser, für den 23 Siege und eine Niederlage zu Buche stehen, würde
sich gern mit Frampton messen, um die beiden Gürtel zusammenzuführen.
Die Wertschätzung beruht offenbar auf Gegenseitigkeit, da auch der
Nordire großes Interesse an einem Kampf mit diesem Gegner bekundete,
dem er höchsten Respekt zolle. [1]

Weltmeister der WBO in dieser Gewichtsklasse ist der Mexikaner Oscar
Valdez, den Gürtel des Verbands WBC hat derzeit Gary Russell jun. aus
den USA im Besitz. Frampton und sein Manager Barry McGuigan wären wohl
auch einem Vereinigungskampf gegen Russell nicht abgeneigt, während
die Signale hinsichtlich einer Revanche mit Leo Santa Cruz eher
widersprüchlich anmuten. Nach dessen Titelverlust am vergangenen
Wochenende waren die Meinungen geteilt, was die Wertung der
Punktrichter betrifft. Um die Frage zu klären, wer von beiden der
bessere Boxer ist, wäre daher ein Rückkampf, wie ihn Santa Cruz
fordert, durchaus wünschenswert.

Wie schon in seinem vorangegangenen Kampf gegen den Engländer Scott
Quigg gab Frampton auch im Duell mit Santa Cruz nur in den ersten
sechs Runden den Ton an, während er in der zweiten Hälfte ins
Hintertreffen geriet. Als der Kalifornier begann, ihm den Weg
abzuschneiden und den Schlagabtausch aufzuzwingen, wurde es eng für
den Nordiren. Die Selbstkritik des entthronten Champions, er habe es
unterlassen, den Gegner frühzeitig unter Druck zu setzen, bringt das
letztlich kampfentscheidende Versäumnis auf den Punkt. Sollte es zu
einer zweiten Auseinandersetzung kommen und Leo Santa Cruz die
naheliegenden taktischen Konsequenzen ziehen, hätte er gute
Aussichten, sich den Gürtel zurückzuholen.

Wenngleich Frampton im Hochgefühl seines Sieges versicherte, er sei zu
einer Revanche bereit und würde diesen hochklassigen Gegner am
liebsten seinen Landsleuten in Belfast vorstellen, hörten sich die
nachfolgenden Äußerungen seines Teams hinsichtlich eines Rückkampfs
wesentlich verhaltener an. Lee Selby wäre zweifellos eine leichter zu
lösende Aufgabe als Leo Santa Cruz, der Frampton den Titel wieder
abnehmen könnte, bevor er die Ernte seiner neugewonnenen Aufwertung
als Weltmeister eingefahren hat. [2]

Obgleich verschiedene Medien berichteten, der Vertrag zwischen den
beiden Lagern habe eine Rückkampfklausel enthalten, die Santa Cruz in
Anspruch nehmen könne, erklärte Framptons Teams recht vage, man gehe
nicht von einer solchen Vereinbarung aus. Die sarkastische Anmerkung
einiger Kommentatoren, da habe wohl jemand das Kleingedruckte
übersehen, spielte auf die Verwirrung stiftende Wortwahl der Nordiren
an, die natürlich am besten wissen müßten, ob eine solche Klausel
ausgehandelt wurde oder nicht. [2]

Jose Santa Cruz, der Vater und Trainer des gestrauchelten Boxers, ist
der festen Überzeugung, daß sein Sohn den Kampf gegen Carl Frampton
gewonnen habe. Aus diesem Grund strebe man eine Revanche an. Leo habe
hinterher mit seinem Berater Al Haymon gesprochen, der ihm bestätigen
konnte, daß der Vertrag eine Rückkampfklausel enthielt. Unter diesen
Umständen fordere man eine sofortige Revanche, die in drei Monaten in
Los Angeles oder Las Vegas ausgetragen werden könnte. [3]

Sollte damit die offenkundige Meinungsverschiedenheit ausgeräumt sein,
zerschlügen sich Framptons Pläne, vor großer Kulisse und für eine
stattliche Börse in England gegen Lee Selby anzutreten. Für Santa Cruz
ist es von vordringlichem Interesse, den Rückkampf nicht erst
irgendwann im nächsten Jahr auszutragen. Zum einen stünde er im Falle
einer Verzögerung vor dem Problem, die Zwischenzeit zu überbrücken,
zum anderen könnte Frampton den Titel unterdessen an einen anderen
Rivalen wie Lee Selby, Gary Russell oder Oscar Valdez verlieren, was
die Revanche entwerten würde.

Man kann wohl davon ausgehen, daß der Rückkampf entweder in Belfast
oder erneut in New York über die Bühne gehen wird, wo sich Carl
Frampton der Unterstützung einer irischstämmigen Fangemeinde sicher
sein kann. So verständlich der Wunsch im Lager des Gegners sein mag,
in Los Angeles oder Las Vegas anzutreten, werden sich Carl Frampton
und Barry McGuigan nicht darauf einlassen. Würde die Revanche im
Südwesten der USA ausgetragen, hätte Santa Cruz das Publikum auf
seiner Seite. In Brooklyn feuerten die Fans des Nordiren ihren
Favoriten unablässig mit lautstarken Sprechchören und Schlachtgesängen
an. Daß jeder seiner Schläge wie ein Volltreffer bejubelt wurde,
dürfte Eindruck auf die Punktrichter gemacht haben. Leo Santa Cruz
stand jedenfalls mit seinem Einwand nicht allein, daß der Sieg der
Herausforderers im Barclays Center nicht zuletzt auf die Stimmung
zugunsten Framptons zurückzuführen war.


Fußnoten:

[1] http://www.espn.com/blog/dan-rafael/post/_/id/16462/notes-frampton-selby-interested-in-unification-showdown

[2] http://www.boxingnews24.com/2016/08/frampton-may-need-fight-santa-cruz-next/#more-214383

[3] http://www.boxingnews24.com/2016/08/santa-cruzs-father-son-didnt-lose-frampton/#more-214423
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FORSCHUNG/162: Wie sich Athleten gut regenerieren - Ergebnisse aus dem Spitzensport (RUBIN)


RUBIN - Wissenschaftsmagazin

Ruhr-Universität Bochum

Wie sich Athleten gut regenerieren

Ergebnisse aus dem Spitzensport

von Katharina Gregor

2. August 2016

Was macht ein Olympia-Athlet eigentlich nach seinem Wettkampf? Er läuft
noch eine gemütliche Runde, geht in die Sauna oder zur Massage. Wie sich
das auf den Körper auswirkt, haben Sportwissenschaftler untersucht.


Der Schweiß tropft, die Muskeln brennen und der Ehrgeiz ist groß:
Olympische Spiele in Rio de Janeiro. Jahrelang bereiten sich
Spitzensportler auf diesen einen Moment vor. Hartes Training und Disziplin
machen sich hier bezahlt - in Metern bei den Kugelstoßern, Sekunden bei den
Schwimmern und Kilos bei den Gewichthebern. Für die eigene Höchstleistung
sind allerdings nicht nur Trainingseinheiten ausschlaggebend, sondern auch
das, was danach passiert: die Erholungsphase.

Die Regeneration nach einem Wettkampf oder Training ist wichtig.
Muskelarbeit, Konzentration und Schwitzen haben den Körper und die Psyche
stark beansprucht. Der Sportler muss sich erholen, um beim nächsten
Training oder Wettkampf wieder alles geben zu können.

Vom einfachen Ausruhen über Auslaufen bis zur Massage: Es gibt sehr viele
mögliche Maßnahmen. Doch wie erholt sich ein Athlet besonders effektiv? Und
gibt es Maßnahmen, die für alle Sportarten empfehlenswert sind?

Gemeinsam mit Forschern der Universität des Saarlandes und der Universität
Mainz arbeiten der Trainingswissenschaftler Prof. Dr. Alexander Ferrauti
und der Sportpsychologe Prof. Dr. Michael Kellmann an Antworten auf diese
Fragen. In dem Verbundprojekt "Regenerationsmanagement im Spitzensport -
Regman" haben sie über mehrere Jahre Studien dazu durchgeführt.




[image: Infografik - © Agentur der RUB, Weituschat]

Sport wirkt auf Muskelzellen belastend und kann sie beschädigen. Bestimmte
Maßnahmen können dazu beitragen, dass sie sich schneller
regenerieren.

© Agentur der RUB, Weituschat



"Wir mussten zunächst Indikatoren für Ermüdung finden, die spezifisch auf
verschiedene Sportarten und Sportartengruppen anwendbar sind. Schließlich
kann die Belastung je nach Sportart ganz unterschiedlich sein", sagt
Ferrauti. Unter anderem mit Sprungtests, Fragebögen und Blutuntersuchungen
machte das Forscherteam Regenerationsverläufe messbar und überprüfbar.

Mit motorischen Tests, wie den Sprungtests, erfassten die Bochumer
Wissenschaftler die Leistungsfähigkeit der Athleten kurz nach einem
intensiven Training sowie nach der Erholungsphase. Dabei bewerteten sie die
Sprunghöhe und Sprungeffizienz, um auf den Erholungsstatus in der
jeweiligen Phase schließen zu können.

Die Sprungeffizienz ergibt sich aus der Sprunghöhe und der Bodenkontaktzeit
beim Absprung. Ferrauti und Kollegen konnten so untersuchen, ob und wie
durch verschiedene Regenerationsstrategien die Leistung wieder ansteigt.
Hat sich ein Sportler besonders gut erholt, kann er effizienter springen
als direkt nach dem Training.

Zusätzlich zu den Leistungstests führten die Wissenschaftler
Blutuntersuchungen nach den Trainingseinheiten und der Regeneration durch.
Im Blut steigt unter anderem der Wert des Muskelenzyms Creatinkinase an.
Das Enzym ist ein Indikator für Muskelkater. Muskelkater entsteht durch
kleinste Verletzungen in den Muskelzellen. Die Forscher sprechen dabei von
Mikrotraumata. Erst nach mehreren Tagen fallen die Enzymwerte wieder ab.

Das Forscherteam besuchte für die Studie Spitzensportler direkt in ihren
Trainingslagern und Olympiastützpunkten. Es nahmen zum Beispiel die
deutschen Gewichtheber und die Volleyball-Nationalmannschaft der Männer an
dem Regman-Projekt teil.

Mit den Sportlern als Probanden untersuchten die Wissenschaftler, welche
Erholungsmaßnahmen besonders effektiv wirken. Bei den Gewichthebern
verglichen Ferrauti, Kellmann und Kollegen unter anderem die Unterschiede
von aktiver und passiver Erholung. Dafür erhoben die Forscher vor einem
zweitägigen Trainingsblock mit Leistungstests und Blutuntersuchungen die
Daten für den erholten Zustand der Athleten.

Zweimal am Tag trainierten die Probanden. Nach jeder Trainingseinheit
erholten sich die Gewichtheber aktiv oder passiv - je nachdem in welche
Testgruppe sie eingeteilt waren. Für die aktive Erholung nutzten sie ein
Ruderergometer, wie vom Bundestrainer empfohlen. Bei der passiven Erholung
ruhten sich die Kraftsportler einfach aus.

Einen Tag nach dem gesamten Trainingsblock erhoben die Forscher wieder die
Werte, die für die Beurteilung der Regeneration relevant sind. Den gleichen
Trainingsblock begleiteten die Wissenschaftler zwei Wochen später mit
denselben Athleten. Die Sportler, die sich zuvor am Ruderergometer erholt
hatten, nutzten nun die passive Variante und andersherum. Die
Wissenschaftler sprechen hier von einem Cross-Over-Design.

In weiteren Teilstudien untersuchte das Forscherteam andere
Regenerationsmaßnahmen. Sie verglichen passive Regeneration mit
kombinierten Erholungsprogrammen, beispielsweise bestehend aus Stretching,
Massagen und Eiswasserbädern.




[image: Infographik: © Agentur der RUB, Zalewski]

Eine Probandengruppe erholte sich in einer Teilstudie zunächst aktiv und
wechselte nach einer zweiwöchigen Pause zur passiven Erholung. Eine andere
Gruppe machte es genau andersherum.

© Agentur der RUB, Zalewski



Dafür organisierten die Forscher sogar ein Tennisturnier - die Regman-Open.
Sie erfassten dabei die Leistung, Spielergebnisse und die Laufintensität
semiprofessioneller Tennisspieler, um die Wirkung bestimmter
Erholungsstrategien zu untersuchen.

Die Mittelwerte der Blutuntersuchungen und motorischen Leistungstests
zeigten, dass es keine herausragend effektive Regenerationsmaßnahme gibt.
Individuelle Werte wiesen aber darauf hin, dass bei manchen Athleten die
aktive Regeneration oder auch das Eisbad die Leistung steigerte.

Die Athleten nahmen die Massage positiv wahr, auch wenn diese nicht zu
einer Leistungssteigerung führte. Daher sollte das subjektive Empfinden im
Erholungsprozess beachtet werden. Die Ergebnisse machen auch deutlich, dass
Regenerationsmaßnahmen individuell unterschiedlich wirken.

Auch für andere Erholungsstrategien, wie beispielsweise das Tragen von
Kompressionskleidung, zeigten sich ähnliche Ergebnisse. Es gibt daher keine
allgemein wirksame Regenerationsmaßnahme, um Leistung generell steigern zu
können.

"Regeneration ist ein sehr individueller Prozess", sagt Kellmann. Die
Maßnahme, die der Sportler bevorzuge und die zu seiner Sportart passe,
sollte er anwenden. Alexander Ferrauti gibt Beispiele dafür: "Einen
Tennisspieler nach einem Match bei den sehr heißen Australian Open in die
Sauna zu schicken, ist genauso wenig sinnvoll, wie einen Schwimmer in die
Wassertonne zu setzen."

Die Forscher empfehlen den Sportlern, selbst herauszufinden, was ihnen
guttut. "Doch es ist unbedingt notwendig, mehrere Maßnahmen schon vor einem
Turnier oder Wettkampf zu testen und einzuüben", sagt Michael Kellmann. Für
gute Regenerationseffekte ist eine Gewöhnungsphase an neue Maßnahmen von
Vorteil. "Das Wichtigste ist allerdings, dass sich der Sportler darauf
einlässt."

Eine Auswahl an Erholungsstrategien ermöglicht ihm, im Wettkampf auf die
Bedingungen vor Ort zu reagieren. "Denn ein Ruderergometer steht in Rio
wahrscheinlich nicht bei den Gewichthebern in der Umkleide. Sie müssen dann
andere Maßnahmen ergreifen, um sich aktiv zu erholen", so der Bochumer
Forscher.

Auch wenn das Regman-Projekt Ende 2016 ausläuft, verfolgen die
Wissenschaftler ihre Forschung im Regenerationsmanagement weiter. "Wir
wollen eine Toolbox mit Maßnahmen für unterschiedliche Sportarten
zusammenstellen", sagt Kellmann. Die Strategien sollen damit
sportartenspezifisch bewertet werden. Sportler und auch Trainer können sich
so gezielter für bestimmte Maßnahmen entscheiden.

Auch über eine App für Erholungsmanagement denkt das Forscherteam nach. Mit
dieser könnten die Athleten ihren Zustand selbst überprüfen. "Das ist
allerdings noch Zukunftsmusik."


Mehr zum Projekt: 

http://regman.org/broschuere-zum-regman-projekt-jetzt-online/


URL des Artikels auf der RUBIN-Homepage:

http://rubin.rub.de/de/wie-sich-athleten-gut-regenerieren

 * 
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INFOPOOL / SPORT / VERANSTALTUNGEN





KURSUS/996: Unna - "Vital und entspannt mit Yoga", 13 Termine ab 15.9.2016


VHS Aktuell: Vital und entspannt mit Yoga



Kreisstadt Unna. Körperlich und geistig-seelisches Wohlbefinden
verspricht der VHS-Kurs "Yoga: Ein Weg zur Gesundheit" bei der VHS
Unna Fröndenberg Holzwickede. Der Kurs startet am Donnerstag, 15.
September und findet im wöchentlichen Rhythmus von 15.30 bis 17.00 im
zib statt. Die Teilnahmegebühr beträgt 13 Euro.

An 13 Nachmittagen vermittelt die erfahrene Yoga-Lehrerin Brigitte
Baumeister Wissen und Können in dieser Methode. Auch bei Einsteiger
und Einsteigerinnen fördern die Anspannungs-, Dehn- und Atemübungen
sehr schnell Entspannung und Beweglichkeit. Die Übungen stärken die
Muskeln und die Funktionen der Inneren Organe. Die gesamte
Lebensenergie kann fließen und man fühlt sich insgesamt gestärkt.

Im Internet unter www.vhs-zib.de können sich Interessierte schon vor
Veröffentlichung des Programmheftes informieren und anmelden
(Kursnummer E6095).

Informationen und Kontakt:

Studienbereichsleiterin Nicola Biege, Tel.: 02303/ 103 732, 

nicola.biege@stadt-unna.de, Internet: www.vhs-zib.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 28. Juli 2016

Stadt Unna, Pressestelle

Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





KLEINKUNST/622: Witten - René Sydow "Warnung vor dem Munde!" am 28. Oktober 2016


René Sydow "Warnung vor dem Munde!"



Nach seinem ersten, mit 11 Kabarettpreisen ausgezeichneten Programm
GEDANKEN! LOS!, wurde René Sydow von der Presse als der "am lautesten
geflüsterte Geheimtipp" des politischen Kabaretts bezeichnet. Mit
seinem zweiten Solo-Programm löst er dieses Versprechen nun ein. Sydow
läßt die angespitzte Zunge von der Kette und sticht zu: In brandneuen
Texten geht er dem Irrsinn in Politik und TV auf den Grund, nimmt sich
Minister, Medienmacher und andere Mitglieder des organisierten
(V)Erbrechens vor.

Dabei geht er über das Tagespolitische hinaus und hinterfragt unser
Weltbild mit einer Mischung aus schwarzem Humor, Spott und Poesie. Vom
Regierungssprecher bis zum Waffenhändler, vom Schönheitschirurgen bis
zum eigenen Ich...nichts und niemand bleibt ungeschoren im poetischen
Kabarett von Deutschlands bissigstem Mund.

Karten ab 18,10 EUR inkl. Geb.

VVK: Saalbaukasse und Online-Ticket-Shop sowie an allen bekannten
CTS-VVK-Stellen

Termin:

Am 28.10.2016 um 20:00 Uhr

Veranstaltungsort: Saalbau Witten

Bergerstraße 25, 58452 Witten

Telefon: 02302 581 24 02

Telefax: 02302 581 24 99

E-Mail: kulturforum@stadt-witten.de

Webseite: www.saalbau-witten.de

 * 

Quelle:

Postfach 22 80

58449 Witten

E-Mail: presse@witten.de

Internet: www.witten.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





SCHAUSPIEL - KOMÖDIE/292: Witten - "Der letzte der feurigen Liebhaber" am 30. Oktober 2016


"Der letzte der feurigen Liebhaber"



Barney Cashmans erotische Erfahrungen beschränken sich nahezu
ausschließlich auf eine monogame, bislang 23-jährige Ehe mit seiner
grundanständigen Highschool - Freundin Helma. Jetzt im Alter von 47
Jahren, möchte der Familienvater und Besitzer eines New Yorker
Fischrestaurants endlich seinen Horizont erweitern und - ist es
Torschlusspanik oder männliche Emanzipation? - einmal im Leben etwas
Aufregendes erleben. Doch das ist leichter gesagt als getan! Die
Zuschauer erleben einen linkischen Verführungsversuch nach dem anderen
und Barneys grandioses Scheitern als feuriger Liebhaber.

Karten ab: 20,50 EUR

VVK: Saalbaukasse, Volksbühne, www.eventim.de und bei allen bekannten
CTS-VVK-Stellen

Termin: Am 30.10.2016 um 17:00 Uhr

Veranstaltungsort: Saalbau Witten

Bergerstraße 25, 58452 Witten

Telefon: 02302 581 24 02

Telefax: 02302 581 24 99

E-Mail: kulturforum@stadt-witten.de

Webseite: www.saalbau-witten.de

 * 

Quelle:

Postfach 22 80

58449 Witten

E-Mail: presse@witten.de

Internet: www.witten.de
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INFOPOOL / TIERE / FAKTEN





VETERINÄR/424: Nutz- und Haustiere erhalten weniger Antibiotika (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 4. August 2016

Nutz- und Haustiere erhalten weniger Antibiotika

DBV: Anhaltender Erfolg bei der Reduzierung des Antibiotikaeinsatzes



Die Auswertungen des Bundesamtes für Verbraucherschutz und
Lebensmittelsicherheit (BVL) zeigen, dass die Tierärzte in Deutschland
deutlich weniger Antibiotika einsetzen. Demnach sind die Abgabemengen
an Antibiotika an die Tierärzte 2015 um 51 Prozent gegenüber 2011
gesunken. Allein im Vergleich zu 2014 wurden innerhalb eines Jahres
die Abgabemengen an Antibiotika um 32 Prozent, also um 401 Tonnen,
verringert. Damit setzt sich die angestrebte Strategie der Minimierung
und Optimierung beim Antibiotikaeinsatz in der Tierhaltung erfolgreich
fort, wie der Deutsche Bauernverband (DBV) feststellte. Die Tierärzte
hatten zur Behandlung von Nutz- und Haustieren 2015 insgesamt noch 837
Tonnen Antibiotika bezogen.

Wie das Bundesamt weiter mitteilte, haben die Tierärzte zur Behandlung
von Nutz- und Haustieren 2015 aber auch mehr Wirkstoffe erhalten,
denen eine besondere Bedeutung für die Therapie beim Menschen
zugeschrieben wird. Der Anteil dieser sogenannten Reserveantibiotika
am gesamten Antibiotikabezug der Tierärzte stieg auf 2015 von 1,3
Prozent in 2014 auf 2,3 Prozent in 2015.

Bei der Auswertung der Abgabemengen an die Tierärzte kann nicht
unterschieden werden, ob die Antibiotika zur Heilung von Nutz- oder
Haustieren verschrieben wurden Dem BVL zufolge lassen sich die
gemeldeten Wirkstoffmengen nicht einzelnen Tierarten zuordnen, da die
Mehrzahl der Wirkstoffe für die Anwendung bei verschiedenen Tierarten
zugelassen ist.

Der DBV kritisierte, dass es zum Vergleich und der Abschätzung der
Resistenzgefährdung keine verlässlichen Antibiotikadaten im
humanmedizinischen Bereich gibt. Eine vollständige Transparenz sei
notwendig, um die nationale Strategie zur Eindämmung von 
Antibiotika-Resistenzen (sogenannte DART-Strategie) zum Erfolg zu führen.

Der DBV begrüßt ausdrücklich alle Maßnahmen, die wirksam dabei
helfen, die Eindämmung von gegen Antibiotika resistenten Keimen
effizient zu erreichen. Deshalb bewertet der Bauernverband die
Tatsache auch kritisch, dass das Arzneimittelgesetz hohe Auflagen nur
den Nutztierhaltern auferlegt, nicht aber den Haltern von Haustieren
und den Humanmedizinern, obwohl das Arzneimittelgesetz die Zulassung
und der Verkehr aller Arzneimittel regeln soll. Wenn nicht jetzt der
verantwortungsbewusste und damit geringere Einsatz von Antibiotika in
allen Bereichen der Medizin gefordert und gefördert wird, verliere die
seit Jahren geforderte Strategie gegen resistente Keime an
Glaubwürdigkeit, betont der DBV.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. August 2016

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7

10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 407

Fax: 030 / 31 904 431

Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





EUROPA/465: EU-Kommission registriert "People4Soil" (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - Donnerstag, 04. August 2016 / Naturschutz & Biodiversität

EU-Kommission registriert "People4Soil" 



Die Europäische Kommission hat letzte Woche die Registrierung der
Europäischen Bürgerinitiative (EBI) "People4Soil" beschlossen. Diese
fordert die Kommission auf, "Boden als gemeinsames, auf EU-Ebene zu
schützendes Erbe anzuerkennen und einen spezifischen Rechtsrahmen zu
entwickeln, der den wichtigsten Gefahren für die Böden begegnet".

Die Kommission kam zu dem Schluss, dass die rechtlichen
Voraussetzungen für die Registrierung der EBI erfüllt sind. Nun haben
die Organisatoren ein Jahr Zeit, Unterschriften zur Unterstützung
ihres Vorschlags zu sammeln. Sollte sie innerhalb eines Jahres eine
Million Unterstützungsbekundungen aus mindestens sieben verschiedenen
Mitgliedstaaten erhalten, muss die Kommission innerhalb von drei
Monaten reagieren. Die Kommission kann entscheiden, der Aufforderung
zu folgen oder ihr nicht zu folgen; in beiden Fällen muss sie die
Gründe für ihre Entscheidung erläutern.

Zudem hat die Kommission die EBI "Let'sFly2Europe" registriert, welche
die Kommission um um Vorlage eines Vorschlags "zur Abschaffung der
Bestimmungen der Richtlinie 2001/51/EG ersucht, die
Beförderungsunternehmen benachteiligen, die Flüchtlingen die Einreise
in die EU per Flugzeug ermöglichen. [Quelle: UWD, red]



UWD

http://www.eu-umweltbuero.at/inhalt/eu-kommission-registriert-die-
europaeischen-buergerinitiativen-letsfly2europe-und-people4soil?ref=

EU-Kommission Pressemitteilung

http://europa.eu/rapid/press-release_IP-16-2653_de.htm

Website der Organisatoren der europäischen Bürgerinitiative 
"LetsFly2Europe"

http://www.letsfly2europe.eu/

Website der Organisatoren der europäischen Bürgerinitiative
"People4Soil"

http://www.people4soil.eu/index-en.php

 * 

Quelle:

EU-News, 04.08.2016

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

E-Mail: eu-info@dnr.de

Internet: www.eu-koordination.de
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INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





MELDUNG/375: Verfassungsbeschwerde gegen CETA-Abkommen (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - Donnerstag, 04. August 2016 / Wirtschaft & Ressourcen

Verfassungsbeschwerde gegen CETA-Abkommen 



Ein Bündnis aus den Organisationen Campact, Foodwatch und Mehr
Demokratie hat 100.000 Vollmachten für eine Verfassungsbeschwerde
gegen das umstrittene Freihandelsabkommen der EU mit Kanada (CETA)
gesammelt.

Somit ist "Nein zu CETA" schon jetzt die größte Bürgerklage in der
Geschichte der Bundesrepublik. Mit der Klage will das Bündnis prüfen
lassen, ob das CETA-Abkommen und seine "vorläufige Anwendung" mit dem
Grundgesetz vereinbar sind (s. EU-Umweltnews vom 7. Juli 2016 [1]).

"CETA ist nicht nur demokratiepolitisch gefährlich, sondern auch
verfassungsrechtlich bedenklich. Die bisherige Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichts lässt nur den Schluss zu, dass
völkerrechtliche Verträge eines solchen Inhalts nicht mit dem
Grundgesetz übereinstimmen", sagte Professor Bernhard Kemper, Direktor
des Instituts für Völkerrecht und ausländisches öffentliches Recht an
der Universität Köln, der das Bündnis als Prozessbevollmächtigter
vertritt. [lr]



Artikel

http://www.huffingtonpost.de/Mehr-Demokratie/100000-menschen-unterstue_b_11307094.html

Bündnis-Homepage

https://www.ceta-verfassungsbeschwerde.de/

[1] http://www.eu-koordination.de/umweltnews/news/ressourcenpolitik/3810-2016-07-07-07-57-27

 * 

Quelle:

EU-News, 04.08.2016

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

E-Mail: eu-info@dnr.de

Internet: www.eu-koordination.de
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ENERGIE/1513: Von wegen Klimaretter - Erdgas gilt zu Unrecht als klimafreundlicher Energieträger (FUE Rundbrief)


Forum Umwelt & Entwicklung - Rundbrief 2/2016

Von wegen Klimaretter

Erdgas gilt zu Unrecht als klimafreundlicher Energieträger

von Daniel Hiß



Immer mehr Studien zeigen: Erdgas kann keinen Beitrag zum
Klimaschutz oder zum Gelingen der Energiewende leisten. Statt zur
Brückentechnologie taugt Erdgas nur zur Bremse einer progressiven
Energiepolitik. EU-Kommission (EU - Europäische Union) und
Bundesregierung setzen dennoch verstärkt auf diesen Energieträger und
werfen die in Paris vereinbarten Klimaziele über Bord.

Bei der Klimakonferenz der Vereinten Nationen (UN) in Paris 2015 haben
sich die Staats- und Regierungschefs der UN-Mitgliedsstaaten darauf
verständigt, die Erderwärmung auf 1,5 bis 2 Grad zu beschränken und
den Ausstoß von Treibhausgasen signifikant zu verringern. Im Kern geht
es bei den Gipfelbeschlüssen von Paris vor allem um eine Reduktion der
Kohlendioxid-Emissionen. So jedenfalls sieht es die Erdöl- und
Erdgasindustrie, die sich als große Gewinnerin des Klimavertrags
fühlt. Schließlich preist sie schon seit Jahren Erdgas als Partner der
Erneuerbaren Energien und klimafreundliche fossile Brücke in eine
regenerative Energieversorgung und sauberen Ersatz für Kohle an. Diese
Marketingsprüche der Erdgas- und Energiekonzerne sind längst Leitbild
der Politik. Erdgas als Brückentechnologie - insbesondere diese
Vorstellung verfängt, lässt sie doch den eingeschlagenen Weg der
Energiewende nur halb so steinig und schwer erscheinen.

Mythos sauberes Erdgas

Gerade im Energiewendeland Deutschland wird diese Erzählung nur selten
hinterfragt. Dabei gäbe es dafür gute Gründe. Sicher, in der
Verbrennung stößt Erdgas deutlich weniger klimaschädliches CO2 aus als
Kohle. Bei näherer Betrachtung zeigt sich aber, dass das nur ein Teil
der Wahrheit ist. Methanemissionen etwa, die bei Gewinnung und
Transport von Erdgas anfallen, finden in kaum einer Statistik
Berücksichtigung. In der Antwort auf eine kleine Anfrage der
Bundestagsfraktion von Bündnis 90/Die Grünen schrieb die
Bundesregierung im Januar 2016 vielsagend: "Bei der Nutzung von Erdgas
werden im Vergleich zu anderen fossilen Energieträgern die geringsten
Treibhausgasemissionen erzeugt, vorausgesetzt, dass es zu keiner
Freisetzung von hohen Methanemissionen entlang der Erdgasförder-,
Liefer- und Nutzungskette kommt."[1]

Angesichts der Tatsache, dass immerhin 10 Prozent der deutschen
Methanemissionen aus der heimischen Erdgasproduktion stammen, ist das
eine nicht unwichtige Einschränkung. Erdgas besteht hauptsächlich aus
Methan, das bei einem Zeithorizont von 100 Jahren rund 25-mal
klimaschädlicher ist als CO2. Bei einem Zeithorizont von nur 20 Jahren
liegt das Treibhauspotenzial von Methan laut Weltklimarat (IPCC) sogar
bei einem CO2-Äquivalent von 84 - eine Tonne Methan entspricht also 84
Tonnen Kohlendioxid. In einer vergleichenden Berechnung für einen
Zeitraum von 20 Jahren kommt die US-Umweltorganisation Food and Water
Watch daher zu dem Ergebnis, dass Erdgas eine deutlich schlechtere
Klimabilanz als Kohle hat, wenn nur 2,8 Prozent des Gases unverbrannt
in die Atmosphäre entweichen.[2] Zwar sind Methanemissionen nur schwer
zu berechnen, US-Studien und einige Messungen an konkreten
Förderstellen zeigen allerdings, dass die Leckageraten wohl deutlich
über diesem Wert liegen. Insbesondere durch den Einsatz von Fracking,
das in den USA seit Beginn der 2000er Jahre einen regelrechten
Erdgasboom ausgelöst hat und über dessen Einsatz auch hierzulande
gestritten wird, verschlechtert sich die Klimabilanz von Erdgas
deutlich. Das ist in erster Linie auf die deutlich höheren
Methanleckagen bei Fracking im Vergleich zur konventionellen
Erdgasgewinnung zurückzuführen.

Gas verdrängt Erneuerbare

Der kurze Blick auf die Klimabilanz verdeutlicht: Erdgas als
klimafreundlicher fossiler Energieträger ist vor allem ein unhaltbares
Marketing-Versprechen. Enorme Gesundheits- und Umweltrisiken, die von
der Gasgewinnung in konventionellen und unkonventionellen Lagerstätten
ausgehen, sind dabei noch gar nicht berücksichtigt. Auch hier zeigt
sich: Ganz anders als sein Ruf ist Erdgas kein sauberer Energieträger.
Auch an deutschen Erdgasförderstätten sind Störfälle und
Umweltverschmutzungen etwa durch austretendes Lagerstättenwasser oder
unsachgemäß entsorgte Bohrschlämme keine Seltenheit.[3]

Ein Anstieg der Gasverstromung könnte schlussendlich dazu führen, dass
die CO2-Emissionen weiter steigen. Im besten Fall sinkt der
Kohlenstoffdioxid-Ausstoß bis 2050 um lediglich 2 Prozent. Das ist das
Ergebnis einer internationalen Studie aus dem Jahr 2014, an der unter
anderem das Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung (PIK) beteiligt
war.[4] Das Fazit der ForscherInnen lautet: Mehr und vor allem
günstiges Gas einzusetzen hilft weder dem Klima noch dem Ausbau der
Erneuerbaren Energien.

Grund dafür sind vor allem Verdrängungseffekte von Erdgas gegenüber
regenerativen Energieträgern. Zwar könnten rund 10 Prozent der Kohle
durch Gas substituiert werden, allerdings würden auch rund 8 Prozent
der Erneuerbaren aus dem Markt gedrängt. Billiges Erdgas konterkariert
obendrein sämtliche Effizienzbemühungen, da Kostenanreize wegfallen.
Auch das Umweltbundesamt (UBA) kam im vergangenen Jahr zu einem
ähnlichen Urteil und warnte davor, die Ausbeutung unkonventioneller
Erdgasvorkommen weiter voranzutreiben. Dies hätte langfristig einen
Anstieg der Treibhausgasemissionen und damit höhere Kosten für die
Einhaltung der Klimaziele zur Folge.[5]

EU setzt alles auf die Erdgas-Karte

Die Faktenlage ist eindeutig - dennoch nimmt die Politik diese
Entzauberung des Erdgas-Märchens bislang nicht zur Kenntnis. Allen
voran die Europäische Union setzt massiv auf Erdgas als Energieträger
der Zukunft und weitet Programme und Maßnahmen aus, um die
Versorgungssicherheit mit Erdgas langfristig zu sichern. Die
Europäische Energieunion, der erste Fortschrittsbericht zur
Energieunion sowie das im Februar 2016 veröffentlichte Maßnahmenpaket
zur Sicherung der Erdgasversorgung in der EU sprechen eine eindeutige
Sprache: Erdgas ist langfristig der wichtigste Energieträger in
Europa. Um das zu gewährleisten, plant die EU-Kommission den Bau neuer
Pipelines und sogenannter LNG-Terminals, um Flüssiggas per Schiff
unter anderem aus den USA importieren zu können. Außerdem steht die
Diversifizierung der Erdgasimporte sowie die Förderung der heimischen
Erdgasproduktion auf dem Programm der EU-Kommission.

Der geplante massive Ausbau der Erdgasinfrastruktur zementiert die
fossile Energieversorgung und schafft vor allem Anreize für
milliardenschwere Fehlinvestitionen. Schon heute besteht in der EU
eine Überkapazität an Erdgas- und LNG-Infrastruktur, die
Importkapazitäten reichen aus, um die prognostizierte Erdgasnachfrage
bis 2050 zu decken.[6] Die Umsetzung der Kommissionspläne würde dieses
Problem noch verstärken. In eigenen Berechnungen zeigt die
EU-Kommission auf, dass das Ziel, die Energieeffizienz in Europa bis
2030 um 27 Prozent zu steigern, eine um 15,5 Prozent gesunkene
Erdgasnachfrage zur Folge hätte. Mit einem ambitionierten
Effizienzziel von 40 Prozent könnte die Nachfrage sogar um 42 Prozent
sinken.

Statt auf die eigenen Berechnungen zu vertrauen, Energieeffizienz und
den Ausbau regenerativer Energien konsequent voranzutreiben, schafft
die EU-Kommission mit den vorgelegten Maßnahmenpaketen allerdings
langfristige Abhängigkeiten. Beim Ausbau der Erdgasinfrastruktur ist
mit geplanten Nutzungsdauern von mehreren Jahrzehnten, im Regelfall
über das Jahr 2050 hinaus, zu rechnen. Das schafft Lock-in-Effekte für
Erdgas oder führt zu sogenannten "stranded assets" der beteiligten
Unternehmen - also massive Kapitalvernichtung, die letztlich auch zu
Lasten der SteuerzahlerInnen gehen.

Fossile Brennstoffe müssen im Boden bleiben

In Sachen verfehlter Klimapolitik steht die deutsche Bundesregierung
der EU-Kommission allerdings in nichts nach. Im vergangenen Jahr hat
das Kabinett ein Gesetzespaket auf den Weg gebracht, das Fracking in
unkonventionellen Erdgaslagerstätten rechtssicher ermöglichen soll.
Zwar liegt das Fracking-Gesetzespaket seit gut einem Jahr auf Eis,
aber auch diese Initiative zeigt: Auf allen Ebenen lässt sich Politik
gerne von falschen Hoffnungen in das vermeintlich klimafreundliche
Erdgas treiben. Tatsächlich müsste Deutschland aber bis spätestens
2030 aus der Erdgas-Verstromung aussteigen, um seinen Beitrag zum
Erreichen des 1,5-Grad-Ziels von Paris zu leisten.[7]

Eine ambitionierte Klimapolitik erfordert also unweigerlich, dass ein
Großteil der weltweit bekannten fossilen Energierohstoffe im Boden
bleibt. Schon um das Zwei-Grad-Ziel zu erreichen, betrifft das auch 50
Prozent der weltweit bekannten Erdgasvorkommen.[8] Neue Investitionen
in den Ausbau der fossilen Infrastruktur sind da das falsche Rezept.

Der Autor arbeitet beim Deutschen Naturschutzring zu

Rohstoffpolitik und Fracking.

Bildunterschrift der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildung der Originalpublikation:

Trotz Überkapazitäten bei den Erdgasimporten will die EU weitere
Pipelines bauen lassen



Das Forum Umwelt & Entwicklung wurde 1992 nach der UN-Konferenz für
Umwelt und Entwicklung gegründet und koordiniert die Aktivitäten der
deutschen NROs in internationalen Politikprozessen zu nachhaltiger
Entwicklung. Rechtsträger ist der Deutsche Naturschutzring,
Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzverbände (DNR)
e.V. 



1 http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/076/1807665.pdf.
2 http://www.foodandwaterwatch.org/insight/urgent-case-ban-fracking.
3 Mirja Schoderer (2016): Das große Unwissen. umwelt aktuell, Nr. 06.
4
http://www.nature.com/nature/journal/v514/n7523/full/nature13837.html.
5
http://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/378/publikationen/climate_change_03_2015_the_impact_of_shale_gas_1.pdf.
6 Peter Polder/Tamra Gilbertson/Antonio Tricarico (2014). Natural Lock-in. Current politics in the European Union. 

https://www.rosalux.de/fileadmin/rls_uploads/pdfs/engl/Natural-gas-lock-in.pdf.

7
http://www.greenpeace.de/files/publications/160222_klimaschutz_paris_studie_02_2016_fin_neu.pdf.


8 Christophe McGlade/Paul Ekins (2015). The geographical distribution
of fossil fuels unused when limiting global warming to 2°C. 

http://www.nature.com/articles/nature14016.epdf?referrer_access_token=JqSoyQrWMdrEdKrvwb9KK9RgN0jAjWel9jnR3ZoTv0MEzzy4wDRQte5fViQxiPJjD2pVn_VEiIJXUIpylA0k5wai7jIkdlrsxH4us6o8IkRrfp9fU8zf1yyA7V4a2SpIuj2evG17WOLC4ynIgyJtZW6BHHoSJIrCjWlJjGVW1OWiI9Nx_pamVLkVzK258JixtuOqb6zBF8d0mCxnT1ROJQ%3D%3D.

 * 

Quelle:

Rundbrief 2/2016, Seite 31-32

Herausgeber:

Forum Umwelt & Entwicklung

Marienstr. 19-20, 10117 Berlin

Telefon: 030/678 1775 93, Fax: 030/678 1775 80

E-Mail: info@forumue.de

Internet: www.forumue.de
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FISCHEREI/252: Erster Nordsee-Mehrjahresplan der EU-Kommission (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - Donnerstag, 04. August 2016 / Wasser & Meere

Erster Nordsee-Mehrjahresplan 



Erstmals hat gestern die EU-Kommission einen Mehrjahresplan für die
Fischerei in der Nordsee vorgeschlagen. Laut Kommissione werden
Fanggrenzen auf Grundlage wissenschaftlicher Erkenntnisse festgelegt.
In der Nordsee betreiben mindestens sieben verschiedene Küstenstaaten
der EU und Norwegen Fischerei.

Trotz der Wechselwirkungen aus den grenzübergreifenden Befugnissen
sollen die Entscheidungen laut EU-Kommission künftig "näher am Ort des
Geschehens" erfolgen. Umweltkommissar Karmenu Vella sagte:
"Mehrjahrespläne sind ein wichtiges Werkzeug, um
Entscheidungsbefugnisse auf die regionale Ebene zu verlagern. Deshalb
schlagen wir für die Nordsee, einen unserer reichhaltigsten
Fanggründe, einen solchen Mehrjahresplan vor. Das langfristig
angelegte Konzept dient nicht nur dazu, den Erhaltungszustand von
Beständen zu verbessern, sondern auch den Fischern langfristig mehr
Planungssicherheit zu geben."

Für die Nordsee ist der vorgesehene Bewirtschaftungsplan der erste
seiner Art. Er regelt die Bewirtschaftung für Grundfischarten, die in
diesem Gewässer über 70 Prozent des gesamten Fischereisektors
ausmachen. Der nun vorgesehene Mehrjahresplan würde den derzeitigen
Wiederauffüllungsplan für Kabeljau und den Plan für Scholle und
Seezunge ersetzen. Die EU-Mehrjahrespläne müssen die Standards zum
höchstmöglichen Dauerertrag und zum guten Zustand der Fischbestände
beachten.

Im Juni hatten sich die EU-Institutionen auf einen
Bewirtschaftungsplan für die Ostsee geeinigt. Dieser Kompromiss ist
nun Grundlage für den Vorschlag für die Nordsee. Der gute Zustand der
Fischbestände ist in der Nordsee durch langjährige Überfischung
gefährdet. Die Meeresschutzorganisation OCEANA sammelt derzeit auf
einer Expedition Daten zu den zurückgegangenen Fischbeständen und
deren Habitaten. Diese sollen der künftigen Ausweisung von
Meeresschutzgebieten dienen. [ab]



Pressemitteilung der EU-Kommission

http://ec.europa.eu/germany/news/mehrjahresplan-zur-fischerei-der-nordsee-mehr-entscheidungen-vor-ort-treffen-0_de?newsletter_id=188&utm_source=representations_newsletter&utm_medium=email&utm_campaign=EU-Aktuell&utm_content=Mehrjahresplan%20zur%20Fischerei%20in%20der%20Nordsee:%20Mehr%20Entscheidungen%20vor%20Ort%20treffen&lang=de

Informationen OCEANA

http://eu.oceana.org/en/our-work/expeditions/2016-north-sea-expedition/overview

 * 

Quelle:

EU-News, 04.08.2016

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

E-Mail: eu-info@dnr.de

Internet: www.eu-koordination.de
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GENTECHNIK/1010: Gen-Soja - Neu zugelassene Sorten bergen besonders hohes Risiko (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro München

Gen-Soja: Neu zugelassene Sorten bergen besonders hohes Risiko

Nachricht aus der Redaktion München vom 3. August 2016



München - 03.08.2016. Die EU-Kommission hat am vergangenen Freitag
drei neue Gen-Sojasorten als Lebens- und Futtermittel in der EU
zugelassen. Die Genehmigung umfasst den Import und die Vermarktung,
nicht jedoch den Anbau in der EU. Die neu zugelassenen Sojasorten
wurden so genmanipuliert, dass sie resistent gegenüber zwei
verschiedenen Unkrautvernichtern sind. Sie überstehen also den Einsatz
der Unkrautvernichtungsmittel ohne dabei Schaden zu nehmen, während
alle anderen Pflanzen um sie herum absterben.


Gefährliche Kombinationseffekte

Bei solchen mehrfach resistenten Gen-Pflanzen können verschiedene
Wirkstoffe kombiniert gespritzt werden. Diese können sich gegenseitig
beeinflussen, wodurch unbekannte Effekte hervorgerufen werden können,
die die gesundheitsschädliche Wirkung der Mittel noch verstärken.
Solche Kombinationseffekte werden bei den Bewertungsverfahren durch
die zuständigen Behörden nicht berücksichtigt. Eines dieser Herbizide
ist das umstrittene Glyphosat, dessen Zulassung in der EU um weitere
18 Monate verlängert wurde, obwohl es als sicher krebserregend bei
Mäusen und als wahrscheinlich krebserregend beim Menschen gilt. Die
von Monsanto entwickelten Sorten sind außerdem resistent gegen den
Wirkstoff Dicamba, die Bayer-Sorte gegen Isoxaflutol. Beide Wirkstoffe
sind wie Glyphosat Breitbandherbizide. VerbraucherInnen und Nutztiere
können der Kombination dieser giftigen Mischung durch Rückstände in
den importierten Sojabohnen ausgesetzt sein.


Verheerende Auswirkungen in den Anbauländern

Europas Hunger nach Fleisch und Milchprodukten ist groß. Um diesen
Hunger zu stillen, werden enorme Mengen Eiweißfuttermittel benötigt,
die in den Futtertrögen der industriellen Tierhaltung landen. Dafür
werden jährlich etwa 35 Millionen Tonnen gentechnisch veränderte
Futtermittel - vor allem Soja - nach Europa importiert, die
hauptsächlich aus Südamerika kommen. Der Anbau von Gen-Soja hat in den
Herkunftsländern verheerende ökologische und soziale Auswirkungen:
Regenwälder werden großflächig abgeholzt, Menschen, Tiere und die
Umwelt werden durch den massiven Einsatz von Pestiziden vergiftet,
Kleinbauern werden von ihrem Land vertrieben und verlieren ihre
Existenzgrundlage.


Kennzeichnungspflicht nötig

Beim Einkauf erfahren Sie als VerbraucherIn nicht, ob Fleisch, Milch
oder Eier von Tieren stammen, die mit genmanipulierten Futterpflanzen
gefüttert wurden. Als Käufer solcher Produkte werden Sie zu
Unterstützern der Agro-Gentechnik, unwissentlich und - sofern Sie den
Anbau gentechnisch veränderter Pflanzen ablehnen - gegen ihren Willen.
Machen Sie jetzt bei unserer E-Mail-Aktion mit und fordern Sie die 
EU-Kommissare für Verbraucherpolitik, Umwelt, Landwirtschaft und
Gesundheit auf, für eine klare Kennzeichnung von Gentechnik zu sorgen.


Über die Autorin

Von Christine Vogt, Referentin für Landwirtschaft und Gentechnik,
Umweltinstitut München e.V.


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Johanna Heuveling

E-Mail: johanna.heuveling@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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AUSSTELLUNG/391: Eigenes Handeln überdenken, Lebensmittel wertschätzen - Osnabrück ab 11.8. (idw)


Deutsche Bundesstiftung Umwelt (DBU) - 27.07.2016

DBU: Eigenes Handeln überdenken: Lebensmittel wertschätzen

DBU beklagt "Lebensmittelverschwendung gigantischen Ausmaßes" - Neue
Ausstellung zum Thema



Osnabrück. "Wir leisten uns eine Lebensmittelverschwendung
gigantischen Ausmaßes: In Deutschland landen jedes Jahr etliche
Millionen Tonnen Lebensmittel im Müll. Diesen ökologischen,
volkswirtschaftlichen und sozialen Irrsinn müssen wir stoppen", sagt
Dr. Heinrich Bottermann, Generalsekretär der Deutschen Bundesstiftung
Umwelt (DBU). Das ganze System von der Herstellung über den Handel bis
zum Verbraucher müsse hinterfragt werden. Wichtig sei es, die Ursachen
von Lebensmittelverlusten zu erkennen und ganzheitlich etwas zu
verändern. Bottermann: "Allein wegen der Tatsache, dass weltweit rund
800 Millionen Menschen hungern, zahlen wir mit dieser Verschwendung
einen sehr hohen Preis - völlig unnötig." Denn in Deutschland müssten
viele Lebensmittel nicht im Müll landen, wenn Verfahrens- und
Handlungsweisen sowie gesetzliche Vorgaben überdacht und optimiert
würden.

"Die öffentliche Debatte bedarf dringend eines Perspektivwechsels -
weg von Schuldzuweisungen hin zu einer konstruktiven
gesellschaftlichen Debatte", sagt Bottermann weiter. Und: "Wir müssen
wieder dahin kommen, dass die Mittel zum Leben wertgeschätzt werden."
Unser Konsumverhalten habe auch internationale Auswirkungen, "wenn
Erdbeeren aus Spanien, Äpfel aus Neuseeland oder etwa Fisch aus China
gekauft und damit auch Anbau-, Arbeits- und Haltungsbedingungen in
weit entfernten Teilen der Erde beeinflusst werden".

Neben zahlreichen fachlich und finanziell geförderten Projekten hat
die DBU jetzt eine interaktive Ausstellung mit dem Titel
"ÜberLebensmittel" entwickelt. Eröffnet wird sie am 11. August in
Osnabrück. Hintergründe, überraschende Einblicke, aber vor allem
Lösungsvorschläge, wie sich trotz begrenzter Ressourcen - also aller
natürlichen Lebensgrundlagen und Rohstoffe einschließlich Luft, Wasser
und Boden - und veränderter Ernährungsgewohnheiten eine stetig
wachsende Weltbevölkerung auch in Zukunft gesichert und ausgewogen
ernähren kann, werden präsentiert. Darüber hinaus wurde jetzt eine von
der DBU beauftragte Studie veröffentlicht, die einen Überblick über
die Situation der Lebensmittelverluste und -abfälle im Einzelhandel,
in Krankenhäusern, Kantinen und in der Gastronomie sowie in
Privathaushalten verschafft. Daraus lasse sich zum Beispiel ableiten,
dass nur durch Änderung des Managements rund 40 Prozent weniger
Lebensmittel weggeworfen werden müssten.




Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.dbu.de/123artikel36839_2362.html

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news656869

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution997

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsche Bundesstiftung Umwelt (DBU), Franz-Georg Elpers, 27.07.2016

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FESTE/2433: Borken - Stadtfest am 10. und 11. September 2016


Stadtfest in Borken 2016 - Mit Freunden in Borken!

Samstag, den 10. bis Sonntag, den 11. September 2016 im Borkener
Stadtpark



Unter dem Motto "mit Freunden in Borken" feiert die Stadt Borken ihr
alljährliches Stadtfest vom 10. bis 11. September 2016 im idylischen
Stadtpark mit vielen Mitmachaktionen für jung und alt. Das
Stadtmarketing der Stadt Borken lädt alle Bürgerinnen und Bürger und
Besucherinnen und Besucher recht herzlich hierzu ein!

Zeiten sind:

- Samstag, den 10. September 2016 von 14.00 Uhr bis 24.00 Uhr

- Sonntag, den 11. September 2016 von 13.00 Uhr bis 18:00 Uhr

In diesem Jahr wird das Stadtfest ausschließlich im grünen Ambiente
des Borkener Stadtpark veranstaltet. Auf zwei Eventbühnen, wovon die
eine ausschließlich mit hochwertiger Kinderanimation, wie das
Zirkustheater 'StandArt' oder die 'Kinderliederrevue' bespielt wird -
ist auf der zweiten Veranstaltungsfläche über Tag ein buntes und
abwechslungsreiches Mitmachprogramm für alle Generationen gebucht.
Einer der Höhepunkte ist hier ein Rudelsingen unter der Leitung von
David Rauterberg. Auch ein Tanzkurs mit professionellen Tanzlehrern
des TSC, Borken auf einer Outdoortanzfläche wird angeboten. Weiterhin
befindet sich hier eine spezielle Area für Jugendliche zum Chillen mit
'Blitzomat' und der Mitmachaktion 'Capoeira-Workschop' mit
anschließender Show.

Das Samstagsabendprogramm, beschrieben als 'sehr empfehlenswert'
startet mit einem Damen-Trio bekannt unter dem Künstlernamen
'Zucchini-Sistaz', die ihr musikalisches Repertoire mit Witz, Charme
und Raffinesse an den Zuhörer überbringen. Im Anschluss verzaubert uns
der Sänger 'Christian Meringolo & Band' den Abend mit italienischen
Songs aus der Rock- und Popgeschichte.

Rundum ein vielfältiges, farbenfrohes und attraktives Programm, wozu
wir Sie alle zum Mitmachen und Staunen recht herzlich einladen.

Auch für das leibliche Wohl aller großen und kleinen Genießer ist
gesorgt.

Im Mittelpunkt steht das aktive Einbeziehen bzw. Mitmachen aller Gäste
des Stadtfestes. Ein lebendiges Programm, das den Gast zum Mitmachen
und Verweilen einlädt. Der Sonntag ist wie gewohnt verkaufsoffen.
Samstags findet ab 9.00 Uhr ein Kinderflohmarkt an der
VR-Bank-Westmünsterland statt.

Weitere Informationen zum Stadtfest erhalten Sie auf borken.de und auf
den ausliegenden Flyern, die auch zum Download bereit stehen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 25. Juli 2016

Kreis Borken

Büro des Landrats, Pressestelle

Burloer Straße 93, 46325 Borken

Telefon: (0 28 61) 82 21 - 07 / 09

Fax: (0 28 61) 82 - 13 41

E-Mail: pressestelle@kreis-borken.de
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TOUR/6760: Nordseeküste Schleswig-Holstein - Wattwanderung durch die Unendlichkeit


Wanderung durch die Unendlichkeit



Eine Wattwanderung gehört während eines Urlaubes an der Nordseeküste
Schleswig-Holsteins unbedingt dazu, schließlich ist das Wattenmeer
weltweit einmalig. Jede Wanderung auf dem Meeresboden ist ein Erlebnis
und jedes Mal gibt es etwas Neues zu bestaunen, zu erleben, zu lernen.
Wattwanderungen gibt es für jeden Anspruch und für jede Kondition. Die
Tour vom Festland bei Südwesthörn zur Insel Föhr ist ein ganz
besonderes Wattwandererlebnis. Und zwar deshalb:


	sie hat ein Ziel: die Insel Föhr

	sie gehört zu den "Großen" und ist damit ein echtes Abenteuer, weit weg vom Rest der Welt

	machbar für Leute mit normaler Kondition und auch für Kinder ab 9 Jahren, Dauer der Wanderung insgesamt ca. 3 bis 3,5 Stunden (ohne Transfers)

	die führt hauptsächlich über gut zu gehendes, festes Sandwatt

	es gibt nur wenig Muschelbänke

	sie führt durch verschiedene Landschaften, z.B. Marsch, Salzwiesen und Lahnungsfelder, so lernt man die typischen Lebensräume der Nordsee in ihrem Zusammenhang kennen

	die Beobachtungsmöglichkeiten (mit Glück!) für sind Tiere besonders vielfältig; z.B. Feldlerche über der Marsch und der Salzwiese und Seehund auf der Rückfahrt mit der Fähre

	machbar (Wattwanderung/Fähre) an einem Tag von Föhr bzw. vom Festland

	trotz der Länge ist Zeit für naturpädagogische Themen: das Leben im Watt mit Wattwurm, Krabbe und Co. wird erklärt



Mehr Informationen zur Wattwanderung von Südwesthörn nach Föhr und dem
Reisen unter www.wattwandererlebnis.de. Weitere Naturerlebnisse und
Wattwanderungen unter www.nordseetourismus.de/naturveranstaltungen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 28.07.2016

Nordsee-Tourismus-Service GmbH

Zingel 5, 25813 Husum

Info-Hotline: (04841) 89 75 0

E-Mail: info@nordseetourismus.de

Internet: www.nordseetourismus.de
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